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Jahrgang 1973 Ausgegeben am 20. Juli 1973 76. Stück

3 4 3 . Übereinkommen über die Internationale Fernmeldesatellitenorganisation „INTELSAT" samt
Anlagen und Betriebsübereinkommen über die Internationale Fernmeldesatel-
litenorganisation „INTELSAT" samt Anlage

343.

Nachdem das am 20. August 1971 in Washington zur Unterzeichnung aufgelegte Überein-
kommen über die Internationale Fernmeldesatellitenorganisation „INTELSAT", dessen Arti-
kel VII c iii, Artikel VII c viii, Artikel VIII b ii, Artikel VIII b vi, Artikel X a xxvi, Artikel XVI b i
und ii und Artikel XVII c, d und e verfassungsändernde Bestimmungen enthalten, samt Anlagen
sowie dem am 20. August 1971 in Washington zur Unterzeichnung aufgelegten Betriebsüberein-
kommen über die Internationale Fernmeldesatellitenorganisation „INTELSAT", dessen Artikel 21 c,
d und e sowie Artikel 22 c, d und e verfassungsändernde Bestimmungen enthalten, samt Anlage,
welches Vertragswerk also lautet:

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN ÜBER DIE INTER-
NATIONALE FERNMELDESATELLITEN-

ORGANISATION „INTELSAT"

PRÄAMBEL
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens -

in Anbetracht des in Resolution 1721 (XVI)
der Generalversammlung der Vereinten Nationen
niedergelegten Grundsatzes, daß Satelliten-Fern-
meldeverbindungen so bald wie möglich allen
Völkern auf der Grundlage der Nichtdiskriminie-
rung weltweit zur Verfügung stehen sollen;

in Anbetracht der einschlägigen Bestimmungen
des Vertrages über die Grundsätze zur Regelung
der Tätigkeiten von Staaten bei der Erforschung
und Nutzung des Weltraums einschließlich des
Mondes und anderer Himmelskörper, insbeson-
dere des Artikels I, der besagt, daß der Welt-
raum zum Vorteil und im Interesse aller Länder
genutzt werden soll;

im Hinblick darauf, daß nach dem Überein-
kommen über eine vorläufige Regelung für ein
weltweites kommerzielles Satelliten-Fernmelde-
system und des dazugehörigen Sonder-Überein-
kommens ein weltweites kommerzielles Satelliten-
Fernmeldesystem geschaffen worden ist;

von dem Wunsch geleitet, die Entwicklung
dieses Satelliten-Fernmeldesystems fortzusetzen
mit dem Ziel, zu einem einzigen weltweiten
kommerziellen Satelliten-Fernmeldesystem zu ge-
langen, und zwar als Bestandteil eines verbes-
serten Welt-Fernmeldenetzes, das alle Gebiete
der Erde mit erweiterten Fernmeldediensten ver-
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sorgt und zum Weltfrieden und zur internatio-
nalen Verständigung beiträgt;

entschlossen, zu diesem Zweck aufgrund des
neuesten Standes der Technik der ganzen Mensch-
heit die leistungsfähigsten und wirtschaftlichsten
Fernmeldeeinrichtungen zugute kommen zu las-
sen, die mit einer rationellen und gerechten Aus-
nützung des Funkfrequenzspektrums und des für
die Umlaufbahnen verfügbaren Raumes verein-
bar sind;

in der Auffassung, das Satelliten-Fernmelde-
wesen müsse so gestaltet werden, daß alle Völker
Zugang zu dem weltweiten Satellitensystem er-
halten können und daß den Mitgliedstaaten der
Internationalen Fernmelde-Union, die dies wün-
schen, die Möglichkeit eröffnet wird, Kapital in
das System zu investieren und sich somit an der
Planung und Entwicklung, am Bau einschließ-
lich der Lieferung von Ausrüstungsgegenständen,
an der Errichtung, dem Betrieb und der Instand-
haltung des Systems sowie am Eigentum daran
zu beteiligen;

aufgrund des Übereinkommens über eine vor-
läufige Regelung für ein weltweites kommerziel-
les Satelliten-Fernmeldesystem —

sind wie folgt übereingekommen:

ARTIKEL I

(Begriffsbestimmungen)

In diesem Übereinkommen haben die nach-
stehenden Ausdrücke folgende Bedeutung:

a) „Übereinkommen" bezeichnet das vorlie-
gende, am 20. August 1971 in Washington zur
Unterzeichnung durch die Regierungen aufge-
legte Übereinkommen, durch das die Internatio-
nale Fernmeldesatellitenorganisation „INTEL-
SAT" gegründet wird, einschließlich der Anla-
gen, aber ausschließlich aller Artikelüberschriften;

b) "Betriebsübereinkommen" bezeichnet das
am 20. August 1971 in Washington zur Unter-
zeichnung durch die Regierung oder die von der
Regierung gemäß dem Übereinkommen bestimm-
ten Fernmelde-Rechtsträger aufgelegte Überein-
kommen einschließlich der Anlage, aber aus-
schließlich aller Artikelüberschriften;

c) „Vorläufiges Übereinkommen" bezeichnet
das von den Regierungen am 20. August 1964
in Washington unterzeichnete Übereinkommen
über eine vorläufige Regelung für ein weltweites
kommerzielles Satelliten-Fernmeldesystem ;

d) „Sonder-Übereinkommen" bezeichnet das
von den Regierungen oder von Regierungen
bestimmten Fernmelde-Rechtsträgern gemäß dem
Vorläufigen Übereinkommen am 20. August 1964
unterzeichnete Übereinkommen;
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e) „Interimsausschuß für das Satelliten-Fern-
meldewesen" bezeichnet den nach Artikel IV des
Vorläufigen Übereinkommens eingesetzten Aus-
schuß;

f) „Vertragspartei" bezeichnet einen Staat, für
den das Übereinkommen in Kraft getreten ist
oder auf den es vorläufig angewendet wird;

g) „Unterzeichner" bezeichnet diejenigen Ver-
tragsparteien oder von einer Vertragspartei be-
stimmten Fernmelde-Rechtsträger, die das Be-
triebsübereinkommen unterzeichnet haben und
für die es in Kraft getreten ist oder auf die es
vorläufig angewendet wird;

h) „Weltraumsegment" bezeichnet die Fern-
meldesatelliten sowie die für ihren Betrieb erfor-
derlichen Bahnverfolgungs-, Telemetrie-, Befehls-,
Steuerungs-, Überwachungs- und zugehörigen
Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstände;

i) „INTELSAT-Weltraumsegment" bezeichnet
das der INTELSAT gehörende Weltraum-
segment;

j) „Fernmeldeverkehr" bezeichnet jede Über-
mittlung, jede Aussendung oder jeden Empfang
von Zeichen, Signalen, Schriftzeichen, Bildern,
Tönen oder Nachrichten jeder Art über Draht,
Funk, auf optischem Wege oder über andere
elektromagnetische Systeme;

k) „öffentliche Fernmeldedienste" bezeichnet
feste oder bewegliche Fernmeldedienste, die durch
Satelliten erbracht werden können und der
Öffentlichkeit zur Benützung zur Verfügung ste-
hen z. B. Telefon, Telegraf, Fernschreiber, Fak-
simile, Datenübermittlung, Übermittlung von zur
Weitergabe an die Öffentlichkeit bestimmten
Rundfunk- und Fernsehprogrammen zwischen
zugelassenen Erdefunkstellen, die Zugang zum
INTELSAT-Weltraumsegment haben, sowie
Mietleitungen für einen dieser Zwecke; ausge-
nommen sind jedoch bewegliche Dienste solcher
Art, die aufgrund des Vorläufigen Übereinkom-
mens und des Sonder-Übereinkommens nicht
erbracht wurden, bevor dieses Übereinkommen
zur Unterzeichnung aufgelegt wurde, und die
über bewegliche Funkstellen abgewickelt werden,
die unmittelbar mit einem Satelliten arbeiten,
der ganz oder teilweise dazu bestimmt ist, Dienste
im Zusammenhang mit der Sicherheit oder der
Flugkontrolle von Luftfahrzeugen oder mit dem
Navigationsfunk für die Luft- oder Seeschiffahrt
zu erbringen;

l) „Sonderfernmeldedienste" bezeichnet Fern-
meldedienste, die durch Satelliten erbracht wer-
den können, mit Ausnahme der unter lit. k
bezeichneten Dienste; dazu gehören unter ande-
rem Navigationsfunkdienste, Satelliten-Rund-
funkdienste, die von der Allgemeinheit emp-
fangen werden können, Weltraumforschungs-
dienste, meteorologische Dienste und Dienste zur
Erforschung der Hilfsquellen der Erde;
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m) „Vermögenswert" bezeichnet jeden wie auch
immer gearteten Gegenstand, der Eigentum sein
kann, sowie vertragliche Rechte;

n) „Planung" und „Entwicklung" umfassen
auch die unmittelbar mit den Zwecken von
INTELSAT zusammenhängende Forschung.

ARTIKEL II

(Gründung der INTELSAT)

a) Unter voller Berücksichtigung der in der
Präambel niedergelegten Grundsätze gründen
die Vertragsparteien hiermit die Internationale
Fernmeldesatellitenorganisation „INTELSAT",
deren Hauptzweck es ist, die Planung und Ent-
wicklung, den Bau und die Errichtung, den Be-
trieb und die Instandhaltung des gemäß dem
Vorläufigen Übereinkommen und dem Sonder-
Übereinkommen geschaffenen Weltraumsegmen-
tes des weltweiten kommerziellen Satelliten-Fern-
meldesystems in endgültiger Form fortzuführen.

b) Jeder Vertragsstaat unterzeichnet das gemäß
diesem Übereinkommen zu schließende und
gleichzeitig damit zur Unterzeichnung aufzule-
gende Betriebsübereinkommen oder bestimmt
einen öffentlichen oder privaten Fernmelder
Rechtsträger, der es unterzeichnet. Die Bezie-
hungen zwischen dem als Unterzeichner handeln-
den Fernmelde-Rechtsträger und der Vertrags-
partei, die ihn bestimmt hat, richten sich nach
den geltenden innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten.

c) Öffentliche und private Fernmelde-Rechts-
träger können unter Beachtung der für sie gel-
tenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften im
Wege direkter Verhandlungen geeignete Ver-
kehrsvereinbarungen treffen über die Benützung
der aufgrund dieses Übereinkommens und des
Betriebsübereinkommens zur Verfügung stehen-
den Fernmeldekanäle sowie über die der Öffent-
lichkeit anzubietenden Dienste, über Einrichtun-
gen, über die Verteilung der Einnahmen und
über die damit zusammenhängenden geschäft-
lichen Regelungen.

ARTIKEL III

(Tätigkeitsbereich der INTELSAT)

a) Bei der Fortführung der mit dem Welt-
raumsegment des in Artikel II lit. a genannten
weltweiten kommerziellen Satelliten-Fernmelde-
systems zusammenhängenden Tätigkeit in endgül-
tiger Form verfolgt die INTELSAT den Haupt-
zweck, auf kommerzieller Grundlage das Welt-
raumsegment bereitzustellen, das erforderlich ist,
um allen Gebieten der Welt internationale öffent-
liche Fernmeldedienste von hoher. Qualität und
Zuverlässigkeit auf der Grundlage der Nicht-
diskriminierung zur Verfügung zu stellen.
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b) Den Internationalen öffentlichen Fernmelde-
diensten sind folgende Dienste gleichgestellt:

i) nationale öffentliche Fernmeldedienste
zwischen Gebieten, die durch nicht der
Hoheitsgewalt des betreffenden Staates
unterliegende Gebiete oder durch die
Hohe See getrennt sind;

ii) nationale öffentliche Fernmeldedienste
zwischen Gebieten, die nicht durch terre-
strische Breitband-Übertragungseinrich-
tungen verbunden und die durch natür-
liche Hindernisse so außergewöhnlicher
Art getrennt sind, daß sie die existenz-
fähige Anlage von terrestrischen Breit-
band-Übertragungseinrichtungen zwi-
schen diesen Gebieten verhindern, sofern
die Versammlung der Unterzeichner
unter Berücksichtigung der Stellung-
nahme des Gouverneursrats im voraus
die entsprechende Genehmigung erteilt
hat.

c) Das in Verfolgung des Hauptzwecks geschaf-
fene INTELSAT-Weltraumsegment wird auf der
Grundlage der Nichtdiskriminierung auch für
andere nationale öffentliche Fernmeldedienste
zur Verfügung gestellt, sofern die Fähigkeit der
INTELSAT, ihren Hauptzweck zu erfüllen, da-
durch nicht beeinträchtigt wird.

d) Das INTELSAT-Weltraumsegment kann auf
Ersuchen und zu angemessenen Bedingungen auch
für internationale oder nationale Sonderfern-
meldedienste — außer für militärische Zwecke —
benützt werden, sofern

i) die Bereitstellung öffentlicher Fernmelde-
dienste dadurch nicht beeinträchtigt wird
und

ii) die Regelungen im übrigen technisch
und wirtschaftlich annehmbar sind.

e) Die INTELSAT kann auf Ersuchen und zu
angemessenen Bedingungen unabhängig vom
INTELSAT-Weltraumsegment Satelliten oder
damit zusammenhängende Einrichtungen für

i) nationale öffentliche Fernmeldedienste in
Hoheitsgebieten, die der Hoheitsgewalt
einer oder mehrerer Vertragsparteien
unterstehen,

ii) internationale öffentliche Fernmelde-
dienste zwischen Hoheitsgebieten, die der
Hoheitsgewalt von zwei oder mehr Ver-
tragsparteien unterstehen,

iii) Sonderfernmeldedienste — außer für
militärische Zwecke —

bereitstellen, sofern der leistungsfähige und wirt-
schaftliche Betrieb des INTELSAT-Weltraum-
segments dadurch nicht beeinträchtigt wird.
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f) Die Benützung des INTELSAT-Weltraum-
segments für Sonderfernmeldedienste nach lit. d
und die Bereitstellung von Satelliten oder damit
zusammenhängenden Einrichtungen unabhängig
vom INTELSAT-Weltraumsegment nach lit. e
sind Gegenstand von Verträgen zwischen der
INTELSAT und den jeweiligen Antragstellern.
Die Benützung der Einrichtungen des INTEL-
SAT-Weltraumsegments für Sonderfernmelde-
dienste nach lit. d und die Bereitstellung von
Satelliten oder damit zusammenhängenden Ein-
richtungen unabhängig vom INTELSAT-Welt-
raumsegment für Sonderfernmeldedienste nach
lit. e Ziffer iii müssen den einschlägigen Geneh-
migungen der Versammlung der Vertragsparteien
nach Artikel VII lit. c Ziffer iv entsprechen, die
im Planungsstadium einzuholen sind. Bringt die
Benützung der Einrichtungen des INTELSAT-
Weltraumsegments für Sonderfernmeldedienste
zusätzliche Kosten mit sich, die sich aus den
erforderlichen Änderungen an den bestehenden
oder geplanten INTELSAT-Weltraumsegment-
einrichtungen ergeben, oder wird die Bereitstel-
lung von Satelliten oder damit zusammenhän-
genden Einrichtungen unabhängig vom INTEL-
SAT-Weltraumsegment nach lit. e Ziffer iii für
Sonderfernmeldedienste beantragt, so ist die
Genehmigung der Versammlung der Vertrags-
parteien nach Artikel VII lit. c Ziffer iv einzu-
holen, sobald der Gouverneursrat in der Lage
ist, die Versammlung im einzelnen über die
geschätzten Kosten des Vorschlags, die daraus
zu erwartenden Vorteile, die damit zusammen-
hängenden technischen oder sonstigen Probleme
sowie die voraussichtlichen Auswirkungen auf
gegenwärtige oder vorhersehbare INTELSAT-
Dienste zu unterrichten. Eine derartige Geneh-
migung ist einzuholen, bevor das Beschaffungs-
verfahren für die betreffende Einrichtung oder
die betreffenden Einrichtungen eingeleitet wird.
Vor Erteilung derartiger Genehmigungen hat die
Versammlung der Vertragsparteien gegebenen-
falls die unmittelbar mit der Bereitstellung der
betreffenden Sonderfernmeldedienste befaßten
SpezialOrganisationen der Vereinten Nationen zu
konsultieren oder sich zu vergewissern, daß die
INTELSAT derartige Konsultationen durchge-
führt hat.

ARTIKEL IV

(Rechtspersönlichkeit)

a) Die INTELSAT besitzt Rechtspersönlich-
keit. Sie besitzt die zur Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben und zur Erreichung ihrer Ziele erforder-
liche volle Rechtsfähigkeit, einschließlich der
Fähigkeit,

i) Abkommen mit Staaten oder internatio-
nalen Organisationen zu schließen;

ii) Verträge zu schließen;
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iii) Vermögenswerte zu erwerben und dar-
über zu verfügen und

iv) Prozeßpartei zu sein.

b) Jede Vertragspartei trifft alle erforderlichen
Maßnahmen im Rahmen ihrer Hoheitsgewalt,
um diesem Artikel nach ihrem innerstaatlichen
Recht Wirksamkeit zu verleihen.

ARTIKEL V

(Finanzielle Grundsätze)

a) Die INTELSAT ist Eigentümerin des
INTELSAT-Weltraumsegments und aller sonsti-
gen von der INTELSAT erworbenen Vermögens-
werte. Der finanzielle Anteil jedes Unterzeichners
an der INTELSAT entspricht dem Betrag, der
sich aus der Anwendung seines Investitionsanteils
auf die nach Artikel 7 des Betriebsüberein-
kommens durchgeführte Bewertung ergibt.

b) Jeder Unterzeichner hat einen Investitions-
anteil, der seinem Anteil an der Gesamtbenüt-
zung des INTELSAT-Weltraumsegments durch
alle Unterzeichner gemäß dem Betriebsüberein-
kommen entspricht. Jedoch darf der Investi-
tionsanteil eines Unterzeichners, selbst wenn
seine Benützung des INTELSAT-Weltraum-
segments gleich Null ist, nicht geringer sein als
der im Betriebsübereinkommen festgesetzte Min-
destanteil.

c) Jeder Unterzeichner trägt zum Kapital-
bedarf der INTELSAT bei und erhält Kapital-
rückzahlungen und eine Entschädigung für die
Nutzung des Kapitals gemäß dem Betriebsüber-
einkommen.

d) Alle Benützer des INTELSAT-Weltraum-
segments zahlen Benützungsgebühren, die gemäß
diesem Übereinkommen und dem Betriebsüber-
einkommen festgesetzt werden. Auf alle Antrag-
steller auf Weltraumsegmentkapazität findet für
jede Benützungsart der gleiche Gebührensatz für
die Benützung des Weltraumsegments Anwen-
dung.

e) Die in Artikel III lit. e erwähnten unabhän-
gigen Satelliten und die damit zusammenhängen-
den Einrichtungen können mit einstimmiger Ge-
nehmigung aller Unterzeichner als Teil des
INTELSAT-Weltraumsegments von der INTEL-
SAT finanziert werden und der INTELSAT gehö-
ren. Wird diese Genehmigung nicht erteilt, so
sind sie vom INTELSAT-Weltraumsegment
unabhängig, werden von den Antragstellern
finanziert und gehören ihnen. In diesem Fall
müssen die von der INTELSAT festgesetzten
finanziellen Bedingungen so beschaffen sein, daß
die unmittelbar aus der Planung, der Entwick-
lung, dem Bau und der Bereitstellung dieser
unabhängigen Satelliten und der damit zusam-
menhängenden Einrichtungen entstehenden Ko-
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sten sowie ein angemessener Teil der allgemeinen
Kosten und der Verwaltungskosten der INTEL-
SAT voll gedeckt sind.

ARTIKEL VI

(Struktur der INTELSAT)

a) Die INTELSAT hat folgende Organe:

i) die Versammlung der Vertragsparteien;
ii) die Versammlung der Unterzeichner;
iii) den Gouverneursrat und
iv) ein dem Gouverneursrat verantwort-

liches geschäftsführendes Organ.

b) Sofern nicht in diesem Übereinkommen
oder in dem Betriebsübereinkommen ausdrück-
lich etwas anderes vorgesehen ist, wird kein
Organ einen Beschluß fassen oder eine sonstige
Handlung vornehmen, die geeignet ist, die Aus-
übung einer Befugnis oder die Wahrnehmung
einer Verantwortung oder einer Aufgabe zu än-
dern, unwirksam zu machen, zu verzögern oder
auf andere Weise zu beeinträchtigen, die einem
anderen Organ durch dieses Übereinkommen
oder das Betriebsübereinkommen übertragen ist.

c) Vorbehaltlich der lit. b werden die Ver-
sammlung der Vertragsparteien, die Versamm-
lung der Unterzeichner und der Gouverneursrat
jeweils jede Entschließung, Empfehlung oder An-
sicht, die ein anderes dieser Organe in Wahr-
nehmung der ihm durch dieses Übereinkommen
oder das Betriebsübereinkommen übertragenen
Veranwortlichkeiten und Aufgaben annimmt
oder äußert, zur Kenntnis nehmen und gebüh-
rend berücksichtigen.

ARTIKEL VII

(Versammlung der Vertragsparteien)

a) Die Versammlung der Vertragsparteien be-
steht aus allen Vertragsparteien und ist das
Hauptorgan der INTELSAT.

b) Die Versammlung der Vertragsparteien
berät über diejenigen mit der INTELSAT zusam-
menhängenden Fragen, die vor allem für die
Vertragsparteien als souveräne Staaten von Inter-
esse sind. Sie ist befugt, über die allgemeine
Zielsetzung und die langfristigen Ziele der
INTELSAT zu beraten, die den Grundsätzen, den
Zwecken und dem Tätigkeitsbereich der INTEL-
SAT gemäß diesem Übereinkommen entsprechen
müssen. Im Einklang mit Artikel VI lit. b und c
wird die Versammlung der Vertragsparteien die
Entschließungen, Empfehlungen und Ansichten,
die ihr von der Versammlung der Unterzeichner
oder dem Gouverneursrat zugeleitet werden,
gebührend berücksichtigen
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c) Die Versammlung der Vertragsparteien hat
folgende Aufgaben und Befugnisse:

i) in Ausübung ihrer Befugnis, über die
allgemeine Zielsetzung und die langfri-
stigen Ziele der INTELSAT zu beraten,
gegenüber den anderen INTELSAT-Or-
ganen Ansichten zu äußern oder Empfeh-
lungen abzugeben, wie sie dies für ange-
bracht hält;

ii) zu beschließen, daß Maßnahmen getrof-
fen werden sollen, um zu verhindern,
daß die Tätigkeit der INTELSAT mit
einem allgemeinen mehrseitigen Vertrags-
werk kollidiert, das mit diesem Überein-
kommen vereinbar ist und dem minde-
stens zwei Drittel der Vertragsparteien
beigetreten sind;

iii) Änderungsvorschläge zu diesem Überein-
kommen nach Artikel XVII zu prüfen
und darüber zu beschließen sowie Ände-
rungen des Betriebsübereinkommens vor-
zuschlagen, dazu ihre Ansicht zu äußern
und Empfehlungen abzugeben;

iv) durch allgemeine Vorschriften oder
besondere Anordnungen die Benützung
des INTELSAT-Weltraumsegments und
die Bereitstellung von Satelliten und da-
mit zusammenhängenden Einrichtungen
unabhängig vom INTELSAT-Weltraum-
segment für Sonderfernmeldedienste im
Rahmen des in Artikel III lit. d und
lit. e Ziffer iii bezeichneten Tätigkeits-
bereichs zu genehmigen;

v) die nach Artikel VIII lit. b Ziffer v auf-
gestellten allgemeinen Vorschriften zu
überprüfen, um die Anwendung des
Grundsatzes der Nichtdiskriminierung
sicherzustellen;

vi) die von der Versammlung der Unter-
zeichner und vom Gouverneursrat vor-
gelegten Berichte über die Verwirk-
lichung der allgemeinen Zielsetzungen,
die Tätigkeit und das langfristige Pro-
gramm der INTELSAT zu prüfen und
ihre Ansicht dazu zu äußern;

vii) zu der Absicht, Weltraumsegmenteinrich-
tungen unabhängig von INTELSAT-
Weltraumsegmenteinrichtungen zu er-
richten, zu erwerben oder zu benützen,
nach Artikel XIV ihre Schlußfolgerungen
in Form von Empfehlungen zum Aus-
druck zu bringen;

viii) nach Artikel XVI lit. b Ziffer i Beschlüsse
im Zusammenhang mit dem Austritt
einer Vertragspartei aus der INTELSAT
zu fassen;

ix) Fragen der offiziellen Beziehungen zwi-
schen der INTELSAT und Staaten, ob
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sie Vertragsparteien sind oder nicht, oder
internationalen Organisationen zu ent-
scheiden;

x) von den Vertragsparteien vorgelegte Be-
schwerden zu prüfen;

xi) die in Artikel 3 der Anlage C bezeich-
neten Rechtssachverständigen zu wählen;

xii) Beschlüsse im Zusammenhang mit der
Ernennung des Generaldirektors nach
den Artikeln XI und XII zu fassen;

xiii) nach Artikel XII die Organisationsstruk-
tur des geschäftsführenden Organs zu
beschließen ;

xiv) alle sonstigen nach diesem Übereinkom-
men in den Zuständigkeitsbereich der
Versammlung der Vertragsparteien fal-
lenden Befugnisse auszuüben.

d) Die erste ordentliche Tagung der Ver-
sammlung der Vertragsparteien wird vom Gene-
ralsekretär innerhalb eines Jahres nach Inkraft-
treten dieses Übereinkommens anberaumt.
Danach wird planmäßig alle zwei Jahre eine
ordentliche Tagung abgehalten. Die Versammlung
der Vertragsparteien kann jedoch von Tagung
zu Tagung etwas anderes beschließen.

e) i) Außer den unter lit. d vorgesehenen
ordentlichen Tagungen kann die Ver-
sammlung der Vertragsparteien außer-
ordentliche Tagungen abhalten; diese
können entweder auf Antrag des Gouver-
neursrats nach Artikel XIV oder XVI
oder auf Antrag einer oder mehrerer
Vertragsparteien anberaumt werden, der
von mindestens einem Drittel der Ver-
tragsparteien einschließlich der antrag-
stellenden unterstützt wird.

ii) Anträge auf außerordentliche Tagungen
müssen den Zweck der Tagung angeben
und schriftlich an den Generalsekretär
oder Generaldirektor gerichtet werden;
dieser sorgt dafür, daß die Tagung so
bald wie möglich und entsprechend den
Bestimmungen der Geschäftsordnung der
Versammlung der Vertragsparteien für
die Anberaumung derartiger Tagungen
stattfindet.

f) Die Versammlung der Vertragsparteien ist
beschlußfähig, wenn auf einer Sitzung die Ver-
treter der Mehrheit der Vertragsparteien anwe-
send sind. Jede Vertragspartei hat eine Stimme.
Beschlüsse über materielle Fragen bedürfen der
Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der
Vertragsparteien, deren Vertreter anwesend sind
und an der Abstimmung teilnehmen. Beschlüsse
über Verfahrensfragen bedürfen der Zustimmung
der einfachen Mehrheit der Vertragsparteien,
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deren Vertreter anwesend sind und an der Ab-
stimmung teilnehmen. Streitigkeiten darüber, ob
es sich um eine Verfahrensfrage oder eine mate-
rielle Frage handelt, werden mit der einfachen
Mehrheit der Vertragsparteien entschieden, deren
Vertreter anwesend sind und an der Abstimmung
teilnehmen.

g) Die Versammlung der Vertragsparteien gibt
sich ihre Geschäftsordnung; diese enthält Vor-
schriften für die Wahl eines Vorsitzenden und
sonstiger Amtsträger.

h) Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihrer
Vertretung auf einer Tagung der Versammlung
der Vertragsparteien. Die Tagungskosten der
Versammlung der Vertragsparteien gelten als
Verwaltungskosten der INTELSAT im Sinne des
Artikels 8 des Betriebsübereinkommens.

ARTIKEL VIII

(Versammlung der Unterzeichner)

a) Die Versammlung der Unterzeichner be-
steht aus allen Unterzeichnern. Nach Artikel VI
lit. b und c wird die Versammlung der Unter-
zeichner die ihr von der Versammlung der Ver-
tragsparteien oder vom Gouverneursrat vorge-
legten Entschließungen, Empfehlungen und An-
sichten gebührend berücksichtigen.

b) Die Versammlung der Unterzeichner hat
folgende Aufgaben und Befugnisse:

i) den Jahresbericht und die jährlichen
finanziellen Aufstellungen, die ihr vom
Gouverneursrat vorgelegt werden, zu
prüfen und ihre Ansicht dazu zu äußern;

ii) zu Änderungsvorschlägen zu diesem
Übereinkommen nach Artikel XVII ihre
Ansicht zu äußern und Empfehlungen
abzugeben sowie nach Artikel 22 des
Betriebsübereinkommens Änderungsvor-
schläge zum Betriebsübereinkommen, die
mit diesem Übereinkommen vereinbar
sind, unter Berücksichtigung der Ansich-
ten und Empfehlungen der Versammlung
der Vertragsparteien oder des Gouver-
neursrats zu prüfen und darüber zu be-
schließen;

iii) vom Gouverneursrat vorgelegte Berichte
über zukünftige Programme einschließ-
lich ihrer voraussichtlichen finanziellen
Folgen zu prüfen und ihre Ansicht dazu
zu äußern;

iv) Empfehlungen des Gouverneursrats über
eine Heraufsetzung der in Artikel 5 des
Betriebsübereinkommens vorgesehenen
Höchstgrenze zu prüfen und darüber zu
beschließen;
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v) auf Empfehlung des Gouverneursrats
und als Richtlinien für ihn allgemeine
Vorschriften aufzustellen über
A. die Zulassung von Erdefunkstellen

für den Zugang zum INTELSAT-
Weltraumsegment;

B. die Zuteilung von INTELSAT-
Weltraumsegmentkapazität;

C. die Festsetzung und Anpassung der
Gebührensätze für die Benützung
des INTELSAT-Weltraumsegments
auf der Grundlage der Nichtdiskri-
minierung;

vi) nach Artikel XVI Beschlüsse im Zusam-
menhang mit dem Austritt eines Unter-
zeichners aus der INTELSAT zu fassen;

vii) von den Unterzeichnern unmittelbar
oder über den Gouverneursrat oder von
Benützern des INTELSAT-Weltraum-
segments, die keine Unterzeichner sind,
über den Gouverneursrat vorgelegte Be-
schwerden zu prüfen und ihre Ansicht
dazu zu äußern;

viii) Berichte über die Verwirklichung der all-
gemeinen Zielsetzungen, die Tätigkeit
und das langfristige Programm der
INTELSAT auszuarbeiten und der Ver-
sammlung der Vertragsparteien vorzu-
legen;

ix) Beschlüsse über die in Artikel III lit. b
Ziffer ii erwähnte Genehmigung zu fas-
sen;

x) den vom Gouverneursrat der Versamm-
lung der Vertragsparteien nach Arti-
kel XII lit. g vorgelegten Bericht über
eine endgültige Regelung der Geschäfts-
führung zu prüfen und ihre Ansicht dazu
zu äußern;

xi) jährlich die in Artikel IX vorgesehene
Bestimmung für die Zwecke der Vertre-
tung im Gouverneursrat vorzunehmen;

xii) alle sonstigen nach diesem Übereinkom-
men oder dem Betriebsübereinkommen
in den Zuständigkeitsbereich der Ver-
sammlung der Unterzeichner fallenden
Befugnisse auszuüben.

c) Die erste ordentliche Tagung der Versamm-
lung der Unterzeichner wird vom Generalsekre-
tär auf Ersuchen des Gouverneursrats innerhalb
von neun Monaten nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens anberaumt. Danach findet in
jedem Kalenderjahr eine ordentliche Tagung statt.

d) i) Außer den unter lit. c vorgesehenen
ordentlichen Tagungen kann die Ver-
sammlung der Unterzeichner - außer-
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ordentliche Tagungen abhalten; diese
können entweder auf Antrag des Gou-
verneursrats oder auf Antrag eines oder
mehrerer Unterzeichner anberaumt wer-
den, der von mindestens einem Drittel
der Unterzeichner einschließlich des oder
der antragstellenden Unterzeichner
unterstützt wird.

ii) Die Anträge auf außerordentliche Tagun-
gen müssen den Zweck der Tagung an-
geben und schriftlich an den General-
sekretär oder Generaldirektor gerichtet
werden; dieser sorgt dafür, daß die
Tagung so bald wie möglich und entspre-
chend den Bestimmungen der Geschäfts-
ordnung der Versammlung der Unter-
zeichner über die Anberaumung derarti-
ger Tagungen stattfindet. Die Tagesord-
nung der außerordentlichen Tagung ist
auf den oder die Zwecke zu beschränken,
für die sie anberaumt wurde.

e) Die Versammlung der Unterzeichner ist
beschlußfähig, wenn auf einer Sitzung die Ver-
treter der Mehrheit der Unterzeichner anwesend
sind. Jeder Unterzeichner hat eine Stimme. Be-
schlüsse über materielle Fragen bedürfen der Zu-
stimmung von mindestens zwei Dritteln der
Unterzeichner, deren Vertreter anwesend sind
und an der Abstimmung teilnehmen. Beschlüsse
über Verfahrensfragen bedürfen der Zustimmung
der einfachen Mehrheit der Unterzeichner, deren
Vertreter anwesend sind und an der Abstim-
mung teilnehmen. Streitigkeiten darüber, ob es
sich um eine Verfahrensfrage oder eine materielle
Frage handelt, werden mit einfacher Mehrheit
der Unterzeichner entschieden, deren Vertreter
anwesend sind und an der Abstimmung teil-
nehmen.

f) Die Versammlung der Unterzeichner gibt
sich ihre Geschäftsordnung; diese enthält Vor-
schriften für die Wahl eines Vorsitzenden und
sonstiger Amtsträger.

g) Jeder Unterzeichner trägt die Kosten seiner
Vertretung auf einer Tagung der Versammlung
der Unterzeichner. Die Tagungskosten der Ver-
sammlung der Unterzeichner gelten als Verwal-
tungskosten der INTELSAT im Sinne des Arti-
kels 8 des Betriebsübereinkommens.

ARTIKEL IX

(Gouverneursrat: Zusammensetzung und
Abstimmung)

a) Der Gouverneursrat besteht aus

i) einem Gouverneur als Vertreter jedes
Unterzeichners, dessen Investitionsanteil
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nicht unter dem nach lit. b bestimmten
Mindestinvestitionsanteil liegt;

ii) einem Gouverneur als Vertreter jeder
Gruppe von zwei oder mehr nach Zif-
fer i nicht vertretenen Unterzeichnern,
deren zusammengefaßter Investitions-
anteil nicht unter dem nach lit. b
bestimmten Mindestinvestitionsanteil
liegt und die sich auf eine derartige Ver-
tretung geeinigt haben;

iii) einem Gouverneur als Vertreter jeder
Gruppe von mindestens fünf nach Ziffer i
oder ii nicht vertretenen Unterzeichnern
aus jeweils einer der durch die 1965
in Montreux abgehaltene Bevollmäch-
tigtenkonferenz der Internationalen
Fernmelde-Union bezeichneten Regionen,
unabhängig von den Gesamtinvestitions-
anteilen der die Gruppe bildenden Unter-
zeichner. Jedoch darf die Zahl der Gou-
verneure aufgrund dieser Bestimmung
nicht mehr als zwei für jede von der
Union bezeichneten Region oder fünf
für alle von der Union bezeichneten Re-
gionen betragen.

b) i) Während der Zeit vom Inkrafttreten
dieses Übereinkommens bis zur ersten
Tagung der Versammlung der Unter-
zeichner entspricht der Mindestinvesti-
tionsanteil, der einen Unterzeichner oder
eine Gruppe von Unterzeichnern zur
Vertretung im Gouverneursrat berech-
tigt, dem Investitionsanteil des Unter-
zeichners, der auf der in abnehmender
Reihenfolge der anfänglichen Investi-
tionsanteile aller Unterzeichner aufge-
stellten Liste den dreizehnten Platz ein-
nimmt.

ii) Nach der unter Ziffer i genannten Zeit
bestimmt die Versammlung der Unter-
zeichner jährlich den Mindestinvestitions-
anteil, der einen Unterzeichner oder eine
Gruppe von Unterzeichnern zur Vertre-
tung im Gouverneursrat berechtigt.
Dabei läßt sich die Versammlung der
Unterzeichner davon leiten, daß es wün-
schenswert ist, die Zahl der Gouver-
neure — ausschließlich der nach lit. a
Ziffer iii gewählten Gouverneure — bei
etwa zwanzig zu halten.

iii) Zum Zweck der Bestimmung nach Zif-
fer ii setzt die Versammlung der Unter-
zeichner einen Mindestinvestitionsanteil
nach folgenden Regeln fest:
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A. Besteht der Gouverneursrat im Zeit-
punkt der Bestimmung aus zwanzig,
einundzwanzig oder zweiundzwan-
zig Gouverneuren, so setzt die Ver-
sammlung der Unterzeichner einen
Mindestinvestitionsanteil fest, der
dem Investitionsanteil des Unter-
zeichners entspricht, der auf der der-
zeit geltenden Liste den gleichen
Platz einnimmt, den der bei der vor-
hergehenden Bestimmung bezeich-
nete Unterzeichner auf der damals
geltenden Liste einnahm.

B. Besteht der Gouverneursrat im Zeit-
punkt der Bestimmung aus mehr als
zweiundzwanzig Gouverneuren, so
setzt die Versammlung der Unter-
zeichner einen Mindestinvestitions-
anteil fest, der dem Investitions-
anteil des Unterzeichners entspricht,
der auf der derzeit geltenden Liste
einen Platz oberhalb desjenigen ein-
nimmt, den der bei der vorher-
gehenden Bestimmung bezeichnete
Unterzeichner auf der damals gelten-
den Liste einnahm.

C. Besteht der Gouverneursrat im Zeit-
punkt der Bestimmung aus weniger
als zwanzig Gouverneuren, so setzt
die Versammlung der Unterzeichner
einen Mindestinvestitionsanteil fest,
der dem Investitionsanteil des
Unterzeichners entspricht, der auf
der derzeit geltenden Liste einen
Platz unterhalb desjenigen einnimmt,
den der bei der vorhergehenden Be-
stimmung bezeichnete Unterzeichner
auf der damals geltenden Liste ein-
nahm.

iv) Würde bei Anwendung des Verfahrens
nach Ziffer iii lit. B oder C die Zahl
der Gouverneure unter zwanzig bzw.
über einundzwanzig liegen, so setzt die
Versammlung der Unterzeichner einen
Mindestinvestitionsanteil fest, der nach
Möglichkeit sicherstellt, daß die Zahl der
Gouverneure zwanzig beträgt.

v) Für die Zwecke der Ziffern iii und iv
bleiben die nach lit. a Ziffer iii bestimm-
ten Gouverneure unberücksichtigt.

vi) Für die Zwecke des vorliegenden Ab-
satzes treten die nach Artikel 6 lit. c
Ziffer ii des Betriebsübereinkommens
bestimmten Investitionsanteile mit dem
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ersten Tag der auf die Bestimmung, fol-
genden ordentlichen Tagung der Ver-
sammlung der Unterzeichner in Kraft.

c) Sobald ein Unterzeichner oder eine Gruppe
von Unterzeichnern die Voraussetzungen für eine
Vertretung nach lit. a Ziffer i, ii oder iii erfüllt,
haben sie Anspruch auf Vertretung im Gouver-
neursrat. Im Falle einer unter lit. a Ziffer iii
bezeichneten Gruppe von Unterzeichnern wird
dieser Anspruch nach Eingang eines schriftlichen
Antrags dieser Gruppe beim geschäftsführenden
Organ wirksam, sofern die Zahl der im Gouver-
neursrat vertretenen Gruppen im Zeitpunkt des
Eingangs des schriftlichen Antrags die unter lit. a
Ziffer iii festgesetzten anwendbaren Grenzen
nicht bereits erreicht hat. Hat im Zeitpunkt des
Eingangs des schriftlichen Antrags die Vertre-
tung im Gouverneursrat nach lit. a Ziffer iii
die darin festgesetzten anwendbaren Grenzen
bereits erreicht, so kann die Gruppe von Unter-
zeichnern ihren Antrag auf der nächsten ordent-
lichen Tagung der Versammlung der Unterzeich-
ner zwecks Bestimmung nach lit. d einreichen.

d) Auf Antrag einer oder mehrerer unter lit. a
Ziffer iii bezeichneter Gruppen von Unterzeich-
nern bestimmt die Versammlung der Unterzeich-
ner jährlich, welche dieser Gruppen künftig oder
weiterhin im Gouverneursrat vertreten sein soll.
Dazu wählt die Versammlung der Unterzeichner,
wenn mehr als zwei Gruppen aus einer von der
Internationalen Fernmelde-Union bezeichneten
Region oder mehr als fünf Gruppen aus allen
von der Union bezeichneten Regionen vorhanden
sind, zunächst aus jeder dieser Regionen die
Gruppe mit dem höchsten zusammengefaßten
Investitionsanteil, die nach lit. c einen schrift-
lichen Antrag eingereicht hat. Liegt die Zahl der
auf diese Weise ausgewählten Gruppen unter
fünf, so werden die übrigen zu vertretenden
Gruppen in abnehmender Reihenfolge der
zusammengefaßten Investitionsanteile jeder
Gruppe gewählt, wobei die unter lit. a Ziffer iii
festgesetzten anwendbaren Grenzen nicht über-
schritten werden dürfen.

e) Um die Kontinuität innerhalb des Gouver-
neursrats zu gewährleisten, bleibt jeder Unter-
zeichner oder jede Gruppe von Unterzeichnern,
die nach lit. a Ziffer i, ii oder iii vertreten sind,
entweder einzeln oder als Teil der Gruppe unge-
achtet etwaiger Änderungen ihrer Investitions-
anteile infolge einer Angleichung der Investi-
tionsanteile bis zur nächsten Bestimmung nach
lit. b oder d vertreten. Jedoch wird die Vertre-
tung als Teil einer nach lit. a Ziffer ii oder iii
gebildeten Gruppe beendet, wenn durch den
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Austritt eines oder mehrerer Unterzeichner aus
der Gruppe der Anspruch der Gruppe auf Ver-
tretung im Gouverneursrat nach diesem Artikel
erlischt.

f) Vorbehaltlich der lit. g hat jeder Gouver-
neur einen Stimmenanteil, der demjenigen Teil
des Investitionsanteiles des von ihm vertretenen
Unterzeichners oder der von ihm vertretenen
Gruppe von Unterzeichnern entspricht, der sich
aus der Benützung des INTELSAT-Weltraum-
segments für Dienste folgender Art ergibt:

i) internationale öffentliche Fernmelde-
dienste;

ii) nationale öffentliche Fernmeldedienste
zwischen Gebieten, die durch nicht der
Hoheitsgewalt des betreffenden Staates
unterliegende Gebiete oder durch die
Hohe See getrennt sind, sowie

iii) nationale öffentliche Fernmeldedienste
zwischen Gebieten, die nicht durch terre-
strische Breitband-Übertragungseinrich-
tungen verbunden und die durch natür-
liche Hindernisse so außergewöhnlicher
Art getrennt sind, daß sie die existenz-
fähige Anlage von terrestrischen Breit-
band-Übertragungseinrichtungen zwi-
schen diesen Gebieten verhindern, sofern
die Versammlung der Unterzeichner im
voraus die nach Artikel III lit. b Ziffer ii
erforderliche Genehmigung erteilt hat.

g) Für die Zwecke der lit. f gilt folgende Rege-
lung:

i) im Fall eines Unterzeichners, dem nach
Artikel 6 lit. d des Betriebsübereinkom-
mens ein geringerer Investitionsanteil
gewährt wird, findet die Verringerung
verhältnismäßig auf alle Arten von Be-
nützung Anwendung;

ii) im Fall eines Unterzeichners, dem nach
Artikel 6 lit. d des Betriebsübereinkom-
mens ein höherer Investitionsanteil ge-
währt wird, findet die Erhöhung ver-
hältnismäßig auf alle Arten von Benüt-
zung Anwendung;

iii) im Fall eines Unterzeichners, der nach
Artikel 6 lit. h des Betriebsübereinkom-
mens einen Investitionsanteil von
0'05 v. H. hat und der für die Zwecke
der Vertretung im Gouverneursrat nach
lit. a Ziffer ii oder iii einer Gruppe ange-
hört, wird sein Investitionsanteil als aus
der Benützung des INTELSAT-Welt-
raumsegments für Dienste der unter lit. f
angeführten Arten stammend angesehen;
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iv) ein Gouverneur kann nicht mehr als
40 v. H. der gesamten Stimmenanteile
aller im Gouverneursrat vertretenen
Unterzeichner und Gruppen von Unter-
zeichnern abgeben. Soweit der Stimmen-
anteil eines Gouverneurs 40 v. H. der
gesamten Stimmenanteile überschreitet,
wird der Überschuß gleichmäßig auf die
anderen Gouverneure im Gouverneurs-
rat verteilt.

h) Für die Zwecke der Zusammensetzung des
Gouverneursrats und der Berechnung des Stim-
menanteils der Gouverneure werden die nach
Artikel 6 lit. c Ziffer ii des Betriebsüberein-
kommens bestimmten Investitionsanteile mit
dem ersten Tag der auf diese Bestimmung folgen-
den ordentlichen Tagung der Versammlung der
Unterzeichner wirksam.

i) Der Gouverneursrat ist beschlußfähig, wenn
auf einer Sitzung entweder die Mehrheit seiner
Mitglieder, die mindestens zwei Drittel der
gesamten Stimmenanteile aller im Gouverneurs-
rat vertretenen Unterzeichner und Gruppen von
Unterzeichnern besitzt, oder — ungeachtet des
von ihnen vertretenen Stimmenanteils — die
Gesamtzahl der den Gouverneursrat bildenden
Mitglieder abzüglich drei anwesend ist.

j) Der Gouverneursrat bemüht sich, seine Be-
schlüsse einstimmig zu fassen. Wird keine Ein-
stimmigkeit erzielt, so bedürfen seine Beschlüsse

i) in allen materiellen Fragen entweder der
Zustimmung von mindestens vier Gou-
verneuren, die mindestens zwei Drittel
des gesamten Stimmenanteils aller im
Gouverneursrat vertretenen Unterzeich-
ner und Gruppen von Unterzeichnern
unter Berücksichtigung der unter lit. g
Ziffer iv vorgesehenen Überschußvertei-
lung besitzen, oder aber der Zustimmung
von mindestens der Gesamtzahl der den
Gouverneursrat bildenden Mitglieder ab-
züglich drei, ungeachtet des von ihnen
vertretenen Stimmenanteils;

ii) in allen Verfahrensfragen der Zustim-
mung der einfachen Mehrheit der anwe-
senden und abstimmenden Gouverneure,
wobei jeder eine Stimme besitzt.

k) Streitigkeiten darüber, ob es sich bei einer
bestimmten Frage um eine Verfahrensfrage oder
eine materielle Frage handelt, entscheidet der
Vorsitzende des Gouverneursrats. Seine Entschei-
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dung kann mit Zweidrittelmehrheit der anwe-
senden und abstimmenden Gouverneure aufge-
hoben werden, wobei jeder eine Stimme besitzt.

l) Der Gouverneursrat kann, wenn er es für
zweckmäßig hält, beratende Ausschüsse einset-
zen, die ihn bei der Wahrnehmung seiner Auf-
gaben unterstützen.

m) Der Gouverneursrat gibt sich seine
Geschäftsordnung, die auch das Verfahren zur
Wahl eines Vorsitzenden und sonstiger etwa
erforderlicher Amtsträger regelt. Ungeachtet der
lit. j kann die Geschäftsordnung jedes beliebige
Abstimmungsverfahren für die Wahl der Amts-
träger vorsehen, das der Gouverneursrat für
zweckmäßig hält.

n) Die erste Tagung des Gouverneursrats findet
gemäß Absatz 2 der Anlage des Betriebsüberein-
kommens statt. Der Gouverneursrat tritt nach
Bedarf, jedoch mindestens viermal im Jahr,
zusammen.

ARTIKEL X

(Gouverneursrat: Aufgaben)

a) Der Gouverneursrat ist verantwortlich für
die Planung und Entwicklung, den Bau und die
Errichtung, den Betrieb und die Instandhaltung
des INTELSAT-Weltraumsegments sowie nach
Maßgabe dieses Übereinkommens, des Betriebs-
übereinkommens und etwaiger diesbezüglicher
Beschlüsse der Versammlung der Vertragsparteien
nach Artikel VII für die Ausübung aller son-
stigen von der INTELSAT unternommenen
Tätigkeiten. Zur Wahrnehmung dieser Verant-
wortlichkeiten hat der Gouverneursrat die nach
diesem Übereinkommen und dem Betriebsüber-
einkommen in seinen Zuständigkeitsbereich fal-
lenden Befugnisse und Aufgaben, die folgendes
einschließen:

i) Annahme von Zielsetzungen, Plänen und
Programmen im Zusammenhang mit der
Planung und Entwicklung, dem Bau und
der Errichtung, dem Betrieb und der
Instandhaltung des INTELSAT-Welt-
raumsegments und gegebenenfalls im Zu-
sammenhang mit allen sonstigen Tätig-
keiten, welche die INTELSAT wahrzu-
nehmen befugt ist;

ii) Annahme von Beschaffungsverfahren,
-vorschriften und -bedingungen im Ein-
klang mit Artikel XIII und Genehmi-
gung der Beschaffungsverträge;
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iii) Annahme der finanziellen Zielsetzungen
und der jährlichen finanziellen Aufstel-
lungen und Genehmigung der Haushalts-
pläne;

iv) Annahme der Zielsetzungen und Verfah-
ren für den Erwerb, den Schutz und die
Weitergabe von Rechten an Erfindungen
und technischen Informationen nach Ar-
tikel 17 des Betriebsübereinkommens;

v) Ausarbeitung von Empfehlungen an die
Versammlung der Unterzeichner hin-
sichtlich der Aufstellung der in Arti-
kel VIII lit. b Ziffer v vorgesehenen all-
gemeinen Vorschriften;

vi) Annahme technischer Normen und Ver-
fahren — im Einklang mit den von der
Versammlung der Unterzeichner aufge-
stellten allgemeinen Vorschriften — für
die Zulassung der Erdefunkstellen, die
Zugang zum INTELSAT-Weltraum-
segment haben sollen, für die Prüfung
und Überwachung der Betriebsdaten der
Erdefunkstellen, die Zugang haben, und
für die Koordinierung des Zugangs der
Erdefunkstellen zum INTELSAT-Welt-
raumsegment und seiner Benützung
durch die Erdefunkstellen;

vii) Annahme der Bedingungen für die Zu-
teilung von INTELSAT-Weltraum-
segmentkapazität im Einklang mit den
von der Versammlung der Unterzeich-
ner aufgestellten allgemeinen Vorschrif-
ten;

viii) regelmäßige Festsetzung der Gebühren-
sätze für die Benützung des INTELSAT-
Weltraumsegments im Einklang mit den
von der Versammlung der Unterzeichner
aufgestellten allgemeinen Vorschriften;

ix) Treffen geeigneter Maßnahmen nach Ar-
tikel 5 des Betriebsübereinkommens hin-
sichtlich einer Heraufsetzung der in
jenem Artikel vorgesehenen Höchst-
grenze;

x) Leitung der Verhandlungen mit der Ver-
tragspartei, in deren Hoheitsgebiet sich
der Sitz der INTELSAT befindet, und
Vorlage des Amtssitzabkommens, das die
in Artikel XV lit. c vorgesehenen Privi-
legien, Befreiungen und Immunitäten
regelt, an die Versammlung der Ver-
tragsparteien zur Beschlußfassung;

xi) Zulassung von Nichtstandarderdefunk-
stellen für den Zugang zum INTELSAT-
Weltraumsegment im Einklang mit den
von der Versammlung der Unterzeichner
aufgestellten allgemeinen Vorschriften;
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xii) Festsetzung von Bedingungen für den
Zugang von Fernmelde-Rechtsträgern,
die nicht der Hoheitsgewalt einer Ver-
tragspartei unterstehen, zum INTELSAT-
Weltraumsegment nach den von der Ver-
sammlung der Unterzeichner gemäß Ar-
tikel VIII lit. b Ziffer v aufgestellten all-
gemeinen Vorschriften und im Einklang
mit Artikel V lit. d;

xiii) Beschlüsse über Maßnahmen für Konten-
überziehungen und für die Kreditauf-
nahme nach Artikel 10 des Betriebs-
übereinkommens ;

xiv) Vorlage eines Jahresberichtes über die
Tätigkeit der INTELSAT sowie der
jährlichen finanziellen Aufstellungen an
die Versammlung der Unterzeichner;

xv) Vorlage von Berichten über zukünftige
Programme einschließlich ihrer voraus-
sichtlichen finanziellen Folgen an die Ver-
sammlung der Unterzeichner;

xvi) Vorlage von Berichten und Empfehlun-
gen an die Versammlung der Unter-
zeichner über jede sonstige Angelegen-
heit, die nach Ansicht des Gouverneurs-
rats von dieser Versammlung geprüft
werden sollte;

xvii) Beschaffung aller Informationen, die eine
Vertragspartei oder ein Unterzeichner
anfordert, um den Pflichten aus diesem
Übereinkommen oder dem Betriebsüber-
einkommen nachkommen zu können;

xviii) Ernennung und Entlassung des General-
sekretärs nach Artikel XII und des Gene-
raldirektors nach den Artikeln VII, XI
und XII;

xix) Bestimmung eines leitenden Funktionärs
des geschäftsführenden Organs zum
amtierenden Generalsekretär nach Arti-
kel XII lit. d Ziffer i und Bestimmung
eines leitenden Funktionärs des geschäfts-
führenden Organs zum amtierenden
Generaldirektor nach Artikel XI lit. d
Ziffer i ;

xx) Festlegung der Anzahl, der Einstufung
und der Anstellungsbedingungen des
gesamten Personals des geschäftsführen-
den Organs nach Empfehlung des Gene-
ralsekretärs oder des Generaldirektors;
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xxi) Genehmigung der Ernennung der leiten-
den Funktionäre, die dem Generalsekre-
tär oder dem Generaldirektor unmittel-
bar unterstehen, durch diesen;

xxii) Vorbereitung von Verträgen nach Arti-
kel XI lit. c Ziffer ii;

xxiii) Aufstellung allgemeiner interner Vor-
schriften und von Fall zu Fall Annahme
von Beschlüssen über die Anmeldung der
für das INTELSAT-Weltraumsegment zu
benützenden Frequenzen bei der Inter-
nationalen Fernmelde-Union nach deren
Verfahrensvorschriften;

xxiv) Beratung der Versammlung der Unter-
zeichner nach Artikel III lit.b Ziffer ii;

xxv) Äußerung seiner Feststellungen in Form
von Empfehlungen nach Artikel XIV
lit. c und Beratung der Versammlung
der Vertragsparteien nach Artikel XIV
lit. d oder e hinsichtlich der Absicht,
Weltraumsegmenteinrichtungen unabhän-
gig von den INTELSAT-Weltraum-
segmenteinrichtungen zu errichten, zu
erwerben oder zu benützen;

xxvi) Treffen von Maßnahmen nach Arti-
kel XVI dieses Übereinkommens und
Artikel 21 des Betriebsübereinkommens
im Zusammenhang mit dem Austritt
eines Unterzeichners aus der INTELSAT;

xxvii) Äußerung von Ansichten und Abgabe
von Empfehlungen zu Änderungsvor-
schlägen zu diesem Übereinkommen nach
Artikel XVII lit. b, Vorlage von Ände-
rungsvorschlägen zum Betriebsüberein-
kommen nach dessen Artikel 22 lit. a
sowie Äußerung von Ansichten und Ab-
gabe von Empfehlungen zu Änderungs-
vorschlägen zum Betriebsübereinkommen
nach dessen Artikel 22 lit. b.

b) Nach Artikel VI lit. b und c wird der
Gouverneursrat

i) die ihm von der Versammlung der Ver-
tragsparteien oder der Versammlung der
Unterzeichner übermittelten Entschlie-
ßungen, Empfehlungen und Ansichten
gebührend berücksichtigen;

ii) in seine Berichte an die Versammlung
der Vertragsparteien und die Versamm-
lung der Unterzeichner Informationen
über Maßnahmen oder Beschlüsse, die
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aufgrund dieser Entschließungen,
Empfehlungen und Ansichten getroffen
worden sind, sowie seine Gründe für
diese Maßnahmen oder Beschlüsse auf-
nehmen.

ARTIKEL XI

(Generaldirektor)

a) An der Spitze des geschäftsführenden Organs
steht der Generaldirektor; der Aufbau der Orga-
nisationsstruktur des Organs muß spätestens
sechs Jahre nach Inkrafttreten dieses Überein-
kommens abgeschlossen sein.

b) i) Der Generaldirektor ist der höchste lei-
tende Funktionär der INTELSAT und
vertritt diese nach außen; er ist dem
Gouverneursrat für die Wahrnehmung
aller Geschäftsführungsaufgaben unmit-
telbar verantwortlich.

ii) Der Generaldirektor handelt im Einklang
mit den Zielsetzungen und Richtlinien
des Gouverneursrats.

iii) Der Generaldirektor wird vom Gouver-
neursrat vorbehaltlich der Bestätigung
durch die Versammlung der Vertrags-
parteien ernannt. Er kann aus triftigem
Grund vom Gouverneursrat in eigener
Zuständigkeit entlassen werden.

iv) Bei der Ernennung des Generaldirektors
und der Auswahl des sonstigen Perso-
nals des geschäftsführenden Organs ist
vor allem darauf zu achten, daß die
höchsten Anforderungen im Hinblick auf
Integrität, Eignung und Tüchtigkeit er-
füllt sind. Der Generaldirektor und das
Personal des geschäftsführenden Organs
haben sich aller Handlungen zu enthal-
ten, die mit ihren Verantwortlichkeiten
gegenüber der INTELSAT unvereinbar
sind.

c) i) Die endgültige Geschäftsführungsrege-
lung hat den grundlegenden Zielen und
Zwecken der INTELSAT, ihrem inter-
nationalen Charakter und ihrer Ver-
pflichtung zu entsprechen, auf kommer-
zieller Grundlage Fernmeldedienste von
hoher Qualität und Zuverlässigkeit zur
Verfügung zu stellen.

ii) Der Generaldirektor vergibt im Namen
der INTELSAT technische und betrieb-
liche Aufgaben im größtmöglichen Aus-
maß, soweit dies im Hinblick auf die
Kosten durchführbar und mit den Anfor-
derungen in bezug auf Eignung, Leistung
und Tüchtigkeit vereinbar ist, an einen
oder mehrere geeignete Unternehmen.
Dabei kann es sich um Unternehmen ver-
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schiedener Staatszugehörigkeit- oder um
eine der INTELSAT gehörende und von
ihr kontrollierte internationale Gesell-
schaft handeln. Der Generaldirektor han-
delt diese Verträge aus, schließt sie ab
und überwacht ihre Erfüllung.

d) i) Der Gouverneursrat bestimmt einen lei-
tenden Funktionär des geschäftsführen-
den Organs, der als amtierender Gene-
raldirektor tätig wird, wenn der Gene-
raldirektor abwesend oder nicht in der
Lage ist, sein Amt auszuüben, oder wenn
das Amt des Generaldirektors verwaist.
Der amtierende Generaldirektor ist be-
rechtigt, alle Befugnisse des Generaldirek-
tors aufgrund dieses Übereinkommens
und des Betriebsübereinkommens wahr-
zunehmen. Ist das Amt verwaist, so übt
der amtierende Generalsekretär dieses
Amt bis zum Amtsantritt eines General-
direktors aus, der so rasch wie möglich
nach lit. b Ziffer iii ernannt und bestätigt
wird.

ii) Der Generaldirektor kann anderen
höheren Funktionären des geschäftsfüh-
renden Organs Befugnisse übertragen,
soweit dies notwendig ist, um den jewei-
ligen Erfordernissen zu entsprechen.

ARTIKEL XII

(Geschäftsführung während der Übergangszeit
und Generalsekretär)

a) Nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens
wird der Gouverneursrat vorrangig

i) den Generalsekretär ernennen und die
Einstellung des erforderlichen Personals
genehmigen;

ii) den Geschäftsführungsvertrag nach lit. e
vorbereiten und

iii) die Studie über die endgültige Geschäfts-
führungsregelung nach lit. f in die Wege
leiten.

b) Der Generalsekretär vertritt bis zum Amts-
antritt des ersten Generaldirektors die INTEL-
SAT nach außen. In Übereinstimmung mit den
Zielsetzungen und Richtlinien des Gouverneurs-
rats ist der Generalsekretär für die Wahrneh-
mung aller Geschäftsführungsdienste mit Aus-
nahme derjenigen verantwortlich, die im Rahmen
des nach lit. e geschlossenen Geschäftsführungs-
vertrages geleistet werden; dazu gehören die in
Anlage A vorgesehenen Dienstleistungen. Der
Generalsekretär hält den Gouverneursrat voll-
ständig und regelmäßig über die Leistungen auf
dem laufenden, die der Auftragnehmer aus dem
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Geschäftsführungsvertrag aufgrund dieses Ver-
trages erbringt. Im Rahmen des Möglichen ist
der Generalsekretär bei den vom Auftragnehmer
aus dem Geschäftsführungsvertrag im Namen der
INTELSAT geführten wichtigen Vertragsver-
handlungen anwesend oder vertreten und ver-
folgt sie, ohne jedoch an ihnen mitzuwirken.
Dazu kann der Gouverneursrat die Einstellung
einer kleinen Anzahl qualifizierter Fachkräfte
beim geschäftsführenden Organ genehmigen, die
den Generalsekretär unterstützen. Der General-
sekretär tritt nicht zwischen den Gouverneursrat
und den Auftragnehmer aus dem Geschäftsfüh-
rungsvertrag, der auch nicht seiner Aufsicht
untersteht.

c) Bei der Ernennung des Generalsekretärs und
der Auswahl des sonstigen Personals des geschäfts-
führenden Organs ist vor allem darauf zu achten,
daß die höchsten Anforderungen im Hinblick
auf Integrität, Eignung und Tüchtigkeit erfüllt
sind. Der Generalsekretär und das Personal des
geschäftsführenden Organs haben sich aller Hand-
lungen zu enthalten, die mit ihren Verantwort-
lichkeiten gegenüber der INTELSAT unvereinbar
sind. Der Generalsekretär kann aus triftigem
Grund vom Gouverneursrat entlassen werden.
Das Amt des Generalsekretärs endet mit dem
Amtsantritt des ersten Generaldirektors.

d) i) Der Gouverneursrat bestimmt einen lei-
tenden Funktionär des geschäftsführen-
den Organs, der als amtierender General-
sekretär tätig wird, wenn der General-
sekretär abwesend oder nicht in der Lage
ist, sein Amt auszuüben, oder wenn das
Amt des Generalsekretärs verwaist. Der
amtierende Generalsekretär ist berechtigt,
alle Befugnisse des Generalsekretärs auf
Grund dieses Übereinkommens und des
Betriebsübereinkommens wahrzunehmen.
Ist das Amt verwaist, so übt der amtie-
rende Generalsekretär dieses Amt bis zum
Amtsantritt eines Generalsekretärs aus,
der so rasch wie möglich vom Gouver-
neursrat ernannt wird.

ii) Der Generalsekretär kann anderen höhe-
ren Funktionären des geschäftsführenden
Organs Befugnisse übertragen, soweit
dies notwendig ist, um den jeweiligen
Erfordernissen zu entsprechen.

e) Der unter lit. a Ziffer ii erwähnte Vertrag
wird zwischen der „Communications Satellite
Corporation", in diesem Übereinkommen als
„Auftragnehmer aus dem Geschäftsführungsver-
trag" bezeichnet, und der INTELSAT geschlos-
sen; er sieht die Durchführung technischer und
betrieblicher Geschäftsführungsdienste für die
INTELSAT gemäß Anlage B und im Einklang
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mit den darin aufgestellten Richtlinien für eine
Zeit vor, die am Ende des sechsten Jahres nach
Inkrafttreten dieses Übereinkommens abläuft.
Der Vertrag enthält Bestimmungen, nach denen
der Auftragnehmer aus dem Geschäftsführungs-
vertrag

i) nach den einschlägigen Zielsetzungen und
Richtlinien des Gouverneursrats handelt;

ii) bis zum Amtsantritt des ersten General-
direktors dem Gouverneursrat unmittel-
bar und danach über den Generaldirektor
verantwortlich ist sowie

iii) dem Generalsekretär alle Informationen
zur Verfügung stellt, die es ihm ermög-
lichen, den Gouverneursrat über die Lei-
stungen aufgrund des Geschäftsführungs-
vertrages auf dem laufenden zu halten
und bei den vom Auftragnehmer aus dem
Geschäftsführungsvertrag im Namen der
INTELSAT geführten wichtigen Ver-
tragsverhandlungen anwesend oder ver-
treten zu sein und sie zu verfolgen, ohne
jedoch an ihnen mitzuwirken.

Der Auftragnehmer aus dem Geschäftsführungs-
vertrag wird Aufträge im Namen der INTELSAT
in seinem Aufgabenbereich aufgrund des
Geschäftsführungsvertrages und sonstiger Er-
mächtigungen des Gouverneursrats aushandeln,
vergeben, ändern und ihre Erfüllung überwachen.
Aufgrund einer Ermächtigung im Rahmen des
Geschäftsführungsvertrages oder einer sonstigen
Ermächtigung durch den Gouverneursrat unter-
zeichnet der Auftragnehmer aus dem Geschäfts-
führungsvertrag im Namen der INTELSAT Ver-
träge in seinem Aufgabenbereich. Alle sonstigen
Verträge werden vom Generalsekretär unter-
zeichnet.

f) Die unter lit. a Ziffer iii genannte Studie
wird so bald wie möglich, auf jeden Fall aber
innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens, begonnen. Sie wird vom Gou-
verneursrat durchgeführt und dient zur Erarbei-
tung der erforderlichen Unterlagen für die Fest-
legung der leistungsfähigsten und wirksamsten
endgültigen Geschäftsführungsregelung im Ein-
klang mit Artikel XI. In der Studie ist unter
anderem folgendes gebührend zu berücksichtigen:

i) die in Artikel XI lit. c Ziffer i nieder-
gelegten Grundsätze und die in Arti-
kel XI lit. c Ziffer ii zum Ausdruck
gebrachte Zielsetzung;

ii) die während der Geltungsdauer des Vor-
läufigen Übereinkommens und der in
diesem Artikel vorgesehenen Übergangs-
regelung für die Geschäftsführung
gemachten Erfahrungen;
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iii) die von Fernmelde-Rechtsträgern überall
in der Welt angenommenen Organisa-
tionsformen und Verfahren, insbesondere
im Hinblick auf die Integration von Ziel-
setzung und Geschäftsführung und auf
die Leistungsfähigkeit der Geschäftsfüh-
rung;

iv) Informationen wie die unter Ziffer iii
bezeichneten über multinationale Unter-
nehmungen zur Anwendung hochent-
wickelter Technologien und

v) Berichte, die bei mindestens drei berufs-
mäßigen Geschäftsführungsberatern aus
verschiedenen Teilen der Welt in Auf-
trag gegeben wurden.

g) Innerhalb von vier Jahren nach Inkraft-
treten dieses Übereinkommens legt der Gouver-
neursrat der Versammlung der Vertragsparteien
einen umfassenden Bericht vor, der die Ergeb-
nisse der unter lit. a Ziffer iii erwähnten Studie
sowie die Empfehlungen des Gouverneursrats
für die Organisationsstruktur des geschäftsfüh-
renden Organs enthält. Er übermittelt ferner der
Versammlung der Unterzeichner sowie allen Ver-
tragsparteien und Unterzeichnern Abschriften
des Berichts, sobald er verfügbar ist.

h) Innerhalb von fünf Jahren nach Inkraft-
treten dieses Übereinkommens beschließt die Ver-
sammlung der Vertragsparteien nach Prüfung
des unter lit. g erwähnten Berichts des Gouver-
neursrats und etwaiger Ansichten der Versamm-
lung der Unterzeichner zu diesem Bericht die
Organisationsstruktur des geschäftsführenden
Organs, die mit Artikel XI in Einklang zu stehen
hat.

i) Der Generaldirektor tritt sein Amt ein Jahr
vor Ablauf des unter lit. a Ziffer ii erwähnten
Geschäftsführungsvertrages an, spätestens jedoch
am 31. Dezember 1976. Der Gouverneursrat
ernennt den Generaldirektor, und die Versamm-
lung der Vertragsparteien bestätigt diese Ernen-
nung so rechtzeitig, daß der Generaldirektor sein
Amt nach Maßgabe dieser lit. antreten kann.
Mit seinem Amtsantritt ist der Generaldirektor
verantwortlich für alle Geschäftsführungsdienste
einschließlich der Wahrnehmung der bisher vom
Generalsekretär erfüllten Aufgaben sowie für die
Überwachung der Leistungen des Auftragnehmers
aus dem Geschäftsführungsvertrag.

j) Der Generaldirektor trifft im Rahmen der
jeweiligen Zielsetzungen und Richtlinien des Gou-
verneursrats alle erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, daß die endgültige Geschäftsfüh-
rungsregelung bis zum Ende des sechsten Jahres
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nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens in
vollem Umfang verwirklicht ist.

ARTIKEL XIII

(Beschaffung)

a) Vorbehaltlich dieses Artikels erfolgt die
Beschaffung der von der INTELSAT benötigten
Waren und Dienstleistungen durch die Vergabe
von Aufträgen aufgrund der Antworten auf
öffentliche internationale Ausschreibungen an Be-
werber, welche die beste Verbindung von Quali-
tät, Preis und günstigster Lieferzeit anbieten. Die
in diesem Artikel genannten Dienstleistungen
sind von juristischen Personen erbrachte Dienst-
leistungen.

b) Bei Vorliegen von mehr als einem Angebot
mit einer derartigen Verbindung wird der Auf-
trag so vergeben, daß er einen weltweiten Wett-
bewerb im Interesse der INTELSAT fördert.

c) Von öffentlichen internationalen Ausschrei-
bungen kann in den in Artikel 16 des Betriebs-
übereinkommens ausdrücklich genannten Fällen
abgesehen werden.

ARTIKEL XIV

(Rechte und Pflichten der Mitglieder)

a) Die Vertragsparteien und Unterzeichner
werden ihre Rechte und Pflichten aufgrund dieses
Übereinkommens so ausüben und erfüllen, daß
die in seiner Präambel und seinen sonstigen Be-
stimmungen niedergelegten Grundsätze voll ge-
wahrt und gefördert werden.

b) Alle Vertragsparteien und Unterzeichner
dürfen auf allen Konferenzen und Tagungen, auf
denen sie nach einer Bestimmung dieses Über-
einkommens oder des Betriebsübereinkommens
vertreten zu sein befugt sind, sowie auf jeder
sonstigen unter der Schirmherrschaft der INTEL-
SAT einberufenen oder abgehaltenen Tagung im
Einklang mit den von der INTELSAT für diese
Tagungen getroffenen Regelungen und unabhän-
gig vom Tagungsort anwesend sein und an den
Arbeiten teilnehmen. Das geschäftsführende Or-
gan sorgt dafür, daß die Vereinbarungen mit
der gastgebenden Vertragspartei oder dem gast-
gebenden Unterzeichner für jede Konferenz oder
Tagung eine Bestimmung umfassen, die den Ver-
tretern aller zur Teilnahme berechtigten Ver-
tragsparteien und Unterzeichner die Einreise in
das Gastland und den Aufenthalt während der
Dauer der Konferenz oder Tagung gestattet.

c) Soweit eine Vertragspartei oder ein Unter-
zeichner oder eine Person unter der Hoheits-
gewalt einer Vertragspartei die Absicht hat, Welt-
raumsegmenteinrichtungen unabhängig von den
INTELSAT-Weltraumsegmenteinrichtungen zu
errichten, zu erwerben oder zu benützen, um
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ihren Bedarf an nationalen öffentlichen Fern-
meldediensten zu decken, konsultiert die Ver-
tragspartei oder der Unterzeichner vor der Er-
richtung; dem Erwerb oder der Benützung der
Einrichtungen den Gouverneursrat, der seine
Feststellungen über die technische Vereinbarkeit
der Einrichtungen und ihres Betriebs mit der
Benützung des Funkfrequenzspektrums und des
für die Umlaufbahnen verfügbaren Raumes durch
das bestehende oder geplante INTELSAT-Welt-
raumsegment in Form von Empfehlungen zum
Ausdruck bringt.

d) Soweit eine Vertragspartei oder ein Unter-
zeichner oder eine Person unter der Hoheits-
gewalt einer Vertragspartei die Absicht hat, allein
oder gemeinsam Weltraumsegmenteinrichtungen
zu errichten, unabhängig von den INTELSAT-
Weltraumsegmenteinrichtungen zu erwerben oder
zu benützen, um ihren Bedarf an internationalen
öffentlichen Fernmeldediensten zu decken, stellt
die Vertragspartei oder der Unterzeichner der
Versammlung der Vertragsparteien vor der Er-
richtung, dem Erwerb oder der Benützung dieser
Einrichtungen alle diesbezüglichen Unterlagen
zur Verfügung und konsultiert sie über den
Gouverneursrat, um die technische Vereinbarkeit
der Einrichtungen und ihres Betriebs mit der
Benützung des Funkfrequenzspektrums und des
für die Umlaufbahnen verfügbaren Raumes
durch das bestehende oder geplante INTELSAT-
Weltraumsegment sicherzustellen und eine
wesentliche wirtschaftliche Schädigung des welt-
weiten INTELSAT-Systems zu vermeiden. Nach
derartigen Konsultationen bringt die Versamm-
lung der Vertragsparteien unter Berücksichtigung
der Stellungnahme des Gouverneursrats ihre Fest-
stellungen über die unter diesem Buchstaben dar-
gelegten Gesichtspunkte sowie darüber, ob
gewährleistet ist, daß die Bereitstellung oder
Benützung derartiger Einrichtungen die Herstel-
lung direkter Fernmeldeverbindungen über das
INTELSAT-Weltraumsegment zwischen allen
Teilnehmern nicht gefährdet, in Form von
Empfehlungen zum Ausdruck.

e) Soweit eine Vertragspartei oder ein Unter-
zeichner oder eine Person unter der Hoheits-
gewalt einer Vertragspartei die Absicht hat, Welt-
raumsegmenteinrichtungen unabhängig von den
INTELSAT-Wekraumsegmenteinrichtungen zu
errichten, zu erwerben oder zu benützen, um
ihren nationalen oder internationalen Bedarf an
Sonderfernmeldediensten zu decken, stellt die
Vertragspartei oder der Unterzeichner der Ver-
sammlung der Vertragsparteien vor der Errich-
tung, dem Erwerb oder der Benützung derartiger
Einrichtungen über den Gouverneursrat alle dies-
bezüglichen Unterlagen zur Verfügung. Die Ver-
sammlung der Vertragsparteien bringt unter Be-
rücksichtigung der Stellungnahme des Gouver-
neursrats ihre Feststellungen über die technische
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Vereinbarkeit derartiger Einrichtungen und ihres
Betriebes mit der Benützung des Funkfrequenz-
spektrums und des für die Umlaufbahnen ver-
fügbaren Raumes durch das bestehende oder
geplante INTELSAT-Weltraumsegment in Form
von Empfehlungen zum Ausdruck.

f) Empfehlungen der Versammlung der Ver-
tragsparteien oder des Gouverneursrats nach die-
sem Artikel sind innerhalb von sechs Monaten
nach Beginn der unter der vorstehenden lit.
vorgesehenen Verfahren abzugeben. Dazu kann
eine außerordentliche Tagung der Versammlung
der Vertragsparteien anberaumt werden.

g) Dieses Übereinkommen findet keine Anwen-
dung auf die Errichtung, den Erwerb oder die
Benützung von ausschließlich für Zwecke der
nationalen Sicherheit bestimmten Weltraum-
segmenteinrichtungen, die von den INTELSAT-
Weltraumsegmenteinrichtungen unabhängig sind.

ARTIKEL XV

(Sitz, Privilegien, Befreiungen und Immuni-
täten der INTELSAT)

a) Sitz der INTELSAT ist Washington.

b) Im Rahmen des durch dieses Übereinkom-
men genehmigten Tätigkeitsbereichs sind die
INTELSAT und ihre Vermögenswerte in allen
Vertragsstaaten des Übereinkommens von allen
nationalen Einkommensteuern und von allen
direkten nationalen Vermögensteuern sowie von
Zöllen für Fernmeldesatelliten sowie Bau- und
Einzelteile für derartige Satelliten, die zur Ver-
wendung im weltweiten System gestartet werden
sollen, befreit. Jede Vertragspartei verpflichtet
sich, ihr Bestes zu tun, um unter Berücksichtigung
des besonderen Charakters der INTELSAT im
Einklang mit dem geltenden innerstaatlichen
Verfahren alle für wünschenswert erachteten
weiteren Befreiungen von Einkommensteuern,
direkten Vermögensteuern und Zöllen für die
INTELSAT und ihre Vermögenswerte zu ge-
währen.

c) Alle Vertragsparteien mit Ausnahme der-
jenigen Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet
sich der Sitz der INTELSAT befindet, gewähren
gemäß dem unter dieser lit. genannten Protokoll,
und diejenige Vertragspartei, in deren Hoheits-
gebiet sich der Sitz der INTELSAT befindet,
gewährt gemäß dem unter dieser lit. genannten
Amtssitzabkommen der INTELSAT, ihren
höheren Bediensteten sowie den in dem ge-
nannten Protokoll und Amtssitzabkommen be-
zeichneten Angestelltengruppen, den Vertrags-
parteien und ihren Vertretern, den Unterzeich-
nern und ihren Vertretern sowie den an Schieds-
verfahren beteiligten Personen angemessene
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Privilegien, Befreiungen und Immunitäten. Ins-
besondere gewährt jede Vertragspartei diesen
Personen Immunität von Gerichtsverfahren für
die in Ausübung ihrer Tätigkeit und im Rahmen
ihres Aufgabenbereichs begangenen Handlungen
und abgegebenen schriftlichen und mündlichen
Äußerungen in dem Umfang und in den Fällen,
die in dem unter dieser lit. genannten Amtssitz-
abkommen und Protokoll vorgesehen sind. Die
Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet sich der
Sitz der INTELSAT befindet, schließt so bald
wie möglich mit der INTELSAT ein Amtssitz-
abkommen, das Privilegien, Befreiungen und
Immunitäten regelt. Das Amtssitzabkommen ent-
hält eine Bestimmung, nach der alle Unter-
zeichner, die in ihrer Eigenschaft als solche tätig
werden — mit Ausnahme des von der Vertrags-
partei, in deren Hoheitsgebiet sich der Sitz be-
findet, bestimmten Unterzeichners — im
Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei
für ihre von der INTELSAT bezogenen Ein-
künfte von nationalen Steuern befreit sind. Die
übrigen Vertragsparteien schließen ebenfalls so
bald wie möglich Protokoll über Privilegien, Be-
freiungen und Immunitäten. Das Amtssitz-
abkommen und das Protokoll sind von diesem
Übereinkommen unabhängig und enthalten je-
weils Bestimmungen für ihr Außerkrafttreten.

ARTIKEL XVI

(Austritt)

a) i) Jede Vertragspartei oder jeder Unter-
zeichner kann freiwillig aus der INTEL-
SAT austreten. Die Vertragspartei teilt
dem Depositär ihren Austrittsbeschluß
schriftlich mit. Der Austrittsbeschluß
eines Unterzeichners wird von der Ver-
tragspartei, die ihn bestimmt hat, dem
geschäftsführenden Organ schriftlich
notifiziert; die Notifikation bedeutet,
daß die Vertragspartei die Notifikation
des Austrittsbeschlusses angenommen
hat.

ii) Drei Monate nach Eingang der unter
Ziffer i genannten Notifikation oder,
wenn dies darin angegeben ist, am Tag
der nächsten nach Ablauf dieser drei
Monate erfolgenden Bestimmungen der
Investitionsanteile nach Artikel 6 lit. c
Ziffer ii des Betriebsübereinkommens
wird der freiwillige Austritt wirksam
und treten dieses Übereinkommen und
das Betriebsübereinkommen für die Ver-
tragspartei oder den Unterzeichner außer
Kraft.

b) i) Hat es den Anschein, daß eine Vertrags-
partei einer Verpflichtung auf Grund
dieses Übereinkommens nicht nachge-



1598 76. Stück — Ausgegeben am 20. Juli 1973 — Nr. 343

kommen ist, so kann die Versammlung
der Vertragsparteien nach Empfang
einer diesbezüglichen Notifikation oder
von sich aus und nach Prüfung etwaiger
Darlegungen der betreffenden Vertrags-
partei beschließen — sofern sie feststellt,
daß die Verpflichtung tatsächlich nicht
eingehalten wurde —, daß die Vertrags-
partei als aus der INTELSAT ausge-
treten gilt. Dieses Übereinkommen tritt
für die betreffende Vertragspartei mit
dem Datum des Beschlusses außer Kraft.
Dazu kann eine außerordentliche Tagung
der Versammlung der Vertragsparteien
anberaumt werden.

ii) Hat es den Anschein, daß ein Unter-
zeichner in seiner Eigenschaft als soldier
eine Verpflichtung auf Grund dieses
Übereinkommens oder des Betriebsüber-
einkommens mit Ausnahme der in Arti-
kel 4 lit. a des Betriebsübereinkommens
vorgesehenen Verpflichtungen nicht ein-
gehalten hat, und kommt er der Ver-
pflichtung innerhalb von drei Monaten
nach Eingang der schriftlichen Notifika-
tion einer Entschließung des Gouver-
neursrats, in der von dieser Nichtein-
haltung Kenntnis genommen wird, durch
das geschäftsführende Organ nicht nach,
so kann der Gouverneursrat nach Prü-
fung etwaiger Darlegungen des Unter-
zeichners oder der Vertragspartei, die
ihn bestimmt hat, die Rechte des Unter-
zeichners suspendieren und der Ver-
sammlung der Unterzeichner empfehlen,
den Unterzeichner als aus der INTELSAT
ausgetreten zu betrachten. Nimmt die
Versammlung der Unterzeichner nach
Prüfung etwaiger Darlegungen des
Unterzeichners oder der Vertragspartei,
die ihn bestimmt hat, die Empfehlung
des Gouverneursrats an, so wird der
Austritt des Unterzeichners mit dem Tag
der Annahme wirksam, und dieses Über-
einkommen und das Betriebsüberein-
kommen treten für den Unterzeichner
mit jenem Tag außer Kraft.

c) Zahlt ein Unterzeichner einen nach Artikel 4
lit. a des Betriebsübereinkommens geschuldeten
Betrag innerhalb von drei Monaten nach Fällig-
keit nicht, so werden seine Rechte aus diesem
Übereinkommen und dem Betriebsübereinkom-
men automatisch suspendiert. Hat der Unter-
zeichner innerhalb von drei Monaten nach der
Suspendierung nicht alle geschuldeten Beträge
gezahlt oder hat die Vertragspartei, die den
Unterzeichner bestimmt hat, nicht nach lit. f
eine Substitution vollzogen, so kann der
Gouverneursrat nach Prüfung etwaiger Dar-
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legungen des Unterzeichners oder der Vertrags-
partei, die ihn bestimmt hat, der Versammlung
der Unterzeichner empfehlen, den Unterzeichner
als aus der INTELSAT ausgetreten zu betrachten.
Die Versammlung der Unterzeichner kann nach
Prüfung etwaiger Darlegungen des Unterzeich-
ners beschließen, daß dieser als aus der INTELSAT
ausgetreten gilt; mit dem Datum des Beschlusses
treten dieses Übereinkommen und das Betriebs-
übereinkommen für den Unterzeichner außer
Kraft.

d) Der Austritt einer Vertragspartei in ihrer
Eigenschaft als solche hat gleichzeitig den Aus-
tritt des von der Vertragspartei bestimmten
Unterzeichners bzw der Vertragspartei in ihrer
Eigenschaft als Unterzeichner zur Folge; dieses
Übereinkommen und das Betriebsübereinkom-
men treten für den Unterzeichner an demselben
Tag außer Kraft, an dem das Übereinkommen
für die Vertragspartei außer Kraft tritt, die den
Unterzeichner bestimmt hat.

e) In allen Fällen des Austritts eines Unter-
zeichners aus der INTELSAT übernimmt die
Vertragspartei, die ihn bestimmt hat, die Eigen-
schaft eines Unterzeichners oder bestimmt einen
neuen Unterzeichner mit Wirkung vom Tage
des Austritts oder tritt selbst aus der INTELSAT
aus.

f) Wünscht eine Vertragspartei aus irgend-
einem Grund an die Stelle des von ihr be-
stimmten Unterzeichners zu treten oder einen
neuen Unterzeichner zu bestimmen, so notifiziert
sie dies schriftlich dem Depositär; mit der Über-
nahme aller offenen Verbindlichkeiten des
früheren Unterzeichners durch den neuen Unter-
zeichner und mit der Unterzeichnung des
Betriebsübereinkommens treten das vorliegende
Übereinkommen und das Betriebsübereinkom-
men für den neuen Unterzeichner in Kraft und
damit für den früheren Unterzeichner außer
Kraft.

g) Mit Eingang des Austrittsbeschlusses nach
lit. a Ziffer i beim Depositär bzw. dem geschäfts-
führenden Organ verlieren die den Beschluß
notifizierende Vertragspartei und der von ihr
bestimmte Unterzeichner bzw. der Unterzeich-
ner, für den der Beschluß notifiziert wurde,
sämtliche Vertretungs- und Stimmrechte in allen
INTELSAT-Organen, und es entstehen ihnen
nach Eingang der Notifikation keine weiteren
Verpflichtungen oder Verbindlichkeiten; jedoch
hat der Unterzeichner, sofern nicht der
Gouverneursrat nach Artikel 21 lit. d des
Betriebsübereinkommens etwas anderes be-
schließt, seinen Anteil an den Kapitalbeiträgen
zu zahlen, die zur Erfüllung sowohl der vor
dem Eingang ausdrücklich genehmigten vertrag-
lichen Verpflichtungen als auch der aus vor dem

161
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Eingang begangenen Handlungen oder Unter-
lassungen herrührende Verpflichtungen erforder-
lich sind.

h) Während der Zeit, in der die Rechte eines
Unterzeichners nach lit. b Ziffer ii oder lit. c
suspendiert sind, behält der Unterzeichner alle
Verpflichtungen und Verbindlichkeiten eines
Unterzeichners nach diesem Übereinkommen und
dem Betriebsübereinkommen.

i) Beschließt die Versammlung der Unter-
zeichner nach lit. b Ziffer ii oder lit. c, die Emp-
fehlung des Gouverneurs nicht anzunehmen, den
Unterzeichner als aus der INTELSAT ausge-
treten zu betrachten, so wird die Suspendierung
mit Wirkung vom Tage des Beschlusses aufge-
hoben, und der Unterzeichner besitzt danach
alle Rechte aus diesem Übereinkommen und dem
Betriebsübereinkommen; ist jedoch ein Unter-
zeichner nach lit. c suspendiert, so wird die
Suspendierung erst dann aufgehoben, wenn der
Unterzeichner die nach Artikel 4 lit. a des
Betriebsübereinkommens geschuldeten Beträge
gezahlt hat.

j) Nimmt die Versammlung der Unterzeichner
die Empfehlung des Gouverneursrats nach lit. b
Ziffer ii oder lit. c an, einen Unterzeichner als
aus der INTELSAT ausgetreten zu betrachten,
so entstehen dem Unterzeichner nach der An-
nahme keine weiteren Verpflichtungen oder Ver-
bindlichkeiten; jedoch hat der Unterzeichner, so-
fern nicht der Gouverneursrat nach Artikel 21
lit. d des Betriebsübereinkommens etwas anderes
beschließt, seinen Anteil an den Kapitalbeiträgen
zu zahlen, die zur Erfüllung sowohl der vor
der Annahme ausdrücklich genehmigten vertrag-
lichen Verpflichtungen als auch der aus vor der
Annahme begangenen Handlungen oder Unter-
lassungen herrührenden Verpflichtungen erfor-
derlich sind.

k) Beschließt die Versammlung der Vertrags-
parteien nach lit. b Ziffer i, daß eine Vertrags-
partei als aus der INTELSAT ausgetreten gilt,
so entstehen der Vertragspartei in ihrer Eigen-
schaft als Unterzeichner bzw. dem von ihr be-
stimmten Unterzeichner nach dieser Beschluß-
fassung keine weiteren Verpflichtungen oder Ver-
bindlichkeiten; jedoch hat die Vertragspartei in
ihrer Eigenschaft als Unterzeichner bzw. der von
ihr bestimmte Unterzeichner, sofern nicht der
Gouverneursrat nach Artikel 21 lit. d des
Betriebsübereinkommens etwas anderes be-
schließt, ihren bzw. seinen Anteil an den Kapital-
beiträgen zu zahlen, die zur Erfüllung sowohl
der vor dem Beschluß ausdrücklich genehmigten
vertraglichen Verpflichtungen als auch der aus
vor diesem Beschluß begangenen Handlungen
oder Unterlassungen herrührenden Verpflichtun-
gen erforderlich sind.



76. Stück — Ausgegeben am 20. Juli 1973 — Nr. 343 1601

l) Die Kontenbereinigung zwischen der INTEL-
SAT und dem Unterzeichner, für den dieses
Übereinkommen und das Betriebsübereinkom-
men außer Kraft getreten sind, erfolgt, sofern
es sich nicht um eine Substitution nach lit. f
handelt, gemäß Artikel 21 des Betriebsüberein-
kommens.

m) i) Die Notifikation des Austrittsbeschlusses
einer Vertragspartei nach lit. a Ziffer i
wird vom Depositär allen Vertrags-
parteien und dem geschäftsführenden
Organ übermittelt; dieses übermittelt die
Notifikation allen Unterzeichnern.

ii) Beschließt die Versammlung der Ver-
tragsparteien, daß eine Vertragspartei als
nach lit. b Ziffer i aus der INTELSAT
ausgetreten gilt, so notifiziert das ge-
schäftsführende Organ dies allen Unter-
zeichnern und dem Depositär; dieser
übermittelt die Notifikation allen Ver-
tragsparteien.

iii) Die Notifikation des Austrittsbeschlusses
eines Unterzeichners nach lit. a Ziffer i
oder des Austritts eines Unterzeichners
nach lit. b Ziffer ii, lit. c oder d wird
vom geschäftsführenden Organ allen
Unterzeichnern und dem Depositär über-
mittelt; dieser übermittelt die Notifika-
tion allen Vertragsparteien.

iv) Die Suspendierung eines Unterzeichners
nach lit. b Ziffer ii oder lit. c wird vom
geschäftsführenden Organ allen Unter-
zeichnern und dem Depositär notifiziert;
dieser übermittelt die Notifikation allen
Vertragsparteien.

v) Die Substitution eines Unterzeichners
nach lit. f wird vom Depositär allen
Vertragsparteien und dem geschäfts-
führenden Organ notifiziert; dieses über-
mittelt die Notifikation allen Unterzeich-
nern.

n) Eine Vertragspartei oder der von ihr be-
stimmte Unterzeichner ist nicht verpflichtet, als
unmittelbare Folge einer Änderung der Rechts-
stellung der Vertragspartei gegenüber der Inter-
nationalen Fernmelde-Union aus der INTELSAT
auszutreten.

ARTIKEL XVII

(Änderungen)

a) Jede Vertragspartei kann Änderungen dieses
Übereinkommens vorschlagen. Änderungsvor-
schläge werden dem geschäftsführenden Organ
vorgelegt, das sie umgehend an alle Vertrags-
parteien und Unterzeichner verteilt.
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b) Die Versammlung der Vertragsparteien
prüft jeden Änderungsvorschlag auf ihrer ersten
ordentlichen Tagung nach Verteilung durch das
geschäftsführende Organ oder auf einer nach
Artikel VII anberaumten früheren außerordent-
lichen Tagung, sofern das geschäftsführende
Organ den Änderungsvorschlag mindestens
neunzig Tage vor dem Eröffnungsdatum der
Tagung verteilt hat. Die Versammlung der Ver-
tragsparteien berät über alle Ansichten und
Empfehlungen zu einem Änderungsvorschlag, die
sie von der Versammlung der Unterzeichner
oder dem Gouverneursrat erhält.

c) Die Versammlung der Vertragsparteien be-
schließt über jeden Änderungsvorschlag gemäß
den Bestimmungen des Artikels VII über
Beschlußfähigkeit und Abstimmung. Sie kann
jeden nach lit. b verteilten Änderungsvorschlag
abändern sowie über jeden nicht verteilten, je-
doch unmittelbar mit diesen Vorschlägen oder
Abänderungen zusammenhängenden Änderungs-
vorschlag beschließen.

d) Eine von der Versammlung der Vertrags-
parteien genehmigte Änderung tritt gemäß lit. e
in Kraft, nachdem der Depositär eine Notifika-
tion über die Genehmigung, Annahme oder
Ratifikation der Änderung durch folgende
Staaten erhalten hat:

i) zwei Drittel der Staaten, die an dem
Tag, als die Änderung von der Ver-
sammlung der Vertragsparteien geneh-
migt wurde, Vertragsparteien waren, so-
fern zu diesen zwei Dritteln Vertrags-
parteien gehören, die oder deren be-
stimmte Unterzeichner zu der betreffen-
den Zeit mindestens zwei Drittel der
gesamten Investitionsanteile besaßen,
oder

ii) eine Anzahl von Staaten, die fünfund-
achtzig v. H. oder mehr aller Staaten
umfaßt, die an dem Tag, als die Ände-
rung von der Versammlung der Ver-
tragsparteien genehmigt wurde, Vertrags-
parteien waren, unabhängig von der
Höhe der Investitionsanteile, die diese
Vertragsparteien oder die von ihnen be-
stimmten Unterzeichner zu der betref-
fenden Zeit besaßen.

e) Der Depositär notifiziert allen Vertrags-
parteien die nach lit. d für das Inkrafttreten
einer Änderung erforderlichen Annahmen, Ge-
nehmigungen oder Ratifikationen alsbald nach
ihrem Eingang. Neunzig Tage nach dem Datum
dieser Notifikation tritt die Änderung für alle
Vertragsparteien einschließlich derjenigen in
Kraft, die sie noch nicht angenommen, geneh-
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migt oder ratifiziert haben und die nicht aus
der INTELSAT ausgetreten sind.

f) Ungeachtet der lit. d und e kann eine
Änderung frühestens acht Monate und spätestens
achtzehn Monate nach ihrer Genehmigung durch
die Versammlung der Vertragsparteien in Kraft
treten.

ARTIKEL XVIII

(Beilegung von Streitigkeiten)

a) Alle Rechtsstreitigkeiten, die sich im Zu-
sammenhang mit den Rechten und Pflichten auf
Grund dieses Übereinkommens oder im Zu-
sammenhang mit den von den Vertragsparteien
nach Artikel 14 lit. c oder Artikel 15 lit. c des
Betriebsübereinkommens übernommenen Ver-
pflichtungen zwischen Vertragsparteien oder
zwischen der INTELSAT und einer oder mehre-
ren Vertragsparteien ergeben, werden einem
Schiedsverfahren gemäß Anlage C unterworfen,
wenn sie nicht innerhalb einer angemessenen
Frist auf andere Weise beigelegt worden sind.
Alle Rechtsstreitigkeiten, die sich im Zusammen-
hang mit den Rechten und Pflichten auf Grund
dieses Übereinkommens oder des Betriebsüber-
einkommens zwischen einer oder mehreren Ver-
tragsparteien und einem oder mehreren Unter-
zeichnern ergeben, können einem Schiedsverfah-
ren gemäß Anlage C unterworfen werden, sofern
die beteiligte Vertragspartei oder die beteiligten
Vertragsparteien und der oder die beteiligten
Unterzeichner diesem Schiedsverfahren zustim-
men.

b) Alle Rechtsstreitigkeiten, die sich im Zu-
sammenhang mit den Rechten und Pflichten auf
Grund dieses Übereinkommens oder im Zu-
sammenhang mit den von den Vertragsparteien
nach Artikel 14 lit. c oder Artikel 15 lit. c des
Betriebsübereinkommens übernommenen Ver-
pflichtungen zwischen einer Vertragspartei und
einem Staat, der aufgehört hat, Vertragspartei
zu sein, oder zwischen der INTELSAT und einem
Staat, der aufgehört hat, Vertragspartei zu sein,
ergeben, nachdem der Staat aufgehört hat, Ver-
tragspartei zu sein, werden einem Schiedsver-
fahren unterworfen, wenn sie nicht innerhalb
einer angemessenen Frist auf andere Weise bei-
gelegt worden sind. Dieses Schiedsverfahren wird
gemäß Anlage C durchgeführt, sofern der Staat,
der aufgehört hat, Vertragspartei zu sein, dem
zustimmt. Hört ein Staat auf, Vertragspartei zu
sein, oder hört ein Staat oder ein Fernmelde-
Rechtsträger auf, Unterzeichner zu sein, nach-
dem eine Streitigkeit, an der er beteiligt ist,
nach lit. a einem Schiedsverfahren unterworfen
worden ist, so wird das Schiedsverfahren fort-
geführt und abgeschlossen.

c) Alle Rechtsstreitigkeiten, die sich aus Ver-
einbarungen zwischen der INTELSAT und einer
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Vertragspartei ergeben, unterliegen den Bestim-
mungen dieser Vereinbarungen über die Bei-
legung von Streitigkeiten. In Ermangelung sol-
dier Bestimmungen können diese Streitigkeiten,
wenn sie nicht auf andere Weise beigelegt wer-
den, gemäß Anlage C einem Schiedsverfahren
unterworfen werden, wenn die Streitparteien dies
vereinbaren.

ARTIKEL XIX

(Unterzeichnung)

a) Dieses Übereinkommen liegt vom
20. August 1971 bis zu seinem Inkrafttreten,
längstens jedoch neun Monate, in Washington

i) für die Regierung jedes Vertragsstaates
des Vorläufigen Übereinkommens,

ii) für die Regierung jedes anderen Mit-
gliedstaates der Internationalen Fern-
melde-Union

zur Unterzeichnung auf.

b) Jede Regierung, die dieses Übereinkommen
unterzeichnet, kann dies ohne Vorbehalt der
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung tun,
oder sie kann bei der Unterzeichnung erklären,
daß diese vorbehaltlich der Ratifikation, An-
nahme oder Genehmigung erfolgt.

c) Jeder unter lit. a fallende Staat kann diesem
Übereinkommen nach Ablauf der Unterzeich-
nungsfrist beitreten.

d) Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind
nicht zulässig.

ARTIKEL XX

(Inkrafttreten)

a) Dieses Übereinkommen tritt sechzig Tage
nach dem Tag in Kraft, an dem es von zwei
Dritteln der Staaten, die an dem Tag, an dem
dieses Übereinkommen zur Unterzeichnung auf-
gelegt wurde, Vertragsparteien des Vorläufigen
Übereinkommens waren, ohne Vorbehalte der
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung unter-
zeichnet oder ratifiziert, angenommen oder ge-
nehmigt worden ist oder an dem sie ihm bei-
getreten sind, sofern

i) zu diesen zwei Dritteln Vertragsparteien
des Vorläufigen Übereinkommens ge-
hören, die oder deren Unterzeichner des
Sonder-Übereinkommens zu der betref-
fenden Zeit mindestens zwei Drittel der
Quoten nach dem Sonder-Übereinkom-
men innehatten, und

ii) die Vertragsparteien oder die von ihnen
bestimmten Fernmelde-Rechtsträger das
Betriebsübereinkommen unterzeichnet
haben.
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Mit Beginn der sechzig Tage treten die Be-
stimmungen des Absatzes 2 der Anlage zum
Betriebsübereinkommen für die darin bezeichne-
ten Zwecke in Kraft. Ungeachtet der vor-
stehenden Bestimmungen kann dieses Überein-
kommen frühestens acht Monate und spätestens
achtzehn Monate nach dem Zeitpunkt in Kraft
treten, an dem es zur Unterzeichnung aufge-
legt worden ist.

b) Für einen Staat, dessen Ratifikations-, An-
nahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde
nach dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens
gemäß lit. a hinterlegt wird, tritt es mit dem
Tag der Hinterlegung in Kraft.

c) Mit dem Inkrafttreten dieses Übereinkom-
mens nach lit. a kann es vorläufig auf jeden
Staat angewendet werden, dessen Regierung es
vorbehaltlich der Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung unterzeichnet hat, wenn die be-
treffende Regierung dies bei der Unterzeichnung
oder zu einem späteren Zeitpunkt vor Inkraft-
treten dieses Übereinkommens verlangt. Die vor-
läufige Anwendung endet

i) mit der Hinterlegung einer Ratifika-
tions-, Annahme- oder Genehmigungs-
urkunde zu diesem Übereinkommen
durch die betreffende Regierung;

ii) mit Ablauf von zwei Jahren nach dem
Tag, an dem dieses Übereinkommen in
Kraft tritt, ohne daß es von der be-
treffenden Regierung ratifiziert, ange-
nommen oder genehmigt worden ist,
oder

iii) mit dem Tag, an dem die betreffende
Regierung vor Ablauf der unter Ziffer ii
bezeichneten Frist ihren Beschluß noti-
fiziert, das Übereinkommen nicht zu
ratifizieren, anzunehmen oder zu geneh-
migen.

Endet die vorläufige Anwendung nach Ziffer ii
oder iii, so bestimmen sich die Rechte und
Pflichten der Vertragspartei und des von ihr
bestimmten Unterzeichners nach Artikel XVI
lit. g und 1.

d) Ungeachtet dieses Artikels tritt das Über-
einkommen für einen Staat nicht in Kraft und
wird auf ihn nicht vorläufig angewendet, bis
die Regierung des betreffenden Staates oder der
nach diesem Übereinkommen bestimmte Fern-
melde-Rechtsträger das Betriebsübereinkommen
unterzeichnet hat.

e) Mit seinem Inkrafttreten löst dieses Über-
einkommen das Vorläufige Übereinkommen ab
und setzt es außer Kraft.
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ARTIKEL XXI

(Verschiedenes)

a) Die Amts- und Arbeitssprachen der INTEL-
SAT sind Englisch, Französisch und Spanisch.

b) Die Geschäftsordnung des geschäftsführen-
den Organs sieht vor, daß Abschriften aller
INTELSAT-Dokumente auf Anforderung um-
gehend an alle Vertragsparteien und Unter-
zeichner verteilt werden,

c) Im Einklang mit Resolution 1721 (XVI)
der Generalversammlung der Vereinten Nationen
übermittelt das geschäftsführende Organ dem
Generalsekretär der Vereinten Nationen und den
in Betracht kommenden SpezialOrganisationen
einen jährlichen Bericht über die Tätigkeit der
INTELSAT zur Kenntnisnahme.

ARTIKEL XXII

(Depositär)

a) Die Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika ist Depositär dieses Übereinkommens;
bei ihr werden Erklärungen nach Artikel XIX
lit. b, Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs-
oder Beitrittsurkunden, Anträge auf vorläufige
Anwendung und Notifikationen über die Rati-
fikation, Annahme oder Genehmigung von
Änderungen, über Beschlüsse, aus der INTELSAT
auszutreten, oder über die Beendigung der vor-
läufigen Anwendung dieses Übereinkommens
hinterlegt.

b) Dieses Übereinkommen, dessen englischer,
französischer und spanischer Wortlaut gleicher-
maßen verbindlich ist, wird im Archiv des
Depositärs hinterlegt. Dieser übermittelt allen
Regierungen, die das Übereinkommen unter-
zeichnet oder Beitrittsurkunden hinterlegt haben,
sowie der Internationalen Fernmelde-Union be-
glaubigte Abschriften dieses Übereinkommens
und notifiziert ihnen Unterzeichnungen, Erklä-
rungen nach Artikel XIX lit. b, die Hinterlegung
von Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs-
oder Beitrittsurkunden, Anträge auf vorläufige
Anwendung, den Beginn der in Artikel XX lit. a
genannten Sechzigtagefrist, das Inkrafttreten
dieses Übereinkommens, die Notifikation der
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung von
Änderungen, das Inkrafttreten von Änderungen,
Beschlüsse, aus der INTELSAT auszutreten, Aus-
tritte und die Beendigung der vorläufigen An-
wendung dieses Übereinkommens. Die Notifika-
tion des Beginns der Sechzigtagefrist erfolgt am
ersten Tag der Frist.
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c) Sogleich nach Inkrafttreten dieses Überein-
kommens läßt es der Depositär nach Artikel 102
der Charta der Vereinten Nationen bei deren
Sekretariat registrieren.

ZU URKUND DESSEN haben die in
Washington versammelten Bevollmächtigten nach
Vorlage ihrer in guter und gehöriger Form be-
fundenen Vollmachten dieses Übereinkommen
unterschrieben.

GESCHEHEN zu Washington am 20. August
1971.

ANLAGE A

AUFGABEN DES GENERALSEKRETÄRS

Der Generalsekretär nimmt nach Artikel XII
lit. b dieses Übereinkommens unter anderem fol-
gende Aufgaben wahr:

1. Er hält die INTELSAT-Verkehrsprognosen
auf dem neuesten Stand und beraumt dafür
regelmäßige regionale Tagungen zur Schätzung
des Verkehrsbedarfs an;

2. er genehmigt Anträge auf Zugang von
Standarderdefunkstellen zum INTELSAT-Welt-
raumsegment, berichtet dem Gouverneursrat
über Anträge auf Zugang von Nichtstandard-
erdefunkstellen und führt Buch über die Zeiten
der Verfügbarkeit bestehender und geplanter
Erdefunkstellen;

3. er führt auf Grund der von den Unter-
zeichnern, den sonstigen Eigentümern von Erde-
funkstellen und dem Auftragnehmer aus dem
Geschäftsführungsvertrag vorgelegten Bericht
Buch über die technischen und betrieblichen
Möglichkeiten und Begrenzungen aller bestehen-
den und geplanten Erdefunkstellen;

4. er unterhält eine Registratur für die Zu-
teilung von Frequenzen an Benützer und sorgt
für die Anmeldung der Frequenzen bei der Inter-
nationalen Fernmelde-Union;

5. er stellt auf Grund der vom Gouverneursrat
genehmigten Planungshypothesen Kapital- und
Betriebsbudgets auf und schätzt die erforder-
lichen Einnahmen;

6. er empfiehlt dem Gouverneursrat Benüt-
zungsgebühren für das INTELSAT-Weltraum-
segment;

7. er empfiehlt dem Gouverneursrat Richt-
linien für die Buchführung;
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8. er führt Bücher und stellt sie auf Ver-
langen des Gouverneursrats für die Buchprüfung
zur Verfügung; er arbeitet monatliche und jähr-
liche finanzielle Aufstellungen aus;

9. er ermittelt die Investitionsanteile der
Unterzeichner, stellt den Unterzeichnern Rech-
nungen über Kapitalbeiträge und den Benützern
Rechnungen über Benützungsgebühren für das
INTELSAT-Weltraumsegment aus; im Namen
der INTELSAT nimmt er Barzahlungen entgegen
und nimmt Einnahmeverteilungen und sonstige
Barauszahlungen an Unterzeichner vor;

10. er unterrichtet den Gouverneursrat über
Unterzeichner, die mit Kapitalbeiträgen, und
über Benützer, die mit der Zahlung von Be-
nützungsgebühren für das INTELSAT-Welt-
raumsegment im Rückstand sind;

11. er genehmigt und begleicht die der
INTELSAT vorgelegten Rechnungen über ge-
nehmigte Käufe und Verträge des geschäfts-
führenden Organs und erstattet dem Auftrag-
nehmer aus dem Geschäftsführungsvertrag die
Auslagen im Zusammenhang mit Käufen und
Verträgen, die im Namen der INTELSAT ge-
schlossen und vom Gouverneursrat genehmigt
worden sind;

12. er verwaltet die Programme der Sozial-
leistungen für das INTELSAT-Personal, zahlt
Gehälter und erstattet genehmigte Auslagen an
das Personal;

13. er investiert und zahlt verfügbare Mittel
ein; er nimmt von diesen Anlagen oder Ein-
lagen die notwendigen Abhebungen vor, um die
Verbindlichkeiten der INTELSAT zu erfüllen;

14. er führt Buch über die INTELSAT-Ver-
mögenswerte und ihre Abschreibung und führt
zusammen mit dem Auftragnehmer aus dem
Geschäftsführungsvertrag und den entsprechen-
den Unterzeichnern die erforderlichen Inventare
über die INTELSAT-Vermögenswerte;

15. er empfiehlt Bedingungen für Verein-
barungen über die Zuteilung der Benützung des
INTELSAT-Weltraumsegments ;

16. er empfiehlt Versicherungsprogramme für
den Schutz der INTELSAT-Vermögenswerte und
sorgt mit Genehmigung des Gouverneursrats für
den erforderlichen Deckungsumfang;

17. er prüft für die Zwecke des Artikels XIV
lit. d dieses Übereinkommens die der INTELSAT
voraussichtlich entstehenden wirtschaftlichen
Folgen geplanter Weltraumsegmenteinrichtungen,
die von den INTELSAT-Weltraumsegmentein-
richtungen unabhängig sind, und erstattet dem
Gouverneursrat darüber Bericht;

18. er stellt die vorläufige Tagesordnung für
die Tagungen der Versammlung der Vertrags-
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parteien, der Versammlung der Unterzeichner,
des Gouverneursrats und ihrer beratenden Aus-
schüsse auf, arbeitet vorläufige Kurzprotokolle
derartiger Tagungen aus und unterstützt die
Vorsitzenden der beratenden Ausschüsse bei der
Vorbereitung ihrer Tagesordnungen, Protokolle
und Berichte an die Versammlung der Vertrags-
parteien, die Versammlung der Unterzeichner
und den Gouverneursrat;

19. er sorgt nach Bedarf für Dolmetscher-
dienste, für die Übersetzung, Vervielfältigung
und Verteilung von Dokumenten sowie für die
Herstellung stenographischer Sitzungprotokolle;

20. er führt ein Verzeichnis der Beschlüsse
der Versammlung der Vertragsparteien, der Ver-
sammlung der Unterzeichner und des Gouver-
neursrats und bereitet die Berichte und den
Schriftverkehr über die während ihrer Sitzungen
gefaßten Beschlüsse vor;

21. er wirkt bei der Auslegung der Geschäfts-
ordnung der Versammlung der Vertragsparteien,
der Versammlung der Unterzeichner und des
Gouverneursrats und der Aufgabenstellung ihrer
beratenden Ausschüsse mit;

22. er trifft Vorkehrungen für alle Tagungen
der Versammlung der Vertragsparteien, der Ver-
sammlung der Unterzeichner und des Gouver-
neursrats sowie ihrer beratenden Ausschüsse;

23. er empfiehlt Verfahren und Vorschriften
für Verträge und Käufe, die im Namen der
INTELSAT geschlossen und getätigt werden;

24. er hält den Gouverneursrat über die Er-
füllung der Verpflichtungen der Auftragnehmer
einschließlich des Auftragnehmers aus dem
Geschäftsführungsvertrag auf dem laufenden;

25. er erstellt und führt eine internationale
Liste von Bewerbern für alle INTELSAT-Be-
schaffungen;

26. zur Wahrnehmung der ihm zugewiesenen
Aufgaben handelt er die hiefür erforderlichen
Aufträge einschließlich der Verträge zur Erlan-
gung der Unterstützung anderer Unternehmen
bei der Durchführung dieser Aufgaben aus, ver-
gibt sie und überwacht ihre Erfüllung;

27. er sorgt dafür, daß die INTELSAT von
ihm selbst oder durch ihn die Rechtsberatung
erhält, die im Zusammenhang mit seinen Auf-
gaben erforderlich ist;

28. er sorgt für einen angemessenen Informa-
tionsdienst zur Unterrichtung der Öffentlichkeit;

29. er trifft alle Vorkehrungen für die Ein-
berufung von Konferenzen zu Verhandlungen
über das in Artikel XV lit. c dieses Überein-
kommens vorgesehene Protokoll über Privilegien,
Befreiungen und Immunitäten.
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ANLAGE B

AUFGABEN DES AUFTRAGNEHMERS AUS
DEM GESCHÄFTSFÜHRUNGSVERTRAG

UND RICHTLINIEN FÜR DEN GESCHÄFTS-
FÜHRUNGSVERTRAG

(1) Der Auftragnehmer aus dem Geschäfts-
führungsvertrag nimmt nach Artikel XII dieses
Übereinkommens folgende Aufgaben wahr:

a) er empfiehlt dem Gouverneursrat unmittel-
bar mit den Zwecken der INTELSAT zusammen-
hängende Forschungs- und Entwicklungspro-
gramme;

b) er wird mit Genehmigung des Gouverneurs-
rats

i) Studien, Forschungs- und Entwicklungs-
aufgaben selbst oder auf Grund eines
Vertrages mit anderen Unternehmen
oder Personen durchführen;

ii) Systemstudien auf dem Gebiet der Tech-
nik, der Wirtschaftlichkeit und der
Kostenwirksamkeit durchführen;

iii) Systemsimulationsversuche und -auswer-
tungen durchführen;

iv) den potentiellen Bedarf an neuen Satel-
liten-Fernmeldediensten untersuchen und
schätzen;

c) er unterrichtet den Gouverneursrat, wenn
Weltraumsegmenteinrichtungen für das INTEL-
SAT-Weltraumsegment beschafft werden müssen;

d) er wird mit Genehmigung des Gouverneurs-
rats Einladungen zur Abgabe von Angeboten
einschließlich der Spezifikationen für die Be-
schaffung von Weltraumsegmenteinrichtungen
ausarbeiten und verteilen;

e) er wertet alle als Antwort auf Einladungen
zur Abgabe von Angeboten eingereichten Ange-
bote aus und macht dem Gouverneursrat zu
diesen Angeboten Empfehlungen;

f) er wird nach den Beschaffungsvorschriften
und den Beschlüssen des Governeursrats

i) im Namen der INTELSAT alle Aufträge
für Weltraumsegmente aushandeln, ver-
geben, ändern und ihre Erfüllung über-
wachen;

ii) Vorkehrungen für Startdienste und die
notwendigen unterstützenden Tätigkei-
ten treffen sowie an den Starts mit-
wirken;

iii) die zum Abschluß einer Versicherung
zum Schutz des INTELSAT-Weltraum-
segments und der Ausrüstungsgegen-
stände für den Start oder für Start-
dienste erforderlichen Schritte unter-
nehmen;
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iv) Bahnverfolgungs-, Telemetrie-, Befehls-
und Steuerungsdienste für die Fernmelde-
satelliten zur Verfügung stellen oder
stellen lassen sowie die Maßnahmen der
Unterzeichner und der sonstigen Eigen-
tümer von Erdefunkstellen koordinieren,
die an der Erbringung dieser Dienste
mitwirken, um die Satelliten in Position
zu bringen und zu halten sowie um
Bahnänderungen und Versuche durchzu-
führen;

v) Dienste für die Überwachung der
Satelliten-Betriebsdaten, der Ausfälle und
der Leistungsfähigkeit sowie der Satel-
litensendeleistung und der von Erdefunk-
stellen benützten Frequenzen zur Ver-
fügung stellen oder stellen lassen sowie
die Maßnahmen der Unterzeichner und
der sonstigen Eigentümer von Erdefunk-
stellen koordinieren, die an der Erbrin-
gung dieser Dienste mitwirken;

g) er empfiehlt dem Gouverneursrat Frequen-
zen für die Benützung durch das INTELSAT-
Weltraumsegment und Pläne für die Standorte
der Fernmeldesatelliten;

h) er betreibt das INTELSAT-Betriebszentrum
und das Zentrum zur technischen Kontrolle von
Raumfahrzeugen;

i) er empfiehlt dem Gouverneursrat obliga-
torische und nicht obligatorische Betriebsdaten
für die Standarderdefunkstellen;

j) er beurteilt Anträge auf Zugang von Nicht-
standarderdefunkstellen zum INTELSAT-Welt-
raumsegment;

k) er teilt auf Grund der Entscheidungen des
Gouverneursrats INTELSAT-Weltraumsegment-
Kapazitätseinheiten zu;

l) er bereitet Betriebspläne für das System
(einschließlich Studien über den Netzaufbau und
Ersatzschaltpläne), Verfahren, Richtlinien, Tech-
niken und Normen zur Annahme durch den
Gouverneursrat vor und koordiniert sie;

m) er bereitet Frequenzpläne für die Erde-
funkstellen mit Zugang zum INTELSAT-Welt-
raumsegment vor, koordiniert und verteilt sie;

n) er arbeitet Berichte über den Zustand des
Systems einschließlich seiner gegenwärtigen und
geplanten Benützung aus und verteilt sie;

o) er verteilt Informationen über neue Fern-
meldedienste und -verfahren an Unterzeichner
und sonstige Benützer;

p) er analysiert für die Zwecke des Artikels XIV
lit. d dieses Übereinkommens die für die INTEL-
SAT voraussichtlich entstehenden technischen
und betrieblichen Folgen etwaiger geplanter, von
den INTELSAT-Weltraumsegmenteinrichtungen
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unabhängiger Weltraumsegmenteinrichtungen,
darunter auch die Auswirkungen auf die Fre-
quenz- und Standortpläne, und erstattet dem
Gouverneursrat darüber Bericht;

q) er stellt dem Generalsekretär die zur Wahr-
nehmung seiner Verantwortlichkeit gegenüber
dem Gouverneursrat nach Punkt 24 der An-
lage A erforderlichen Informationen zur Ver-
fügung;

r) er gibt nach Artikel 17 des Betriebsüber-
einkommens Empfehlungen im Hinblick auf den
Erwerb, die Bekanntgabe, die Verteilung und den
Schutz von Rechten an Erfindungen und techni-
schen Informationen ab;

s) er sorgt entsprechend den Beschlüssen des
Gouverneursrats dafür, daß den Unterzeichnern
und Dritten die Rechte der INTELSAT an Er-
findungen und technischen Informationen nach
Artikel 17 des Betriebsübereinkommens zur Ver-
fügung gestellt werden, und schließt im Namen
der INTELSAT Lizenzverträge;

t) er trifft alle betrieblichen, technischen,
finanziellen, Beschaffungs-, Verwaltungs- und
Hilfsmaßnahmen, die zur Erfüllung der vorge-
nannten Aufgaben erforderlich sind.

(2) Der Geschäftsführungsvertrag enthält an-
gemessene Bedingungen für die Durchführung
der entsprechenden Bestimmungen des Arti-
kels XII dieses Übereinkommens und sieht fol-
gendes vor:

a) Erstattung aller belegten und festgestellten
direkten und indirekten Auslagen, die dem Auf-
tragnehmer aus dem Geschäftsführungsvertrag
auf Grund jenes Vertrages ordnungsgemäß er-
wachsen sind, durch die INTELSAT in US-Dollar;

b) Zahlung eines festen Entgelts, dessen jähr-
liche Höhe zwischen dem Gouverneursrat und
dem Auftragnehmer ausgehandelt wird, an den
Auftragnehmer aus dem Geschäftsführungsver-
trag in US-Dollar;

c) regelmäßige Überprüfung der Auslagen nach
lit. a durch den Gouverneursrat in Konsultation
mit dem Auftragnehmer aus dem Geschäfts-
führungsvertrag;

d) Einhaltung der Beschaffungsrichtlinien und
-verfahren der INTELSAT nach den einschlägigen
Bestimmungen dieses Übereinkommens und des
Betriebsübereinkommens beim Einholen von
Angeboten und beim Aushandeln von Aufträgen
im Namen der INTELSAT;

e) Bestimmungen über Erfindungen und tech-
nische Informationen, die mit Artikel 17 des
Betriebsübereinkommens in Einklang stehen;

f) Beteiligung von technischem Personal, das
der Gouverneursrat unter Mitwirkung des Auf-
tragnehmers aus dem Geschäftsführungsvertrag
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aus einem von den Unterzeichnern bezeichneten
Personenkreis auswählt, an der Auswertung von
Plänen und Spezifikationen für Ausrüstungen
für das Weltraumsegment;

g) Beilegung von Streitigkeiten oder Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen der INTELSAT
und dem Auftragnehmer aus dem Geschäfts-
führungsvertrag, die auf Grund des Geschäfts-
führungsvertrages entstehen, nach den Vergleichs-
und Schiedsvorschriften der Internationalen
Handelskammer ;

h) Lieferung von Informationen, die ein
Gouverneur verlangt, um seine Aufgaben ab
solcher erfüllen zu können, an den Gouverneurs-
rat durch den Auftragnehmer aus dem Geschäfts-
führungsvertrag.

ANLAGE C

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE BEILEGUNG
VON STREITIGKEITEN NACH

ARTIKEL XVIII DIESES ÜBEREINKOMMENS
UND ARTIKEL 20 DES BETRIEBSÜBEREIN-

KOMMENS

ARTIKEL 1

Parteien in einem nach dieser Anlage einge-
leiteten Schiedsverfahren sind nur die in Arti-
kel XVIII dieses Übereinkommens und in Arti-
kel 20 und der Anlage des Betriebsüberein-
kommens bezeichneten Parteien.

ARTIKEL 2

Ein nach dieser Anlage ordnungsgemäß gebil-
detes Schiedsgericht, das aus drei Mitgliedern
besteht, ist in allen nach Artikel XVIII dieses
Übereinkommens oder nach Artikel 20 oder der
Anlage des Betriebsübereinkommens zu entschei-
denden Streitigkeiten zuständig.

ARTIKEL 3

a) Spätestens sechzig Tage vor dem Eröff-
nungsdatum der ersten und jeder folgenden
ordentlichen Tagung der Versammlung der Ver-
tragsparteien kann jede Vertragspartei dem
geschäftsführenden Organ die Namen von höch-
stens zwei Rechtssachverständigen nennen, die
vom Ende der Tagung bis zum Ende der nächsten
ordentlichen Tagung der Versammlung der Ver-
tragsparteien verfügbar sind, um als Präsidenten
oder Mitglieder der nach dieser Anlage einge-
setzten Gerichte tätig zu werden. Das geschäfts-
führende Organ stellt eine Liste dieser Personen
zusammen, der es alle von der benennenden
Vertragspartei mitgeteilten biographischen Unter-
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lagen beigefügt, und verteilt diese Liste späte-
stens dreißig Tage vor dem Eröffnungsdatum
der betreffenden Tagung an alle Vertragsparteien.
Ist eine benannte Person aus irgendeinem Grund
innerhalb dieser sechzig Tage vor dem Eröff-
nungsdatum der Tagung der Versammlung der
Vertragsparteien verhindert, sich in die Sach-
verständigengruppe aufnehmen zu lassen, so
kann die sie benennende Vertragspartei bis vier-
zehn Tage vor dem Eröffnungsdatum der Tagung
der Versammlung der Vertragsparteien statt
dessen einen anderen Rechtssachverständigen be-
nennen.

b) Aus der unter lit. a genannten Liste wählt
die Versammlung der Vertragsparteien elf Per-
sonen für eine Gruppe aus, aus der die Präsiden-
ten der Gerichte gewählt werden sollen sowie
einen Stellvertreter für jedes Gruppenmitglied.
Mitglieder und Stellvertreter bleiben während
der unter lit. a bezeichneten Zeit im Amt. Kann
ein Mitglied nicht länger Mitglied der Gruppe
bleiben, so wird es durch seinen Stellvertreter
ersetzt.

c) Das geschäftsführende Organ beruft die
Gruppe so bald wie möglich nach ihrer Bildung
ein, damit sie einen Vorsitzenden bestimmt. Die
Gruppe ist beschlußfähig, wenn bei einer Sitzung
neun der elf Mitglieder anwesend sind. Die
Gruppe bestimmt in geheimer, erforderlichenfalls
wiederholter Abstimmung mit den Stimmen von
mindestens sechs Mitgliedern eines ihrer Mit-
glieder zum Vorsitzenden. Der auf diese Weise
bestimmte Vorsitzende übt sein Amt für den
Rest seiner Amtszeit als Mitglied der Gruppe
aus. Die Kosten der Sitzung der Gruppe gelten
als Verwaltungskosten der INTELSAT im Sinne
des Artikels 8 des Betriebsübereinkommens.

d) Sind sowohl ein Mitglied der Gruppe als
auch sein Stellvertreter verhindert, ihr Amt aus-
zuüben, so besetzt die Versammlung der Ver-
tragsparteien die freigewordenen Sitze aus der
unter lit. a erwähnten Liste. Tritt jedoch die
Versammlung der Vertragsparteien nicht inner-
halb von neunzig Tagen nach Freiwerden der
Sitze zusammen, so werden sie durch Wahl des
Gouverneursrats aus der unter lit. a erwähnten
Liste besetzt, wobei jeder Gouverneur eine
Stimme hat. Die als Ersatz für ein Mitglied
oder einen Stellvertreter, dessen Amtszeit nicht
abgelaufen ist, gewählten Personen üben ihr Amt
für den verbleibenden Teil der Amtszeit ihres
Vorgängers aus. Wird das Amt des Vorsitzenden
der Gruppe frei, so wird es von der Gruppe
durch Bestimmung eines ihrer Mitglieder nach
dem unter lit. c vorgeschriebenen Verfahren be-
setzt.
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e) Bei der Wahl der Mitglieder der Gruppe
und der Stellvertreter nach lit. b oder d sorgt
die Versammlung der Vertragsparteien oder der
Gouverneursrat dafür, daß die Gruppe stets so
zusammengesetzt ist, daß eine angemessene geo-
graphische Vertretung sowie eine Vertretung der
unter den Vertragsparteien bestehenden wichtig-
sten Rechtssysteme gewährleistet ist.

f) Gruppenmitglieder oder Stellvertreter, die
bei Ablauf ihrer Amtszeit an einem Schieds-
gericht tätig sind, setzen ihre Tätigkeit bis zum
Abschluß aller beim Schiedsgericht anhängigen
Schiedsverfahren fort.

g) Entsteht in der Zeit zwischen dem Inkraft-
treten dieses Übereinkommens und der Ein-
setzung der ersten Sachverständigengruppe und
ihrer Stellvertreter nach lit. b zwischen den in
Artikel 1 dieser Anlage genannten Parteien ein
Rechtsstreit, so wird die nach Artikel 3 lit. b
des Zusatzübereinkommens vom 4. Juni 1965
über die Schiedsgerichtsbarkeit eingesetzte Sach-
verständigengruppe zur Beilegung der Streitigkeit
herangezogen. Diese Gruppe wird für die Zwecke
des Artikels XVIII dieses Übereinkommens sowie
des Artikels 20 und der Anlage des Betriebs-
übereinkommens in Übereinstimmung mit der
vorliegenden Anlage tätig.

ARTIKEL 4

a) Ein Kläger, der einen Rechtsstreit einem
Schiedsverfahren zu unterwerfen wünscht, hat
jedem Beklagten und dem geschäftsführenden
Organ ein Schriftstück zuzuleiten, das folgende
Angaben enthält:

i) eine ausführliche Darstellung der dem
Schiedsverfahren zu unterwerfenden
Streitigkeit, die Gründe, aus denen jeder
Beklagte zur Teilnahme an dem Schieds-
verfahren aufgefordert wird, und das
Klagebegehren;

ii) eine Darlegung der Gründe, aus denen
der Streitgegenstand in die Zuständigkeit
des nach dieser Anlage zu bildenden Ge-
richts fällt und dem Klagebegehren statt-
gegeben werden kann, wenn das Gericht
zugunsten des Klägers erkennt;

iii) eine Darlegung der Gründe, aus denen
es dem Kläger unmöglich war, die
Streitigkeit innerhalb einer angemessenen
Zeit durch Verhandlungen oder durch
andere Mittel als ein Schiedsverfahren
beizulegen;

iv) im Fall einer Streitigkeit, für die nach
Artikel XVIII dieses Übereinkommens
oder nach Artikel 20 des Betriebsüber-
einkommens die Zustimmung der Streit-
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parteien Voraussetzung für ein Schieds-
verfahren nach dieser Anlage ist, einen
Nachweis dieser Zustimmung;

v) den Namen der Person, die der Kläger
zum Mitglied des Schiedsgerichts be-
stimmt hat.

b) Das geschäftsführende Organ übermittelt
jeder Vertragspartei und jedem Unterzeichner
sowie dem Vorsitzenden der Gruppe umgehend
eine Abschrift des ihm nach lit. a zugeleiteten
Schriftstücks.

ARTIKEL 5

a) Innerhalb von sechzig Tagen, nachdem alle
Beklagten Abschriften des in Artikel 4 lit. a
dieser Anlage beschriebenen Schriftstückes erhal-
ten haben, bestimmt die beklagte Partei eine
Person, die als Mitglied des Gerichts tätig werden
soll. Innerhalb dieser Frist können die Beklagten
gemeinsam oder einzeln jeder Streitpartei und
dem geschäftsführenden Organ ein Schriftstück
übermitteln, in dem ihre Antworten auf das in
Artikel 4 lit. a dieser Anlage bezeichnete Schrift-
stück sowie etwaige Widerklagen enthalten sind,
die sich aus dem Streitgegenstand ergeben. Das
geschäftsführende Organ übermittelt dem Vor-
sitzenden der Gruppe umgehend eine Abschrift
dieser Schriftstücke.

b) Nimmt die beklagte Partei eine solche Be-
stimmung nicht innerhalb der gewährten Frist
vor, so bestimmt der Vorsitzende der Gruppe
eine Person aus der Mitte der Sachverständigen,
deren Namen dem geschäftsführenden Organ
nach Artikel 3 lit. a dieser Anlage mitgeteilt
wurden.

c) Innerhalb von dreißig Tagen nach Bestim-
mung der beiden Mitglieder des Gerichts haben
sich diese auf eine dritte Person zu einigen, die
aus der nach Artikel 3 dieser Anlage gebildeten
Gruppe gewählt und als Präsident des Schieds-
gerichts tätig wird. Wird innerhalb dieser Frist
keine Einigung erzielt, so kann jedes der beiden
bestimmten Mitglieder den Vorsitzenden der
Gruppe unterrichten, der innerhalb von zehn
Tagen ein Mitglied der Gruppe außer sich selbst
bestimmen kann, als Präsident des Gerichts tätig
zu werden.

d) Das Gericht ist gebildet, sobald der Präsi-
dent gewählt ist.

ARTIKEL 6

a) Wird aus Gründen, die nach Ansicht des
Präsidenten oder der verbleibenden Mitglieder
des Gerichts unabhängig vom Willen der Streit-
parteien oder mit einer ordnungsgemäßen Füh-
rung des Schiedsverfahrens vereinbar sind, ein
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Sitz des Gerichts frei, so wird er nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen besetzt:

i) Wird der Sitz infolge des Rücktritts
eines von einer Streitpartei ernannten
Mitglieds frei, so bestimmt diese Partei
innerhalb von zehn Tagen nach Frei-
werden des Sitzes einen Ersatz;

ii) wird der Sitz infolge des Rücktritts des
Präsidenten des Gerichts oder eines
anderen vom Vorsitzenden ernannten
Mitglieds des Gerichts frei, so wird aus
der Gruppe nach Artikel 5 lit. c bzw. b
dieser Anlage ein Ersatz bestimmt.

b) Wird ein Sitz des Gerichts aus einem ande-
ren als den unter lit. a beschriebenen Gründen
frei oder wird ein nach lit. a freigewordener Sitz
nicht besetzt, so sind die verbleibenden Mitglieder
des Gerichts ungeachtet des Artikels 2 dieser An-
lage befugt, auf Antrag einer Partei das Ver-
fahren fortzuführen und die endgültige Entschei-
dung des Gerichts zu verkünden.

ARTIKEL 7

a) Das Gericht bestimmt Tag und Ort seiner
Sitzungen.

b) Das Verfahren findet unter Ausschluß der
Öffentlichkeit statt, und alle dem Gericht vor-
gelegten Unterlagen sind vertraulich; jedoch
haben die INTELSAT und die Vertragsparteien,
die Unterzeichner bestimmt haben, welche Par-
teien in dem Verfahren sind, bzw. die Unter-
zeichner, die von Vertragsparteien bestimmt
wurden, welche Parteien in dem Verfahren sind,
ein Recht auf Anwesenheit und Einsicht in die
vorgelegten Unterlagen. Ist die INTELSAT Par-
tei in dem Verfahren, so haben alle Vertrags-
parteien und Unterzeichner ein Recht auf An-
wesenheit und Einsicht in die vorgelegten Unter-
lagen.

c) Im Falle einer Streitigkeit über die Zu-
ständigkeit des Gerichts befaßt sich das Gericht
zuerst mit dieser Frage und verkündet seine
Entscheidung so bald wie möglich.

d) Das Verfahren ist schriftlich; jede Partei
hat das Recht, zur Stützung ihres tatsächlichen
und rechtlichen Vorbringens schriftliche Beweis-
mittel vorzulegen. Jedoch können, wenn das
Gericht dies für zweckmäßig hält, mündliche
Ausführungen und Zeugenaussagen gemacht wer-
den.

e) Das Verfahren beginnt mit der Einreichung
der Klageschrift, in der die Ausführungen des
Klägers, die damit zusammenhängenden Tat-
sachen, gestützt durch Beweismittel, sowie die



1618 76. Stück — Ausgegeben am 20. Juli 1973 — Nr. 343

herangezogenen Rechtsgrundsätze enthalten sind.
Darauf folgt die Klagebeantwortung. Der Kläger
kann auf die Klagebeantwortung eine Replik
einreichen. Zusätzliche Schriftsätze werden nur
eingereicht, wenn das Gericht dies für erforder-
lich hält.

f) Das Gericht kann über Widerklagen ent-
scheiden, die sich unmittelbar aus dem Streit-
gegenstand ergeben, sofern sie in seine in
Artikel XVIII dieses Übereinkommens und in
Artikel 20 oder der Anlage des Betriebsüber-
einkommens festgelegte Zuständigkeit fallen.

g) Einigen sich die Parteien während des Ver-
fahrens, so wird dies in Form einer mit Zustim-
mung der Parteien verkündeten Entscheidung des
Gerichts festgehalten.

h) Das Gericht kann das Verfahren jederzeit
beenden, wenn es entscheidet, daß die Streitig-
keit seine in Artikel XVIII des Übereinkommens
sowie in Artikel 20 und in der Anlage des
Betriebsübereinkommens festgelegte Zuständig-
keit überschreitet.

i) Die Beratungen des Gerichts sind geheim.

j) Die Entscheidungen des Gerichts ergehen
schriftlich und werden schriftlich begründet. Die
Beschlüsse und Entscheidungen bedürfen der Zu-
stimmung von mindestens zwei Mitgliedern. Ein
Mitglied, dessen Meinung von der Entscheidung
abweicht, kann eine getrennte schriftliche Be-
gründung vorlegen.

k) Das Gericht übermittelt seine Entscheidung
dem geschäftsführenden Organ, das sie an alle
Vertragsparteien und Unterzeichner verteilt.

l) Das Gericht kann im Einklang mit den
in dieser Anlage niedergelegten Verfahrensregeln
zusätzliche Verfahrensregeln annehmen, wenn
dies für das Verfahren erforderlich ist.

ARTIKEL 8

Wird eine Partei nicht tätig, so kann die
andere Partei das Gericht ersuchen, eine Ent-
scheidung zu ihren Gunsten zu fällen. Vor Ab-
gabe seiner Entscheidung hat sich das Gericht
zu vergewissern, daß es zuständig und der Fall
tatsächlich und rechtlich begründet ist.

ARTIKEL 9

a) Eine Vertragspartei, die einen Unterzeichner
bestimmt hat, der Partei in einer Sache ist, hat
das Recht, dem Verfahren beizutreten und zu-
sätzlich Partei zu werden. Der Beitritt zum Ver-
fahren erfolgt durch eine entsprechende schrift-
liche Mitteilung an das Gericht und die anderen
Parteien.
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b) Jede andere Vertragspartei, jeder Unter-
zeichner oder die INTELSAT kann, wenn sie
der Ansicht sind, daß sie ein wesentliches Inter-
esse an der Entscheidung der Sache haben, beim
Gericht beantragen, dem Verfahren beizutreten
und zusätzlich Partei zu werden. Beschließt das
Gericht, daß der Antragsteller ein wesentliches
Interesse an der Entscheidung der Sache hat, so
gibt es dem Antrag statt.

ARTIKEL 10

Das Gericht kann auf Ersuchen einer Partei
oder von sich aus Sachverständige ernennen,
deren Beiziehung es für erforderlich hält.

ARTIKEL 11

Jede Vertragspartei, jeder Unterzeichner und
die INTELSAT stellen alle Unterlagen zur Ver-
fügung, die das Gericht entweder auf Ersuchen
einer Partei oder von sich aus für das Verfahren
und die Erledigung der Streitigkeit für erforder-
lich hält.

ARTIKEL 12

Vor Abgabe eines Endurteils kann das Gericht
wahrend der Beratung der Sache vorläufige Maß-
nahmen aufzeigen, die es für geeignet hält, die
jeweiligen Rechte der Streitparteien zu schützen.

ARTIKEL 13

a) Die Entscheidung des Gerichts stützt sich

i) auf dieses Übereinkommen und das
Betriebsübereinkommen sowie

ii) auf allgemein anerkannte Rechtsgrund-
sätze.

b) Die Entscheidung des Gerichts einschließ-
lich einer nach Artikel 7 lit. g dieser Anlage
auf Grund einer Einigung zwischen den Parteien
gefällten Entscheidung ist für alle Parteien ver-
bindlich und ist von ihnen redlich auszuführen.
Ist die INTELSAT Partei und entscheidet das
Gericht, daß ein Beschluß eines ihrer Organe
nichtig ist, weil er nicht durch dieses Überein-
kommen und das Betriebsübereinkommen ge-
stattet ist oder nicht in Einklang damit steht,
so ist die Entscheidung des Gerichts für alle
Vertragsparteien und Unterzeichner verbindlich.

c} Bei Streitigkeiten über der. Sinn oder die
Tragweite seiner Entscheidung legt sie das Gericht
auf Ersuchen einer Streitpartei aus.
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ARTIKEL 14

Sofern nicht das Gericht wegen der besonderen
Umstände des Falles etwas anderes beschließt,
werden die Kosten des Gerichts einschließlich
der Bezüge seiner Mitglieder zu gleichen Teilen
von den Streitparteien getragen. Besteht eine
Partei aus mehreren Klägern bzw. Beklagten,
so wird der Kostenanteil dieser Partei vom Ge-
richt unter die einzelnen Kläger bzw. Beklagten
dieser Partei aufgeteilt. Ist die INTELSAT
Partei, so gelten ihre mit dem Schiedsverfahren
verbundenen Kosten als Verwaltungskosten der
INTELSAT im Sinne des Artikels 8 des Betriebs-
übereinkommens.

ANLAGE D

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

(1) Kontinuität der INTELSAT-Tätigkeiten

Jeder nach dem Vorläufigen Übereinkommen
oder dem Sonder-Übereinkommen gefaßte Be-
schluß des Interimsausschusses für das Satelliten-
Fernmeldewesen, der bei Außerkrafttreten jener
Übereinkommen gültig ist, bleibt uneingeschränkt
in Kraft und wirksam, sofern und solange er
nicht mittels oder auf Grund des vorliegenden
Übereinkommens oder des Betriebsübereinkom-
mens geändert oder aufgehoben wird.

(2) Geschäftsführung

Während der Zeit unmittelbar nach Inkraft-
treten dieses Übereinkommens wird die
„Communications Satellite Corporation" weiter-
hin als Geschäftsführer für die Planung und Ent-
wicklung, den Bau und die Errichtung, den
Betrieb und die Instandhaltung des INTELSAT-
Weltraumsegments nach Maßgabe derselben Be-
dingungen tätig sein, die auf ihre Rolle als
Geschäftsführer nach dem Vorläufigen Überein-
kommen und dem Sonder-Übereinkommen an-
wendbar waren. Bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben ist sie durch alle einschlägigen Bestim-
mungen des vorliegenden Übereinkommens und
des Betriebsübereinkommens gebunden und
bleibt insbesondere den allgemeinen Zielsetzungen
und besonderen Beschlüssen des Gouverneursrats
verpflichtet,

i) bis der Gouverneursrat beschließt, daß
das geschäftsführende Organ bereit ist,
die Verantwortung für die Wahrneh-
mung aller oder einzelner Aufgaben des
geschäftsführenden Organs nach Arti-
kel XII dieses Übereinkommens zu
übernehmen; danach wird die „Com-
munications Satellite Corporation" von
ihrer Verantwortung für die Wahrneh-
mung der Aufgaben in dem Maße ent-
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bunden, als diese von dem geschäfts-
führenden Organ übernommen werden,
und

ii) bis der Geschäftsführungsvertrag nach
Artikel XII lit. a Ziffer ii dieses Über-
einkommens wirksam wird; danach
treten die Bestimmungen des vorliegen-
den Absatzes für die Aufgaben außer
Kraft, die von dem Vertrag erfaßt wer-
den.

(3) Regionale Vertretung

In der Zeit vom Inkrafttreten dieses Über-
einkommens bis zur Amtsübernahme durch den
Generalsekretär wird der Anspruch einer Gruppe
von Unterzeichnern nach Artikel IX lit. c des
Übereinkommens, die nach Artikel IX lit. a
Ziffer iii des Übereinkommens um Vertretung
im Gouverneursrat nachsucht, mit Eingang eines
schriftlichen Antrags dieser Gruppe bei der
„Communications Satellite Corporation" wirk-
sam.

(4) Privilegien und Immunitäten

Die Vertragsparteien dieses Übereinkommens,
die Vertragsparteien des Vorläufigen Überein-
kommens waren, gewähren den jeweiligen Nach-
folgepersonen und -stellen bis zum Inkrafttreten
des Amtssitzabkommens bzw. des Protokolls
nach Artikel XV dieses Übereinkommens die
Privilegien, Befreiungen und Immunitäten, die
sie unmittelbar vor Inkrafttreten dieses Über-
einkommens dem Internationalen Fernmelde-
Satellitenkonsortium, den Unterzeichnern des
Sonder-Übereinkommens, dem Interimsausschuß
für das Satelliten-Fernmeldewesen und ihren
Vertretern gewährt haben.
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(Übersetzung)

BETRIEBSÜBEREINKOMMEN ÜBER DIE
INTERNATIONALE FERNMELDESA-
TELLITENORGANISATION „INTELSAT"

PRÄAMBEL

Die Unterzeichner dieses Betriebsübereinkom-
mens — in der Erwägung, daß sich die Vertrags-
staaten des Übereinkommens über die Internatio-
nale Fernmeldesatellitenorganisation „INTEL-
SAT" in dem Übereinkommen verpflichtet haben,
dieses Betriebsübereinkommen zu unterzeichnen
oder einen Fernmelde-Rechtsträger zu bestim-
men, der es unterzeichnet — sind wie folgt

-übereingekommen:

ARTIKEL 1

(Begriffsbestimmungen)

a) In diesem Betriebsübereinkommen haben
die nachstehenden Ausdrücke folgende Bedeu-
tung:

i) „Übereinkommen" bezeichnet das Über-
einkommen über die Internationale Fern-
meldesatellitenorganisation „INTEL-
SAT";

ii) „Tilgung" umfaßt auch die Abschreibung;

iii) „Vermögenswert" bezeichnet jeden wie
auch immer gearteten Gegenstand, der
Eigentum sein kann, sowie vertragliche
Rechte.

b) Die Begriffsbestimmungen in Artikel I des
Übereinkommens gelten auch für dieses Betriebs-
übereinkommen.

ARTIKEL 2

(Rechte und Pflichten der Unterzeichner)

Jeder Unterzeichner erwirbt die im Überein-
kommen und in diesem Betriebsübereinkommen
für Unterzeichner vorgesehenen Rechte und ver-
pflichtet sich, die ihm durch die genannten Über-
einkommen auferlegten Pflichten zu erfüllen.
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ARTIKEL 3

(Übertragung von Rechten und Pflichten)

a) Mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Übereinkommens und dieses Betriebsübereinkom-
mens und vorbehaltlich des Artikels 19 dieses
Betriebsübereinkommens

i) gehen alle Eigentumsrechte und vertrag-
lichen Rechte sowie alle sonstigen Rechte
— einschließlich der Rechte am Welt-
raumsegment —, welche die Unterzeich-
ner des Sonder-Übereinkommens auf
Grund des Vorläufigen Übereinkommens
und des Sonder-Übereinkommens zu dem
genannten Zeitpunkt ungeteilt besitzen,
in das Eigentum der INTELSAT über;

ii) werden alle Verpflichtungen und Ver-
bindlichkeiten, die von den Unterzeich-
nern des Sonder-Übereinkommens oder
in ihrem Namen bei der Anwendung
des Vorläufigen Übereinkommens und
des Sonder-Übereinkommens gemeinsam
eingegangen wurden und die zu dem ge-
nannten Zeitpunkt bestehen oder sich aus
vor diesem Zeitpunkt liegenden Hand-
lungen oder Unterlassungen ergeben, zu
Verpflichtungen und Verbindlichkeiten
der INTELSAT. Diese Ziffer gilt jedoch
nicht für derartige Verpflichtungen oder
Verbindlichkeiten auf Grund von Maß-
nahmen oder Beschlüssen, die getroffen
wurden, nachdem das Übereinkommen
zur Unterzeichnung aufgelegt wurde, und
die nach Inkrafttreten dieses Überein-
kommens vom Gouverneursrat nicht
ohne die in Artikel III lit. f des Über-
einkommens vorgesehene vorherige Ge-
nehmigung der Versammlung der Ver-
tragsparteien hätten getroffen werden
können.

b) Die INTELSAT ist Eigentümerin des
INTELSAT-Weltraumsegments und aller sonsti-
gen von ihr erworbenen Vermögenswerte.

c) Die finanzielle Beteiligung jedes Unterzeich-
ners an der INTELSAT entspricht dem Betrag,
der sich dadurch ergibt, daß sein Investitions-
anteil auf die nach Artikel 7 durchgeführte Be-
wertung angewendet wird.

ARTIKEL 4

(Finanzielle Beiträge)

a) Jeder Unterzeichner leistet Beiträge zu dem
vom Gouverneursrat nach dem Übereinkommen
und diesem Betriebsübereinkommen festgelegten
Kapitalbedarf im Verhältnis seines nach Artikel 6
dieses Betriebsübereinkommens festgelegten Inve-
stitionsanteils und erhält Kapitalrückzahlungen
und eine Entschädigung für die Nutzung des
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Kapitals nach Artikel 8 dieses Betriebsüberein-
kommens.

b) Der Kapitalbedarf umfaßt alle direkten
und indirekten Kosten für die Planung und Ent-
wicklung, den Bau und die Errichtung des INTEL-
SAT-Weltraumsegments und für sonstige INTEL-
SAT-Vermögenswerte sowie die Beiträge, welche
die Unterzeichner nach Artikel 8 lit. f und Arti-
kel 18 lit. b an die INTELSAT zu zahlen haben.
Der Gouverneursrat bestimmt den finanziellen
Bedarf der INTELSAT, der durch die Kapital-
beiträge der Unterzeichner zu decken ist.

c) Jeder Unterzeichner als Benutzer des INTEL-
SAT-Weltraumsegments sowie alle anderen Be-
nutzer zahlen angemessene Benützungsgebühren,
die nach Artikel 8 festgesetzt werden.

d) der Gouverneursrat stellt einen Zeitplan
für die Zahlungen auf, die nach diesem Betriebs-
übereinkommen zu leisten sind. Für jeden Betrag,
der zu dem für die Zahlung festgesetzten Zeit-
punkt nicht gezahlt ist, werden Zinsen erhoben,
die nach einem vom Gouverneursrat festzuset-
zenden Zinssatz berechnet werden.

ARTIKEL 5

(Kapitalhöchstgrenze)

a) Für den Gesamtbetrag der Nettokapitalbei-
träge der Unterzeichner und der ausstehenden
vertraglichen Kapitalverpflichtungen der INTEL-
SAT besteht eine Höchstgrenze. Dieser Betrag
setzt sich zusammen aus den kumulativen Kapital-
beiträgen, welche die Unterzeichner des Sonder-
Übereinkommens nach dessen Artikel 3 und 4
und die Unterzeichner dieses Betriebsüberein-
kommens nach dessen Artikel 4 geleistet haben,
abzüglich des ihnen auf Grund des Sonder-Über-
einkommens und dieses Betriebsübereinkommens
zurückgezahlten kumulativen Kapitals und zu-
züglich des ausstehenden Betrags der vertrag-
lichen Kapitalverpflichtungen der INTELSAT.

b) Die unter lit. a genannte Höchstgrenze liegt
bei 500 Millionen US-Dollar oder bei dem nach
lit. c oder d genehmigten Betrag.

c) Der Gouverneursrat kann der Versammlung
der Unterzeichner empfehlen, die nach lit. - b
gültige Höchstgrenze heraufzusetzen. Diese Emp-
fehlung wird von der Versammlung der Unter-
zeichner geprüft, und die heraufgesetzte Höchst-
grenze wird nach Genehmigung durch die Ver-
sammlung der Unterzeichner gültig.

d) Der Gouverneursrat kann jedoch die Höchst-
grenze bis auf 10 v. H. über die Grenze von
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500 Millionen US-Dollar oder über die gegebe-
nenfalls von der Versammlung der Unterzeichner
nach lit. c genehmigte höhere Grenze herauf-
setzen.

ARTIKEL 6

(Investitionsanteile)

a) Sofern nicht in diesem Artikel etwas anderes
bestimmt ist, hat jeder Unterzeichner einen Inve-
stitionsanteil, der seinem Anteil an der gesamten
Benützung des INTELSAT-Weltraumsegments
durch alle Unterzeichner entspricht.

b) Für die Zwecke der lit. a wird die Benützung
des INTELSAT-Weltraumsegments durch einen
Unterzeichner folgendermaßen festgestellt: Die
Gebühren, die der betreffende Unterzeichner
für die Benützung des Weltraumsegments an die
INTELSAT zahlen muß, werden durch die Zahl
der Tage geteilt, für welche die Gebühren inner-
halb der sechs Monate zu zahlen waren, die dem
Tag des Wirksamwerdens der Festlegung der
Investitionsanteile nach lit. c. Ziffer i, ii oder v
vorausgehen. Betrug jedoch die Zahl der Tage,
für die ein Unterzeichner während dieser sechs
Monate Benützungsgebühren zahlen mußte, weni-
ger als neunzig, so werden diese Gebühren bei
der Festlegung der Investitionsanteile nicht be-
rücksichtigt.

c) Die Investitionsanteile werden mit Wirkung
von folgenden Zeitpunkten festgelegt:

i) dem Tag des Inkrafttretens dieses Be-
triebsübereinkommens ;

ii) dem 1. März jedes Jahres; tritt jedoch
dieses Betriebsübereinkommen weniger
als sechs Monate vor dem folgenden
1. März in Kraft, so erfolgt keine Fest-
legung nach dieser Ziffer, die mit diesem
Tag wirksam wird;

iii) dem Tag des Inkrafttretens dieses Be-
triebsübereinkommens für einen neuen
Unterzeichner;

iv) dem Tag, mit dem der Austritt eines
Unterzeichners aus der INTELSAT wirk-
sam wird, und

v) dem Tag, an dem ein Unterzeichner, der
auf Grund der Benützung durch seine
eigene Erdefunkstelle zum erstenmal Ge-
bühren für die Benützung des INTEL-
SAT-Weltraumsegments zu zahlen hat,
eine Festlegung beantragt, sofern der
Zeitpunkt des Antrags wenigstens neun-
zig Tage nach dem Zeitpunkt liegt, an
dem die Gebühren für die Benützung des
Weltraumsegments fällig wurden.

d) i) Jeder Unterzeichner kann beantragen, daß
ihm ein niedrigerer Investitionsanteil zu-
geteilt wird, falls eine Festlegung von
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Investitionsanteilen nach lit. c zu einem
höheren Investitionsanteil führen würde
als seine Quote bzw. sein Investitions-
anteil, den er unmittelbar vor dieser
Festlegung hatte; jedoch darf sein Investi-
tionsanteil nicht kleiner sein als die End-
quote, die er nach dem Sonder-Überein-
kommen hatte, bzw. der Investitionsan-
teil, den er unmittelbar vor dieser Fest-
legung hatte. Die Anträge sind bei der
INTELSAT zu hinterlegen und haben
den gewünschten niedrigeren Investi-
tionsanteil anzugeben. Die INTELSAT
notifiziert diese Anträge umgehend allen
Unterzeichnern; den Anträgen wird in
dem Maße entsprochen, in dem andere
Unterzeichner einer Erhöhung ihrer In-
vestitionsanteile zustimmen.

ii) Jeder Unterzeichner kann der INTEL-
SAT — gegebenenfalls unter Angabe
einer Betragsgrenze — mitteilen, daß er
bereit ist, einer Erhöhung seines Investi-
tionsanteils zuzustimmen, damit den An-
trägen auf Herabsetzung der Investitions-
anteile nach Ziffer i entsprochen werden
kann. Unter Berücksichtigung dieser Be-
tragsgrenzen wird der Gesamtbetrag der
nach Ziffer i beantragten Herabsetzung
der Investitionsanteile im Verhältnis der
Investitionsanteile, welche die Unter-
zeichner unmittelbar vor der entspre-
chenden Angleichung hatten, auf dieje-
nigen Unterzeichner aufgeteilt, die nach
dieser Ziffer einer Erhöhung ihrer Inve-
stitionsanteile zustimmen.

iii) Können die nach Ziffer i beantragten
Herabsetzungen nicht im vollen Umfang
auf diejenigen Unterzeichner aufgeteilt
werden, die einer Erhöhung ihrer Inve-
stitionsanteile nach Ziffer ii zugestimmt
haben, so wird der Gesamtbetrag der
Erhöhungen, denen zugestimmt worden
ist — und zwar bis zu der Betragsgren-
ze, die der einzelne Unterzeichner, der
zugestimmt hat, eine Erhöhung seines
Investitionsanteils auf Grund dieses Buch-
stabens auf sich zu nehmen, angegeben
hat — als Herabsetzung auf diejenigen
Unterzeichner verteilt, die nach Ziffer i
die Herabsetzung ihrer Investitionsan-
teile beantragt haben, und zwar im Ver-
hältnis ihrer nach Ziffer i beantragten
Herabsetzungen.

iv) Die Zustimmung eines Unterzeichners,
der nach dieser lit. einen niedrigeren
Investitionsanteil beantragt oder einer
Erhöhung seines Investitionsanteils zuge-
stimmt hat, gilt hinsichtlich der auf
Grund dieser lit. festgelegten Herabset-
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zung oder Erhöhung seines Investitions-
anteils solange als gegeben, bis die Inve-
stitionsanteile nach lit. c Ziffer ii erneut
festgelegt werden.

v) Der Gouverneursrat bestimmt geeignete
Verfahren für die Notifizierung der An-
träge von Unterzeichnern auf Herabset-
zung ihrer Investitionsanteile nach Zif-
fer i und für die Mitteilung der Unter-
zeichner, die bereit sind, der Erhöhung
ihrer Investitionsanteile nach Ziffer ii zu-
zustimmen.

e) Für die Bestimmung der Zusammensetzung
des Gouverneursrats und der Stimmenanteile der
Gouverneure werden die nach lit. c Ziffer ii fest-
gelegten Investitionsanteile mit dem ersten Tag
der auf diese Festlegung folgenden ordentlichen
Tagung der Versammlung der Unterzeichner
wirksam.

f) Soweit ein Investitionsanteil nach lit. c Zif-
fer iii oder v oder nach lit. h festgelegt ist und
soweit es durch den Austritt eines Unterzeich-
ners notwendig wird, werden die Investitions-
anteile aller anderen Unterzeichner in dem Ver-
hältnis angeglichen, das vor der Angleichung
zwischen ihren Investitionsanteilen bestand. Im
Fall des Austritts eines Unterzeichners werden
die nach lit. h festgelegten Investitionsanteile von
0'05 v. H. nicht erhöht.

g) Die INTELSAT notifiziert umgehend allen
Unterzeichnern die Ergebnisse jeder Festlegung
von Investitionsanteilen und das Datum des
Wirksamwerdens einer solchen Festlegung.

h) Ungeachtet jeder anderen Bestimmung die-
ses Artikels darf kein Unterzeichner einen Inve-
stitionsanteil haben, der niedriger ist als
0'05 v. H. des Gesamtbetrags der Investitions-
anteile.

ARTIKEL 7

(Finanzieller Ausgleich zwischen Unterzeichnern)

a) Bei Inkrafttreten dieses Betriebsübereinkom-
mens und danach bei jeder Festlegung der Investi-
tionsanteile wird zwischen den Unterzeichnern auf
der Grundlage einer nach lit. b durchgeführten
Bewertung ein finanzieller Ausgleich über die
INTELSAT durchgeführt. Die Ausgleichsbeträge
werden für jeden Unterzeichner festgelegt, indem
bei der Bewertung folgende Faktoren berück-
sichtigt werden:

i) bei Inkrafttreten dieses Betriebsüberein-
kommens der etwaige Unterschied zwi-
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schen der Endquote, die jeder Unter-
zeichner nach dem Sonder-Übereinkom-
men hatte, und seinem nach Artikel 6
dieses Betriebsübereinkommens festge-
legten anfänglichen Investitionsanteil;

ii) bei jeder späteren Festlegung der Investi-
tionsanteile der etwaige Unterschied
zwischen dem neuen Investitionsanteil
jedes Unterzeichners und seinem vor die-
ser Festlegung, gültigen Investitionsanteil.

b) Die unter lit. a genannte Bewertung wird
wie folgt durchgeführt:

i) von den Anfangskosten aller Vermögens-
werte, wie sie zum Zeitpunkt des Aus-
gleichs in den Büchern der INTELSAT
eingetragen sind, einschließlich aller kapi-
talisierten Erträge oder Ausgaben, wird
der Gesamtbetrag abgezogen, der sich
ergibt: aus
A. den zum Zeitpunkt des Ausgleichs

in den Büchern der INTELSAT ein-
getragenen aufgelaufenen Tilgttngs-
beträgen;

B. den Darlehen und sonstigen zum
Zeitpunkt des Ausgleichs, bestehen-
den Verbindlichkeiten der INTEL-
SAT;;

ii) die nach. Ziffer i erzielten Ergebnisse
werden wie folgt bereinigt:
A. Zum Zweck- des finanziellen Aus-

gleichs bei Inkrafttreten dieses Be-
triebsübereinkommens; wird ein Be-
trag hinzugefügt oder abgezogen, der
den Fehlbetrag bzw. den Überschuß
aus den Zahlungen darstellt, welche
die INTELSAT ab Entschädigung
für die Nutzung des Kapitals im
Zusammenhang mit den kumula-
tiven Kosten geleistet hat, die auf
Grund des Sonder-Überernkommens
zu zahlen waren; die Zahlung der
Entschädigung durch die INTELSAT
erfolgt zu den Entschädigungssätzen,
die der Interimsausschuß für das
Satellitenfernmeldewesen nach Arti-
kel 9 des Sonder-Übereinkommens
festgelegt hat und die während der
Zeiträume gültig waren, in denen
die einschlägigen Entschädigungs-
sätze anzuwenden waren. Zur Be-
stimmung des Betrags, der den Fehl-
betrag oder den Überschuß der Zah-
lung darstellt, wird die zu zahlende
Entschädigung monatlich berechnet
und auf den Nettobetrag der unter
Ziffer i genannten Faktoren bezo-
gen;

B. zum Zweck jedes späteren finanziel-
len Ausgleichs wird ein weiterer Be-
trag hinzugefügt oder abgezogen,
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der den Fehlbetrag bzw. den Über-
schuß aus den Zahlungen darstellt,
welche die INTELSAT als Entschädi-
gung für die Nutzung des Kapitals
vom Inkrafttreten dieses Betriebs-
übereinkommens bis zum Zeitpunkt
des Wirksamwerdens der Bewertung
im Zusammenhang mit den kumula-
tiven Kosten geleistet hat, die auf
Grund dieses Betriebsübereinkom-
mens zu zahlen waren; die Zahlung
der Entschädigung durch die INTEL-
SAT erfolgt zu den Entschädigungs-
sätzen, die der Gouverneursrat nach
Artikel 8 festgelegt hat und die
während der Zeiträume gültig waren,
in denen die einschlägigen Entschädi-
gungssätze anzuwenden waren. Zur
Bestimmung des Betrages, der den
Fehlbetrag oder den Überschuß der
Zahlung darstellt, wird die zu zah-
lende Entschädigung monatlich be-
rechnet und auf den Nettobetrag
der unter Ziffer i genannten Fakto-
ren bezogen.

c) Die nach diesem Artikel von den Unter-
zeichnern geschuldeten oder an diese zu zahlenden
Beträge sind bis zu einem vom Gouverneursrat
festgesetzten Zeitpunkt zu zahlen. Für jeden zu
diesem Zeitpunkt nicht gezahlten Betrag sind
Zinsen zu entrichten, die nach einem vom Gou-
verneursrat festgesetzten Zinssatz berechnet wer-
den; ausgenommen sind die nach lit. a Ziffer i
geschuldeten Beträge, für welche die Zinsen vom
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Betriebsüber-
einkommens an erhöben werden. Der unter die-
sem Buchstaben genannte Zinssatz ist gleich dem
Zinssatz, der vom Gouverneursrat nach Artikel 4
lit. d festgelegt wird.

ARTIKEL 8

(Benützungsgebühren und Einnahmen)

a) Der Gouverneursrat legt die Bemessungs-
einheiten für die Benützung des INTELSAT-
Weltraumsegments in Bezug auf die verschiede-
nen Benützungsarten fest und bestimmt die Ge-
bührensätze für die Benützung des INTELSAT-
Weltraumsegments, wobei er sich von den von
der Versammlung der Unterzeichner nach Arti-
kel VIII des Übereinkommens aufgestellten all-
gemeinen Vorschriften leiten läßt. Diese Gebüh-
ren sollen die Betriebs-, Instandhaltungs- und
Verwaltungskosten der INTELSAT decken, den
vom Gouverneursrat gegebenenfalls für erfor-
derlich gehaltenen Betriebsmittelfonds bilden
sowie zur Tilgung des von den Unterzeichnern
in die INTELSAT investierten Kapitals und zur
Entschädigung für die Nutzung des Kapitals der
Unterzeichner dienen.
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b) Hinsichtlich der Inanspruchnahme von Kapa-
zität, die für Sonderfernmeldedienste nach Arti-
kel III lit. d des Übereinkommens verfügbar ist,
setzt der Gouverneursrat die für die Inanspruch-
nahme dieser Dienste zu zahlenden Gebühren
fest. Dabei handelt er im Einklang mit den
Bestimmungen des Übereinkommens und dieses
Betriebsübereinkommens, insbesondere mit lit. a
dieses Artikels, und berücksichtigt die Kosten,
die sich aus der Bereitstellung der Sonderfern-
meldedienste ergeben, sowie einen angemessenen
Teil der allgemeinen Kosten und der Verwal-
tungskosten der INTELSAT. Im Falle unabhän-
giger Satelliten oder damit zusammenhängender
Einrichtungen, die von der INTELSAT nach Ar-
tikel V lit. e des Übereinkommens finanziert
werden, setzt der Gouverneursrat die für die
Inanspruchnahme solcher Dienste zu zahlenden
Gebühren fest. Dabei handelt er im Einklang mit
den Bestimmungen des Übereinkommens und
dieses Betriebsübereinkommens, insbesondere mit
lit. a dieses Artikels, damit die Kosten, die sich
unmittelbar aus der Planung, der Entwicklung,
dem Bau und der Bereitstellung dieser unab-
hängigen Satelliten und der damit zusammen-
hängenden Einrichtungen ergeben, sowie ein
angemessener Teil der allgemeinen Kosten und
der Verwaltungskosten der INTELSAT voll ge-
deckt werden.

c) Bei der Festlegung des Entschädigungssatzes
für die Nutzung des Kapitals der Unterzeichner
bezieht der Gouverneursrat einen Zuschlag für
das Risiko ein, das mit der Investition von
Kapital in die INTELSAT verbunden ist, und
setzt den Entschädigungssatz unter Berücksichti-
gung dieses Zuschlags so fest, daß er möglichst
nahe an den Geldpreis auf dem Weltmarkt heran-
kommt.

d) Der Gouverneursrat verhängt im Falle eines
Verzugs der Zahlung der Benützungsgebühren
von drei Monaten oder mehr alle geeigneten
Sanktionen.

e) Die Einnahmen der INTELSAT werden,
soweit ihre Höhe dies erlaubt, in folgender
Rangordnung verwendet:

i) zur Deckung der Betriebs-, Instandhal-
tungs- und Verwaltungskosten;

ii) zur Bildung des Betriebsmittelfonds, den
der Gouverneursrat gegebenenfalls für
erforderlich erachtet;

iii) zur Zahlung von den jeweiligen Investi-
tionsanteilen entsprechenden Beträgen,
die eine Kapitalrückzahlung nach den
vom Gouverneursrat festgelegten Ab-
schreibungsbestimmungen darstellen und
die in den Büchern der INTELSAT aus-
gewiesen sind, an die Unterzeichner;

iv) zur Zahlung der Beträge, die einem aus
der INTELSAT ausgetretenen Unter-
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zeichner nach Artikel 21 gegebenenfalls
zustehen;

v) zur Zahlung des verfügbaren Saldos an
die Unterzeichner als Entschädigung für
die Nutzung des Kapitals entsprechend
ihrem jeweiligen Investitionsanteil.

f) Soweit die von der INTELSAT erzielten
Einnahmen nicht ausreichen sollten, um die Be-
triebs-, Instandhaltungs- und Verwaltungskosten
der INTELSAT zu decken, kann der Gouver-
neursrat beschließen, den Fehlbetrag durch Ver-
wendung des Betriebsmittelfonds der INTEL-
SAT, durch Maßnahmen für Kontenüberziehun-
gen, durch Kreditaufnahme oder durch Ersuchen
an die Unterzeichner um Zahlung von Kapital-
beiträgen entsprechend ihrem jeweiligen Inve-
stitionsanteil oder durch eine beliebige Kombina-
tion dieser Maßnahmen auszugleichen.

ARTIKEL 9

(Zahlungsverkehr)

a) Der Kontenausgleich zwischen den Unter-
zeichnern und der INTELSAT im Zusammenhang
mit den nach den Artikeln 4, 7 und 8 vorzu-
nehmenden Geldgeschäften ist so durchzuführen,
daß sowohl Geldüberweisungen zwischen den
Unterzeichnern und der INTELSAT als auch die
Höhe der Gelder, welche die INTELSAT über
den vom Gouverneursrat für erforderlich gehal-
tenen Betriebsmittelfonds hinaus besitzt, auf ein
Mindestmaß beschränkt werden.

b) Alle Zahlungen zwischen den Unterzeich-
nern und der INTELSAT aufgrund dieses Be-
triebsübereinkommens werden in US-Dollars
oder in einer frei in US-Dollar konvertierbaren
Währung geleistet.

ARTIKEL 10

(Kontenüberziehungen und Kreditaufnahme)

a) Um Fehlbeträge bis zum Eingang ausrei-
chender INTELSAT-Einnahmen oder bis zum
Eingang von Kapitalbeiträgen der Unterzeichner
nach diesem Betriebsübereinkommen auszuglei-
chen, kann die INTELSAT mit Genehmigung
des Gouverneursrats Maßnahmen für Konten-
überziehungen treffen.

b) Unter außergewöhnlichen Umständen und
zur Finanzierung einer von der INTELSAT nach
Artikel III lit. a, b oder c des Übereinkommens
oder nach diesem Betriebsübereinkommen aus-
geübten Tätigkeit oder zur Erfüllung einer nach
jenen Bestimmungen eingegangenen Verpflich-
tung kann die INTELSAT auf Beschluß des
Gouverneursrats Kredite aufnehmen. Die aus-
stehenden Beträge dieser Kredite gelten für die
Zwecke des Artikels 5 dieses Betriebsüberein-
kommens als vertragliche Kapitalverpflichtungen.
Der Gouverneursrat berichtet nach Artikel X
lit. a Ziffer xiv des Übereinkommens der Ver-
sammlung der Unterzeichner umfassend über die
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Gründe für seinen Beschluß, Kredit aufzunehmen,
sowie über die Bedingungen der Kreditaufnahme.

ARTIKEL 11

(Ausgeschlossene Kosten)

Zu den INTELSAT-Kosten gehören nicht

i) Steuern auf die Einnahmen eines Unter-
zeichners aus der INTELSAT;

ii) Ausgaben für die Planung und Entwick-
lung von Trägerraketen und Startanlagen
mit Ausnahme der Ausgaben für die
Anpassung von Trägerraketen und Start-
anlagen im Zusammenhang mit der Pla-
nung und Entwicklung, dem Bau und
der Errichtung des INTELSAT-Welt-
raumsegments;

iii) Aufwendungen für die Vertreter der
Vertragsparteien und Unterzeichner, die
durch deren Teilnahme an den Tagungen
der Versammlung der Vertragsparteien,
der Versammlung der Unterzeichner, des
Gouverneursrats oder an anderen
INTELSAT-Tagungen entstehen.

ARTIKEL 12

(Buchprüfung)

Die Bücher der INTELSAT werden jährlich
durch unabhängige, vom Gouverneursrat
bestimmte Buchprüfer geprüft. Jeder Unterzeich-
ner hat das Recht zur Einsichtnahme in die
Bücher der INTELSAT.

ARTIKEL 13

(Internationale Fernmelde-Union)

Die INTELSAT wird die einschlägigen Vor-
schriften der Internationalen Fernmelde-Union
beachten und außerdem bei der Planung und
Entwicklung, dem Bau und der Errichtung des
INTELSAT-Weltraumsegments und bei den Ver-
fahren, die zur Regelung des Betriebes des
INTELSAT-Weltraumsegments und der Erde-
funkstellen ausgearbeitet werden, die vom Inter-
nationalen Beratenden Ausschuß für den Tele-
graphen- und Fernsprechdienst, vom Internatio-
nalen Beratenden Ausschuß für den Funkdienst
und vom Internationalen Ausschuß für Frequenz-
registrierung ausgearbeiteten einschlägigen
Empfehlungen und Verfahren gebührend berück-
sichtigen.

ARTIKEL 14

(Zulassung von Erdefunkstellen)
a) Jeder Antrag auf Zulassung einer Erdefunk-

stelle zur Benützung des INTELSAT-Weltraum-
segments wird der INTELSAT von dem Unter-
zeichner, den die Vertragspartei bestimmt hat,
in deren Hoheitsgebiet die Erdefunkstelle liegt
oder liegen wird, oder, wenn die Erdefunkstelle
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in einem Gebiet liegt, das nicht der Hoheits-
gewalt einer Vertragspartei untersteht, von
einem ordnungsgemäß bevollmächtigten Fern-
melde-Rechtsträger vorgelegt.

b) Sollte es der Versammlung der Unterzeich-
ner nicht gelingen, allgemeine Vorschriften nach
Artikel VIII lit. b Ziffer v des Übereinkommens
aufzustellen, oder sollte es dem Gouverneursrat
nicht gelingen, technische Normen und Verfahren
für die Zulassung von Erdefunkstellen nach Arti-
kel X lit. a Ziffer vi des Übereinkommens anzu-
nehmen, so hindert dies den Gouverneursrat nicht
daran, jeden Antrag auf Zulassung einer Erde-
funkstelle zur Benützung des INTELSAT-Welt-
raumsegments zu prüfen oder ihm stattzugeben.

c) Jeder unter lit. a erwähnte Unterzeichner
oder Fernmelde-Rechtsträger ist in bezug auf die
Erdefunkstelle, für die er einen Antrag vorgelegt
hat, der INTELSAT gegenüber verantwortlich
für die Einhaltung der in dem ihm von der
INTELSAT übermittelten Zulassungsdokument
aufgeführten Vorschriften und Normen, sofern
nicht im Falle eines antragstellenden Unterzeich-
ners die Vertragspartei, die ihn bestimmt hat,
diese Verantwortung für alle oder einige Erde-
funkstellen übernimmt, die nicht dem betreffen-
den Unterzeichner gehören oder von ihm betrie-
ben werden.

ARTIKEL 15
(Zuteilung von Weltraumsegmentkapazität)
a) Jeder Antrag auf Zuteilung von INTELSAT-

Weltraumsegmentkapazität wird der INTELSAT
von einem Unterzeichner oder im Falle eines
Gebiets, das nicht der Hoheitsgewalt einer Ver-
tragspartei untersteht, von einem ordnungsgemäß
bevollmächtigten Fernmelde-Rechtsträger vorge-
legt.

b) Entsprechend den vom Gouverneursrat nach
Artikel X des Übereinkommens festgelegten Be-
dingungen wird die Weltraumsegmentkapazität
dem Unterzeichner oder im Falle eines Gebiets,
das nicht der Hoheitsgewalt einer Vertragspartei
untersteht, dem ordnungsgemäß bevollmächtig-
ten Fernmelde-Rechtsträger, der den Antrag vor-
gelegt hat, zugeteilt.

c) Jeder Unterzeichner oder Fernmelde-Rechts-
träger, an den eine Zuteilung nach lit. b erfolgt
ist, ist für die Erfüllung aller Bedingungen ver-
antwortlich, die in bezug auf eine solche Zutei-
lung von der INTELSAT festgelegt worden sind,
sofern nicht im Falle eines antragstellenden
Unterzeichners die Vertragspartei, die ihn be-
stimmt hat, diese Verantwortung für Zuteilun-
gen an alle oder einige Erdefunkstellen über-
nimmt, die nicht dem betreffenden Unterzeich-
ner gehören oder von ihm betrieben werden.

ARTIKEL 16
(Beschaffung)

a) Alle Aufträge für die Beschaffung der von
der INTELSAT benötigten Waren und Dienst-
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leistungen werden in Übereinstimmung mit Arti-
kel XIII des Übereinkommens, mit Artikel 17
dieses Betriebsübereinkommens und den vom
Gouverneursrat nach dem Übereinkommen und
diesem Betriebsübereinkommen festgelegten Ver-
fahren, Vorschriften und Bedingungen vergeben.
Die in diesem Artikel genannten Dienstleistungen
sind von juristischen Personen erbrachte Dienst-
leistungen.

b) Die Genehmigung durch den Gouverneurs-
rat ist erforderlich

i) vor der Ausgabe von Einladungen zur
Abgabe von Angeboten oder der Vor-
nahme von Ausschreibungen, wenn es
sich um Aufträge handelt, deren Wert
auf mehr als 500.000 US-Dollar geschätzt
wird;

ii) vor der Vergabe von Aufträgen, deren
Wert 500.000 US-Dollar übersteigt.

c) Unter den folgenden Umständen kann der
Gouverneursrat jeweils beschließen, Waren und
Dienstleistungen auf andere Weise als durch
öffentliche internationale Ausschreibungen zu
beschaffen:

i) wenn der geschätzte Auftragswert
50.000 US-Dollar oder einen höheren
Wert, der von der Versammlung der
Unterzeichner auf der Grundlage von
Vorschlägen des Gouverneursrats festge-
legt wird, nicht übersteigt;

ii) wenn die Beschaffung dringend erforder-
lich ist, um eine Ausnahmesituation zu
meistern, welche die Betriebsfähigkeit
des INTELSAT-Weltraumsegments in
Frage stellt;

iii) wenn der Bedarf überwiegend admini-
strativer Art ist und sich daher am besten
für eine Beschaffung an Ort und Stelle
eignet;

iv) wenn es für eine Ware oder Dienstlei-
stung nur eine einzige Bezugsquelle gibt,
die in der Lage ist, den von der INTEL-
SAT zu fordernden Spezifikationen zu
entsprechen, oder wenn die Zahl der
Bezugsquellen so stark beschränkt ist,
daß es weder möglich noch zum Besten
der INTELSAT wäre, Zeit und Kosten,
die mit einer öffentlichen internationalen
Ausschreibung verbunden sind, aufzu-
wenden; jedoch müssen in dem Fall, in
dem es mehr als eine Bezugsquelle gibt,
alle Bezugsquellen die Möglichkeit haben,
gleichberechtigte Angebote zu machen.

d) Die nach lit. a festgelegten Verfahren, Vor-
schriften und Bedingungen müssen vorsehen, daß
der Gouverneursrat rechtzeitig und. vollständig
unterrichtet wird. Der Gouverneursrat muß die
Möglichkeit haben, auf Ersuchen eines Gouver-
neurs über alle Verträge jede Auskunft zu erwir-
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ken, die erforderlich ist, damit der betreffende
Gouverneur den ihm in dieser Eigenschaft oblie-
genden Verantwortlichkeiten nachkommen kann.

ARTIKEL 17
(Erfindungen und technische Informationen)
a) Die INTELSAT erwirbt bei allen von ihr

oder für sie ausgeführten Arbeiten diejenigen
Rechte an Erfindungen und technischen Informa-
tionen, die im gemeinsamen Interesse der INTEL-
SAT und der Unterzeichner in ihrer Eigenschaft
als solche erforderlich sind, jedoch nicht mehr als
diese Rechte. Bei Arbeiten, die unter Vertrag
ausgeführt werden, werden solche Rechte als
nichtausschließliche Rechte erworben.

b) Für die Zwecke der lit. a sichert sich die
INTELSAT unter Berücksichtigung ihrer Grund-
sätze und Ziele, der Rechte und Pflichten der
Vertragsparteien und Unterzeichner aufgrund des
Übereinkommens und dieses Betriebsüberein-
kommens und allgemein anerkannter industriel-
ler Gepflogenheiten bei allen von ihr oder für
sie ausgeführten Arbeiten, die einen bedeutenden
Anteil an Untersuchungs-, Forschungs- oder Ent-
wicklungsarbeiten enthalten,

i) das Recht, von allen Erfindungen und
technischen Informationen, die bei den
von ihr oder für sie ausgeführten Arbei-
ten anfallen, unentgeltlich Kenntnis zu
erhalten;

ii) das Recht, diese Erfindungen und tech-
nischen Informationen den Unterzeich-
nern und anderen der Hoheitsgewalt
einer Vertragspartei unterstehenden Per-
sonen bekanntzugeben und bekanntgeben
zu lassen, sie zu verwenden sowie die
Unterzeichner und die genannten ande-
ren Personen zu ermächtigen und
ermächtigen zu lassen, diese Erfindungen
und technischen Informationen zu ver-
wenden
A. im Zusammenhang mit dem INTEL-

SAT-Weltraumsegment und jeder
damit arbeitenden Erdefunkstelle
ohne Entgelt;

B. für jeden anderen Zweck zu gerech-
ten und angemessenen Bedingungen,
die zwischen den Unterzeichnern
oder anderen der Hoheitsgewalt
einer Vertragspartei unterstehenden
Personen und dem Eigentümer oder
Urheber solcher Erfindungen und
technischen Informationen oder
jeder anderen ordnungsgemäß er-
mächtigten juristischen oder natür-
lichen Person, die ein vermögens-
rechtliches Interesse daran besitzt,
festgelegt werden.

c) Bei Arbeiten, die unter Vertrag ausgeführt
werden, wird bei der Anwendung der lit. -b
davon ausgegangen, daß die Vertragspartner
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Eigentümer der Rechte an den Erfindungen und
technischen Informationen bleiben, die sich aus
ihren Arbeiten ergeben.

d) Die INTELSAT sichert sich auch das Recht,
zu gerechten und angemessenen Bedingungen Er-
findungen und technische Informationen, die bei
der Ausführung von Arbeiten für sie unmittelbar
benützt werden, aber nicht unter lit. b fallen,
den Unterzeichnern und anderen der Hoheits-
gewalt einer Vertragspartei unterstehenden Per-
sonen bekanntzugeben und bekanntgeben zu las-
sen, sie zu verwenden sowie die Unterzeichner
und die genannten anderen Personen zu ermäch-
tigen und ermächtigen zu lassen, diese Erfindun-
gen und technischen Informationen zu verwen-
den, soweit derjenige, der solche Arbeiten aus-
geführt hat, befugt ist, dieses Recht zu gewähren,
und soweit diese Bekanntgabe und Verwendung
für die wirksame Ausübung der nach lit. b er-
langten Rechte notwendig ist.

e) In Einzelfällen, in denen außergewöhnliche
Umstände dies rechtfertigen, kann der Gouver-
neursrat einer Abweichung von den unter lit. b
Ziffer ii und unter lit. d vorgeschriebenen Richt-
linien zustimmen, wenn ihm im Verlauf der Ver-
handlungen dargelegt wird, daß ein Festhalten
daran den Interessen der INTELSAT schaden
würde und daß in dem unter lit. b Ziffer ii
genannten Fall ein Beharren auf diesen Richt-
linien mit früheren vertraglichen Verpflichtun-
gen, die von einem etwaigen Vertragspartner
gutgläubig gegenüber einem Dritten eingegangen
worden sind, unvereinbar wäre.

f) In Einzelfällen, in denen außergewöhnliche
Umstände dies rechtfertigen, kann der Gouver-
neursrat ferner einer Abweichung von der unter
lit. c vorgeschriebenen Richtlinie zustimmen,
wenn sämtliche folgenden Bedingungen erfüllt
sind:

i) wenn dem Gouverneursrat dargelegt
wird, daß ein Festhalten daran den
Interessen der INTELSAT Schaden zu-
fügen würde,

ii) wenn der Gouverneursrat bestimmt, daß
die INTELSAT in der Lage sein sollte,
den Patentschutz in irgendeinem Staat
sicherzustellen,

iii) wenn und soweit der Auftragnehmer
einem solchen Schutz nicht innerhalb
einer angemessenen Zeitspanne sicherstel-
len kann oder will.

g) Der Gouverneursrat berücksichtigt bei sei-
ner Entscheidung, ob und in welcher Form er
einer Abweichung nach den lit. e und f zustim-
men soll, die Interessen der INTELSAT und aller
Unterzeichner sowie die geschätzten finanziellen
Vorteile, die der INTELSAT aus der Abweichung
erwachsen würden.

h) Hinsichtlich der Erfindungen und techni-
schen Informationen, an denen Rechte aufgrund
des Vorläufigen Übereinkommens und des Son-
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der-Übereinkommens erworben wurden oder an
denen andere als die unter lit. b erwähnten
Redite aufgrund des Übereinkommens und dieses
Betriebsübereinkommens erworben werden, wird
die INTELSAT, soweit sie dazu berechtigt ist, auf
Verlangen

i) jedem Unterzeichner die genannten Er-
findungen und technischen Informationen
bekanntgeben oder bekanntgeben lassen,
vorbehaltlich der Erstattung aller Zah-
lungen, welche die INTELSAT für die
Ausübung eines solchen Rechts auf Be-
kanntgabe geleistet hat oder welche von
ihr gefordert werden,

ii) jedem Unterzeichner das Recht verschaf-
fen, diese Erfindungen und technischen
Informationen anderen der Hoheits-
gewalt einer Vertragspartei unterstehen-
den Personen bekanntzugeben oder
bekanntgeben zu lassen, sie zu verwenden
sowie die genannten anderen Personen
zu ermächtigen oder ermächtigen zu las-
sen, diese Erfindungen und technischen
Informationen zu verwenden
A. im Zusammenhang mit dem INTEL-

SAT-Weltraumsegment oder jeder
damit arbeitenden Erdefunkstelle
ohne Entgelt,

B. für jeden anderen Zweck zu gerech-
ten und angemessenen Bedingungen,
die zwischen den Unterzeichnern
oder anderen der Hoheitsgewalt
einer Vertragspartei unterstehenden
Personen und der INTELSAT oder
dem Eigentümer oder Urheber sol-
cher Erfindungen und technischen
Informationen oder jeder anderen
ordnungsgemäß ermächtigten juristi-
schen oder natürlichen Person, die
ein vermögensrechtliches Interesse
daran besitzt, festgelegt werden, vor-
behaltlich der Erstattung aller Zah-
lungen, welche die INTELSAT für
die Ausübung solcher Rechte gelei-
stet hat oder welche von ihr gefor-
dert werden.

i) Soweit die INTELSAT nach lit. b Ziffer i
das Recht erwirbt, von Erfindungen und tech-
nischen Informationen Kenntnis zu erhalten, hält
sie jeden Unterzeichner auf Verlangen über die
Verfügbarkeit und die allgemeine Beschaffenheit
dieser Erfindungen und technischen Informatio-
nen auf dem laufenden. Soweit die INTELSAT
aufgrund dieses Artikels Rechte erwirbt, den
Unterzeichnern und anderen der Hoheitsgewalt
der Vertragsparteien unterstehenden Personen
Erfindungen und technische Informationen zur
Verfügung zu stellen, stellt sie diese Rechte auf
Verlangen jedem Unterzeichner oder jeder von
einem Unterzeichner bestimmten Person zur Ver-
fügung.
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j) Die Bekanntgabe und Verwendung sowie
die Festlegung der Bedingungen für die Bekannt-
gabe und Verwendung aller Erfindungen und
technischen Informationen, an denen die INTEL-
SAT Rechte erworben hat, erfolgt gegenüber
den Unterzeichnern und den von ihnen bestimm-
ten Personen auf der Grundlage der Nichtdiskri-
minierung.

ARTIKEL 18

(Haftung)

a) Die INTELSAT, die Unterzeichner in ihrer
Eigenschaft als solche, die Direktoren, Funktio-
näre oder Angestellten derselben und die Ver-
treter bei einem INTELSAT-Organ,. die in Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben und innerhalb der
Grenzen ihrer Zuständigkeit handeln, haften in
keiner Weise gegenüber einem Unterzeichner
oder der INTELSAT, und es kann gegen sie
keine Forderung wegen eines Verlustes oder
Schadens geltend gemacht werden, der infolge
einer Nichtbereitstellung, Verzögerung oder Feh-
lerhaftigkeit derjenigen Fernmeldedienste, die
nach dem Übereinkommen oder diesem Betriebs-
übereinkommen zur Verfügung gestellt worden
sind oder gestellt werden sollen, entstanden ist.

b) Wird die INTELSAT oder ein Unterzeich-
ner in seiner Eigenschaft als solcher verpflichtet,
aufgrund eines von einem zuständigen Gericht
gefällten rechtskräftigen Urteils oder eines vom
Gouverneursrat angenommenen oder genehmig-
ten Vergleichs eine Forderung einschließlich der
damit verbundenen Kosten und Ausgaben zu
begleichen, die aus einer von der INTELSAT
nach dem Übereinkommen oder diesem Betriebs-
übereinkommen ausgeübten oder zugelassenen
Tätigkeit entstanden ist, so haben die Unter-
zeichner, soweit die Forderung nicht durch eine
Entschädigung, Versicherung oder sonstige finan-
zielle Regelung befriedigt wird, ungeachtet jeder
in oder nach Artikel 5 festgelegten Höchstgrenze
den offenen Betrag der betreffenden Forderung
an die INTELSAT zu zahlen, und zwar im Ver-
hältnis ihres jeweiligen Investitionsanteils zu dem
Zeitpunkt, zu dem die Zahlung der Forderung
durch die INTELSAT fällig ist.

c) Wird diese Forderung gegenüber einem
Unterzeichner geltend gemacht, so hat dieser
— als Voraussetzung für die Zahlung durch die
INTELSAT nach lit. b — der INTELSAT unver-
züglich Mitteilung davon zu machen und Gele-
genheit zu geben, Ratschläge und Empfehlungen
über das Bestreiten oder die sonstige Regelung
der Forderung zu geben oder das Bestreiten
oder die Regelung der Forderung selbst zu über-
nehmen und, soweit es das für das Gericht, vor
dem die Forderung erhoben wird, geltende Recht
erlaubt, entweder zusammen mit dem Unter-
zeichner oder an seiner Stelle Prozeßpartei zu
werden.
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ARTIKEL 19

(Abfindung)

a) In Übereinstimmung mit den Artikeln IX
und XV des Vorläufigen Übereinkommens stellt
der Gouverneursrat so bald wie möglich, spä-
testens jedoch drei Monate nach Inkrafttreten
dieses Betriebsübereinkommens, gemäß lit. d den
finanziellen Status jedes Unterzeichners des Son-
der-Übereinkommens, für den in seiner Eigen-
schaft als Staat oder für dessen Staat das Über-
einkommen mit seinem Inkrafttreten weder in
Kraft trat noch vorläufig angewendet wurde,
gegenüber der INTELSAT fest. Der Gouver-
neursrat notifiziert jedem der betreffenden
Unterzeichner schriftlich dessen finanziellen Sta-
tus und den entsprechenden Zinssatz. Dieser Zins-
satz soll dem Geldpreis auf dem Weltmarkt
nahekommen.

b) Ein Unterzeichner kann die Feststellung
seines finanziellen Status und den Zinssatz an-
nehmen, die ihm nach lit. a mitgeteilt wurden
oder die auf andere Weise zwischen dem Gou-
verneursrat und dem betreffenden Unterzeich-
ner vereinbart wurden. Die INTELSAT zahlt
dem betreffenden Unterzeichner in US-Dollar
oder einer anderen frei in US-Dollar konver-
tierbaren Währung innerhalb von neunzig Tagen
nach der Annahme oder innerhalb einer etwa
vereinbarten längeren Frist den so angenomme-
nen Betrag zuzüglich der Zinsen für den genann-
ten Betrag, die vom Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Betriebsübereinkommens bis zum
Zeitpunkt der Zahlung angefallen sind.

c) Entsteht über den Betrag oder den Zins-
satz zwischen der INTELSAT und einem Unter-
zeichner eine Streitigkeit, die nicht innerhalb
eines Jahres vom Zeitpunkt der Notifikation
nach lit. a auf dem Verhandlungswege beigelegt
werden kann, so bleiben der mitgeteilte Betrag
und Zinssatz das weiterhin gültige Angebot der
INTELSAT zur Beilegung der Streitigkeit, und
die entsprechende Summe wird zur Verfügung
des betreffenden Unterzeichners zurückgestellt.
Sofern eine Einigung über ein beiderseitig
annehmbares Gericht erzielt werden kann, unter-
wirft die INTELSAT die Streitigkeit auf Ver-
langen des Unterzeichners einem Schiedsverfah-
ren. Nach Erhält der Entscheidung des Gerichts
zahlt die INTELSAT dem Unterzeichner den
vom Gericht festgesetzten Betrag in US-Dollar
oder einer anderen frei in US-Dollar konver-
tierbaren Währung.

d) Für die Zwecke der lit. a wird der finan-
zielle Status folgendermaßen festgestellt:

i) die Endquote, die der Unterzeichner auf-
grund des Sonder-Übereinkommens
hatte, wird mit dem Betrag multipli-
ziert, der aufgrund der Bewertung nach
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Artikel 7 lit. b dieses Betriebsüberein-
kommens bei dessen Inkrafttreten errech-
net wird;

ii) von dem Produkt werden alle Beträge
abgezogen, die der betreffende Unter-
zeichner zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Betriebsübereinkommens
schuldet.

e) Durch diesen Artikel wird
i) ein unter lit. a genannter Unterzeichner

nicht von seinem Anteil an den Ver-
pflichtungen befreit, die von den Unter-
zeichnern oder für die Unterzeichner des
Sonder-Übereinkommens infolge von
Handlungen oder Unterlassungen
gemeinsam eingegangen wurden, die sich
vor dem Inkrafttreten dieses Betriebs-
übereinkommens bei der Durchführung
des Vorläufigen Übereinkommens und
des Sonder-Übereinkommens ergeben
haben;

ii) einem solchen Unterzeichner kein in die-
ser Eigenschaft erworbenes Recht ent-
zogen, das er sonst nach Außerkrafttre-
ten des Sonder-Übereinkommens weiter-
hin behalten würde und für das er noch
keine Entschädigung nach diesem Artikel
erhalten hat.

ARTIKEL 20

(Beilegung von Streitigkeiten)
a) Alle Rechtsstreitigkeiten, die sich im Zusam-

menhang mit den Rechten und Pflichten auf-
grund des Übereinkommens oder dieses Betriebs-
übereinkommens zwischen Unterzeichnern oder
zwischen der INTELSAT und einem oder meh-
reren Unterzeichnern ergeben, werden einem
Schiedsverfahren gemäß Anlage C des Überein-
kommens unterworfen, wenn sie nicht innerhalb
einer angemessenen Frist auf. andere Weise bei-
gelegt werden.

b) Alle derartigen Streitigkeiten, die sich zwi-
schen einem Unterzeichner und einem Staat oder
Fernmelde-Rechtsträger, der aufgehört hat,
Unterzeichner zu sein, oder zwischen der INTEL-
SAT und einem Staat oder Fernmelde-Rechts-
träger, der aufgehört hat, Unterzeichner zu sein,
ergeben, nachdem der betreffende Staat oder
Fernmelde-Rechtsträger aufgehört hat, Unter-
zeichner zu sein, sind, wenn sie nicht innerhalb
einer angemessenen Frist auf andere Weise bei-
gelegt werden, einem Schiedsverfahren zu unter-
werfen und können, wenn die Streitparteien dem
zustimmen, einem Schiedsverfahren gemäß An-
lage C des Übereinkommens unterworfen wer-
den. Hört ein Staat oder Fernmelde-Rechtsträger
nach Einleitung eines Schiedsverfahrens, an dem
er beteiligt ist, auf, Unterzeichner zu sein, so
wird das Verfahren gemäß Anlage C des Über-
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einkommens oder gegebenenfalls der sonstigen
Bestimmungen, nach denen das Verfahren geführt
wird, fortgesetzt und abgeschlossen.

c) Alle Rechtsstreitigkeiten, die sich im Zusam-
menhang mit Abkommen oder Verträgen erge-
ben, welche die INTELSAT mit einem Unter-
zeichner schließt, unterliegen den Bestimmungen
über die Beilegung von Streitigkeiten, die in die-
sen Abkommen oder Verträgen enthalten sind.
In Ermangelung solcher Bestimmungen werden
diese Streitigkeiten einem Schiedsverfahren
gemäß Anlage C des Übereinkommens unter-
worfen, wenn sie nicht innerhalb einer angemes-
senen Frist auf andere Weise beigelegt werden.

d) Ist zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Betriebsübereinkommens ein Schiedsverfahren
nach dem Zusatzübereinkommen vom 4. Juni
1965 über die Schiedsgerichtsbarkeit anhängig,
so bleibt das genannte Übereinkommen in bezug
auf dieses Schiedsverfahren bis zu dessen Ab-
schluß in Kraft. Ist der Interimsausschuß für das
Satelliten-Fernmeldewesen Partei in dem Schieds-
verfahren, so tritt die INTELSAT als Prozeß-
partei an seine Stelle.

ARTIKEL 21

(Austritt)

a) Innerhalb von drei Monaten nach Wirksam-
werden des Austritts eines Unterzeichners aus
der INTELSAT gemäß Artikel XVI des Über-
einkommens notifiziert der Gouverneursrat dem
Unterzeichner die vom Gouverneursrat vorge-
nommene Feststellung des finanziellen Status des
Unterzeichners gegenüber der, INTELSAT zum
Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Austritts und
die Bedingungen, die für den Ausgleich nach lit. c
vorgeschlagen werden.

b) Die unter lit. a vorgesehene Notifikation
hat eine Aufstellung folgender Beträge zu ent-
halten:

i) des von der INTELSAT an den Unter-
zeichner zu zahlenden Betrags, der durch
Multiplizieren des Investitionsanteils, den
der Unterzeichner zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens seines Austritts besitzt,
mit dem Betrag, der sich bei der Bewer-
tung nach Artikel 7 lit. b zum gleichen
Zeitpunkt ergeben hat, bestimmt wird;

ii) aller Beträge, die der Unterzeichner nach
Artikel XVI lit. g, j oder k des Überein-
kommens an die INTELSAT zu zahlen
hat und die seinen Anteil an den Kapital-
beiträgen für vertragliche Verpflichtun-
gen darstellen, die entweder vor Eingang
der Notifikation seines Austrittsbeschlus-
ses bei der zuständigen Behörde oder vor
dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens sei-
nes Austritts ausdrücklich genehmigt
worden sind, sowie den Vorschlag eines



1642 76. Stück — Ausgegeben am 20. Juli 1973 — Nr. 343

Zeitplans für die Zahlungen zur Erfül-
lung der genannten vertraglichen Ver-
pflichtungen, und

iii) aller Beträge, die der Unterzeichner der
INTELSAT zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens des Austritts schuldet.

c) Die unter lit. b Ziffern i und ii genannten
Beträge werden dem Unterzeichner innerhalb
eines Zeitraums, der dem Zeitraum entspricht,
in dem den übrigen Unterzeichnern ihre Kapital-
beiträge zurückgezahlt werden, oder innerhalb
eines vom Gouverneursrat für angemessen erach-
teten kürzeren Zeitraums von der INTELSAT
zurückgezahlt. Der Gouverneursrat bestimmt den
Zinssatz, der an den Unterzeichner bzw. von
dem Unterzeichner für alle jeweils ausstehenden
Beträge zu zahlen ist.

d) Bei der Feststellung der unter lit. b Ziffer ii
genannten Beträge kann der Gouverneursrat be-
schließen, den Unterzeichner ganz oder teilweise
seiner Verpflichtung zu entheben, seinen Anteil
derjenigen Kapitalbeiträge zu zahlen, die erfor-
derlich sind, um sowohl den ausdrücklich geneh-
migten vertraglichen Verpflichtungen als auch den
Verbindlichkeiten aus Handlungen oder Unter-
lassungen nachzukommen, die vor Eingang der
Notifikation des Austritts bzw. vor dem Zeit-
punkt des Wirksamwerdens des Austritts des
Unterzeichners nach Artikel XVI des Überein-
kommens liegen.

e) Sofern der Gouverneursrat nach lit. d nicht
anders beschließt, wird durch diesen Artikel

i) ein unter lit. a genannter Unterzeichner
nicht von seinem Anteil an den nicht-
vertraglichen Verpflichtungen der
INTELSAT aus Handlungen oder Unter-
lassungen befreit, die sich vor Eingang
der Notifikation des Austrittsbeschlusses
bzw. vor dem Wirksamwerden des Aus-
tritts bei der Durchführung des Über-
einkommens und dieses Betriebsüberein-
kommens ergeben haben,

ii) einem solchen Unterzeichner kein in die-
ser Eigenschaft erworbenes Recht ent-
zogen, das er sonst nach dem Wirksam-
werden seines Austritts weiterhin behal-
ten würde und für das er noch keine
Entschädigung nach diesem Artikel er-
halten hat.

ARTIKEL 22
(Änderungen)

a) Jeder Unterzeichner, die Versammlung der
Vertragsparteien und der Gouverneursrat kön-
nen Änderungen dieses Betriebsübereinkommens
vorschlagen. Änderungsvorschläge werden dem
geschäftsführenden Organ vorgelegt", das sie um-
gehend an alle Vertragsparteien und Unterzeich-
ner verteilt.
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b) Die Versammlung der Unterzeichner prüft
jeden Änderungsvorschlag auf ihrer ersten
ordentlichen Tagung nach Verteilung durch das
geschäftsführende Organ oder auf einer nach
Artikel VIII des Übereinkommens früher anbe-
raumten außerordentlichen Tagung, sofern das
geschäftsführende Organ den Änderungsvorschlag
mindestens neunzig Tage vor dem Eröffnungs-
datum der Tagung verteilt hat. Die Versamm-
lung der Unterzeichner berät über alle Ansichten
und Empfehlungen zu einem Änderungsvorschlag,
die sie von der Versammlung der Vertragspar-
teien oder dem Gouverneursrat erhält.

c) Die Versammlung der Unterzeichner be-
schließt über jeden Änderungsvorschlag gemäß
den Bestimmungen des Artikels VIII des Über-
einkommens über Beschlußfähigkeit und Ab-
stimmung. Sie kann jeden nach lit. b verteilten
Änderungsvorschlag abändern sowie über jeden
nicht verteilten, jedoch unmittelbar mit diesen
Vorschlägen oder Abänderungen zusammenhän-
genden Änderungsvorschlag beschließen.

d) Eine von der Versammlung der Unter-
zeichner genehmigte Änderung tritt gemäß lit. e
in Kraft, nachdem der Depositär eine Notifika-
tion über die Genehmigung der Änderung durch
folgende Unterzeichner erhalten hat:

i) zwei Drittel der Unterzeichner, die an
dem Tag, als die Änderung von der
Versammlung der Unterzeichner geneh-
migt wurde, Unterzeichner waren, sofern
zu diesen zwei Dritteln Unterzeichner
gehören, die zu der betreffenden Zeit
mindestens zwei Drittel der gesamten
Investitionsanteile besaßen, oder

ii) eine Anzahl von Unterzeichnern, die
fünfundachtzig v. H. oder mehr aller
Unterzeichner umfaßt, die an dem Tag,
als die Änderung von der Versammlung
der Unterzeichner genehmigt wurde,
Unterzeichner waren, unabhängig von
der Höhe der Investitionsanteile, die
diese Unterzeichner zu der betreffenden
Zeit besaßen.

Die Notifikation der Genehmigung einer Ände-
rung durch einen Unterzeichner wird dem Depo-
sitär von der betreffenden Vertragspartei über-
mittelt, und diese Notifikation gilt als Annahme
der Änderung durch die Vertragspartei.

e) Der Depositär notifiziert allen Unterzeich-
nern, die nach lit. d für das Inkrafttreten einer
Änderung erforderlichen Genehmigungen alsbald
nach ihrem Eingang. Neunzig Tage nach dem
Datum dieser Notifikation tritt die Änderung für
alle Unterzeichner einschließlich derjenigen in
Kraft, die sie noch nicht genehmigt haben und
die nicht aus der INTELSAT ausgetreten sind.
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f) Ungeachtet der lit. d und e kann eine
Änderung spätestens achtzehn Monate nach ihrer
Genehmigung durch die Versammlung der
Unterzeichner in Kraft treten.

ARTIKEL 23

(Inkrafttreten)

a) Dieses Betriebsübereinkommen tritt für
einen Unterzeichner an dem Tag in Kraft, an
dem das Übereinkommen nach seinem Arti-
kel XX lit. a und d oder b und d für die betref-
fende Vertragspartei in Kraft tritt.

b) Dieses Betriebsübereinkommen wird auf
einen Unterzeichner zu dem Zeitpunkt vorläufig
angewendet, zu dem das Übereinkommen nach
seinem Artikel XX lit. c und d auf die betref-
fende Vertragspartei vorläufig angewendet wird.

c) Dieses Betriebsübereinkommen bleibt so
lange in Kraft wie das Übereinkommen.

ARTIKEL 24

(Depositär)

a) Die Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika ist Depositär dieses Betriebsüberein-
kommens, dessen englischer, französischer und
spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich
ist. Dieses Betriebsübereinkommen wird im
Archiv des Depositärs hinterlegt, bei dem auch
die Notifikationen über die Genehmigung von
Änderungen, über die Substitution eines Unter-
zeichners nach Artikel XVI lit. f des Überein-
kommens und über den Austritt aus der INTEL-
SAT hinterlegt werden.

b) Der Depositär übermittelt allen Regierungen
und den von ihnen bestimmten Fernmelde-
Rechtsträgern, die dieses Betriebsübereinkommen
unterzeichnet haben, sowie der Internationalen
Fernmelde-Union beglaubigte Abschriften dieses
Betriebsübereinkommens und notifiziert diesen
Regierungen, den von ihnen bestimmten Fern-
melde-Rechtsträgern und der Internationalen
Fernmelde-Union die Unterzeichnungen dieses
Betriebsübereinkommens, den Beginn der in Ar-
tikel XX lit. a des Übereinkommens genannten
Sechzigtagefrist, das Inkrafttreten dieses Betriebs-
übereinkommens, die Notifikationen über die
Genehmigung von Änderungen und das Inkraft-
treten der Änderungen dieses Betriebsüberein-
kommens. Die Notifikation des Beginns der
Sechzigtagefrist erfolgt am ersten Tag dieser
Frist.

c) Sogleich nach Inkrafttreten dieses Betriebs-
übereinkommens läßt es der Depositär nach Ar-
tikel 102 der Charta der Vereinten Nationen
bei deren Sekretariat registrieren.
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ZU URKUND DESSEN haben die hierzu
gehörig befugten Unterzeichneten dieses Betriebs-
übereinkommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu Washington am 20. August
1971.

ANLAGE

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

(1) Verpflichtungen der Unterzeichner
Jeder Unterzeichner dieses Betriebsüberein-

kommens, der oder dessen Vertragspartei, die
ihn bestimmt hat, Vertragspartei des Vorläufigen
Übereinkommens war, bezahlt oder erhält den
Nettobetrag aller Beträge, die zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens des Übereinkommens von der
betreffenden Vertragspartei in ihrer Eigenschaft
als Unterzeichner des Sonder-Übereinkommens
nach dem Sonder-Übereinkommen geschuldet
oder an die betreffende Vertragspartei oder den
von ihr bestimmten Unterzeichner zu zahlen
waren.

(2) Bildung des Gouverneursrats
a) Bei Beginn der in Artikel XX lit. a des

Übereinkommens genannten Sechzigtagefrist und
danach in Abständen von einer Woche unter-
richtet die „Communications Satellite Corpora-
tion" alle Unterzeichner des Sonder-Überein-
kommens und die Staaten oder die von diesen
bestimmten Fernmelde-Rechtsträger, für die die-
ses Betriebsübereinkommen am Tag des Inkraft-
tretens des Übereinkommens in Kraft tritt oder
auf die es an jenem Tag vorläufig angewendet
wird, über die geschätzten anfänglichen Investi-
tionsanteile jedes Staates oder Fernmelde-Rechts-
trägers nach den Bestimmungen dieses Betriebs-
übereinkommens.

b) Während der genannten Sechzigtagefrist
trifft die „Communications Satellite Corpora-
tion" die verwaltungsmäßigen Vorbereitungen,
die für die Anberaumung der ersten Tagung des
Gouverneursrats erforderlich sind.

c) Innerhalb von drei Tagen nach Inkrafttreten
des Übereinkommens wird die „Communica-
tions Satellite Corporation" nach Absatz 2 der
Anlage D des Übereinkommens

i) alle Unterzeichner, für die dieses Betriebs-
übereinkommen in Kraft getreten ist
oder auf die es vorläufig angewendet
worden ist, über ihre nach Artikel 6
dieses Betriebsübereinkommens festge-
legten anfänglichen Investitionsanteile
unterrichten und

ii) alle diese Unterzeichner über die Vor-
kehrungen unterrichten, die für die erste
Tagung des Gouverneursrats getroffen
worden sind, die spätestens dreißig Tage
nach Inkrafttreten des Übereinkommens
anberaumt wird.
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(3) Beilegung von Streitigkeiten
Alle Rechtsstreitigkeiten, die zwischen der

INTELSAT und der „Communications Satellite
Corporation" im Zusammenhang mit Dienstlei-
stungen der „Communications Satellite Corpora-
tion" für die INTELSAT zwischen dem Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Betriebsüberein-
kommens und dem Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens des nach Artikel XII lit. a Ziffer ii des
Übereinkommens geschlossenen Vertrages ent-
stehen, werden einem Schiedsverfahren gemäß
Anlage C des Übereinkommens unterworfen,
wenn sie nicht innerhalb einer angemessenen
Frist auf andere Weise beigelegt werden.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Vertragswerk für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz, vom Bundesminister für Finanzen,
vom Bundesminister für Verkehr und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegen-
gezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 14. Dezember 1972

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Verkehr:
Frühbauer

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
i. V.: Broda

Die Österreichische Ratifikationsurkunde zum vorliegenden Vertragswerk wurde am 22. De-
zember 1972 hinterlegt; das Vertragswerk ist für Österreich gemäß Artikel XX Buchstabe a des
Übereinkommens und Artikel 23 Buchstabe a des Betriebsübereinkommens am 13. Feber 1973 in
Kraft getreten.

Nach Mitteilung der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika haben bis 17. Jänner
1973 außer Österreich folgende Staaten das Übereinkommen angenommen: Ägypten, Algerien,
Argentinien, Äthiopien, Australien, Belgien, Brasilien, Burundi, Chile, Costa Rica, Dänemark,
Dominikanische Republik, Ecuador, Elfenbeinküste, Finnland, Frankreich, Gabon, Griechenland,
Guatemala, Indien, Indonesien, Iran, Irland, Israel, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien,
Kanada, Kenia, Korea, Kuwait, Liechtenstein, Luxemburg, Malaysia, Marokko, Mauretanien, Mexiko,
Monaco, Neuseeland, Nicaragua, Nigeria, Norwegen, Pakistan, Peru, Philippinen, Portugal, Sambia,
Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Singapur, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Syrien,
Tansania, Taiwan, Thailand, Trinidad und Tobago, Uganda, Vatikanstadt, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Republik Vietnam und Zaire.
Auf Island, Italien und die Niederlande wird das Übereinkommen vorläufig angewendet.

Von den Fernmelde-Rechtsträgern, die von den im vorhergehenden Absatz angeführten Staaten
bestimmt worden waren, haben sämtliche mit Ausnahme jener Burundis und Sri Lankas das Be-
triebsübereinkommen unterzeichnet.

Kreisky


